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EDITORIAL/101: Die Wahrheit schweigt, das Wort macht frei (SB)





Wochendruckausgabe 101 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
01.09.2018
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Die Wahrheit schweigt, das Wort macht frei

31 Da sprach nun Jesus zu den Juden, die an ihn glaubten: Wenn ihr
bleiben werdet an meiner Rede, so seid ihr in Wahrheit meine
Jünger

32 und werdet die Wahrheit erkennen, und die Wahrheit wird euch
frei machen.

33 Da antworteten sie ihm: Wir sind Abrahams Kinder und sind
niemals jemandes Knecht gewesen. Wie sprichst du denn: Ihr sollt frei
werden?

34 Jesus antwortete ihnen: Wahrlich, wahrlich, ich sage euch: Wer
Sünde tut, der ist der Sünde Knecht.

35 Der Knecht aber bleibt nicht ewiglich im Hause; der Sohn bleibt
ewiglich.

36 Wenn euch nun der Sohn frei macht, so seid ihr recht
frei.

(Neues Testament, Johannes Evangelium, Kapitel 8, Vers 31-36,
Die Wahrheit macht frei)



Der Nazarener erweckte durch seine Reden und sein Auftreten das
Interesse des Volkes, und als sie sich ihm zuwandten und lauschten,
sprach er und sagte:

"Wenn ich nun sage, stellt euch gegen die Furcht und die Unterdrücker
und unterwerft euch nicht im Allerkleinsten, und ihr erinnert und
haltet euch fortan an mein Wort, so werdet ihr nicht mehr zu täuschen
und zu beherrschen sein, und das wird euch frei machen."

Da wunderten sich die Leute und fragten ihn:

"Wir alle sind Kinder Abrahams, sein Volk und keine Knechte. Wie
sollten wir noch freier werden?"

Der Nazarener aber antwortete und sprach:

"Wer der Furcht vor den Mächtigen aus dem Wege geht, dient ihrer
Vorherrschaft. Er bleibt nichts als ein Diener, Nutznießer und Knecht
und ist der Furcht, ihren Drohungen und ihren Versprechungen erlegen.
Hinweggeschwemmt und ohne jeden Bestand wird er für immer ihrem
flüchtigen und wechselhaften Wesen verbunden und unterworfen bleiben.
Er wird keinen Anfang und kein Ende finden.

Ich aber stelle mich den Mächtigsten und Stärksten gleich und fürchte
sie nicht. Niemals können sie mich aus unserem gemeinsamen Hause
verjagen. Wenn ihr nun meine Brüder und Schwestern seid, so werdet ihr
so frei und daheim sein wie ich."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich
aber vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 19)

Ihre Schattenblick-Redaktion


31. August 2018
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ATOM/172: Strahlende Wege - geblendet von Normalität ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 3. September 2018

BBU fordert sofortiges Verbot aller Urantransporte



(Bonn, Koblenz) Anlässlich der Blockade eines Urantransportes in
Rheinland-Pfalz am Samstag (1. September 2018) hat der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) erneut ein sofortiges Verbot aller
Urantransporte gefordert. Der BBU kritisiert, dass trotz aller Risiken nach
wie vor zahlreiche Urantransporte mit der Bahn und mit Lastwagen quer durch
das Bundesgebiet rollen. So erfolgen zum Beispiel häufig Urantransporte von
Hamburg, nachdem das Nuklearmaterial mit Schiffen den Hamburger Hafen
erreicht hat, nach Frankreich und zwischen der Urananreicherungsanlage in
Gronau (NRW) und Frankreich. Auch die Brennelementefabrik in Lingen
(Niedersachsen) ist immer wieder Ziel und Abfahrtsort hochgefährlicher Uran-
 und sonstiger Atomtransporte. "Brennelemente aus Lingen ermöglichen den
Weiterbetrieb der gefährlichen Atomkraftwerke in Belgien, in der Schweiz
und in anderen Ländern. Das Land Niedersachsen und die
Bundesumweltministerin Svenja Schulze sind in der Pflicht, derartige
Transporte zu unterbinden", so Udo Buchholz vom Vorstand des BBU.

In einer Pressemitteilung der "Aktionsgruppe von der Urantransportblockade
Moseltalbrücke" heißt es zur Aktion vom Samstag: "Am Samstag um 5.30 Uhr
wurde die Bahnstrecke zwischen Koblenz und Trier unterhalb der A61
gesperrt, da sich zwei Aktivistinnen mehr als 100m von der darüber
liegenden Moseltalbrücke abgeseilt hatten. Unten waren Menschen mit
Transparenten wie "Atomtransporte stoppen - Urananreicherung stilllegen"
auf den Schienen. Damit wurde ein Urantransport, der sich zu dem Zeitpunkt
im Güterbahnhof in Koblenz befand und innerhalb der nächsten Stunde über
Trier nach Narbonne in Frankreich weiter fahren sollte, um etwa 7 Stunden
verzögert. Mit direkten Aktionen wie dieser wird in den reibungslosen
Ablauf der kritisierten Atomtransporte eingegriffen, um auf sie aufmerksam
zu machen."


Vollständiger Text der Pressemitteilung der Aktionsgruppe unter

http://urantransport.de/2018/09/zusammenfassende-pressemitteilung-zur-anti-atom-abseil-blockade-an-der-moseltalbruecke/#more-2182

Weitere Informationen über die Gefahren der zahlreichen Urantransporte
unter: 

http://urantransport.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. September 2018 
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WALD/294: Hambacher Forst - Rodung ein paar Wochen aufgeschoben ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 6. September 2018

Atempause für den Hambacher Wald

RWE muss Rodungen verschieben



RWE muss die ab dem 1. Oktober geplanten Rodungen im Hambacher Wald
verschieben. Im Klage-Verfahren des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) gegen das Land NRW wegen der Zulassung des
aktuellen Hauptbetriebsplans für den Braunkohlentagebau Hambach hat
der Kohlekonzern gestern nach Aufforderung durch das
Oberverwaltungsgericht in Münster eine Stillhaltezusage abgegeben.
Danach sicherte RWE zu, nicht vor dem 14. Oktober mit Rodungen
beginnen zu wollen. Die seit gestern im Wald laufenden Maßnahmen
stünden in keinem Zusammenhang mit den geplanten Rodungen.

Für den BUND ist das ein erster wichtiger Schritt: Der Hambacher Wald
bekomme damit eine Atempause. Allerdings rechnet der Umweltverband
nach eigener Aussage damit, dass in diesem Winter keine Rodungen
stattfinden. Der BUND erwartet, dass RWE die Entscheidung des
Oberverwaltungsgerichts über die anhängige BUND-Klage abwartet. Sollte
RWE hierzu nicht bereit sein, hofft der BUND darauf, dass das OVG es
nicht zulässt, dass RWE vor dem Abschluss der richterlichen Prüfung im
Eilverfahren Fakten schafft. Im Übrigen könne RWE nicht belegen, dass
die Durchführung von Rodungsarbeiten bereits diesen Winter -
geschweige denn bereits im Oktober - beginnen müssen, um einen
Tagebaustillstand zu vermeiden.

Der BUND fordert ferner das Land NRW, RWE und die Waldbesetzer auf,
alles zu unterlassen, was zu einer weiteren Eskalation und Gewalt im
Hambacher Wald führt. Dieser Konflikt müsse gewaltfrei gelöst werden.

Mehr Infos: 

www.bund-nrw.de/hambach-klage

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. September 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. September 2018 
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WALD/293: Hambacher Forst - der Tag X ist heute ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 6. September 2018

Tag X ist da! Wie werde ich aktiv?



Donnerstag, 6. September 2018

• Um 11:50 Uhr wurde Tag X ausgerufen, da die Bodenstrukturen der
Waldbesetzung bereits geräumt wurden, die ersten Baumhäuser geräumt
werden und der ERSTE BAUM GEFALLEN ist.

• Um 12:40 wurde der Polizeieinsatz für heute beendet. Durch eine
Klage des BUND ist ein Rodungsstopp bis zum 14. Oktober erwirkt
worden.

12.40 Uhr

Jetzt ist die Polizei wieder aus dem Wald raus, es ist noch nicht
abzusehen, wann wieviel geräumt und gerodet wird. Trotzdem sind die
Barrikaden und Bodenstrukturen weg und wir wissen nicht, wann die
Polizei und RWE wieder in den Wald kommen werden, um zu räumen. Die
Rodungsarbeiten jedoch sind auf den 14.10. nach hinten verschoben
wurden. DAS HEISST NICHT, DASS NICHT TROTZDEM GERÄUMT WIRD! Kommt also
alle und bringt Baumaterial, haltbares Räumungsessen und radikale gute
Laune mit.

11.50 Uhr

Tag X ist gekommen! Die Bodenstrukturen der Waldbesetzung wurden
bereits geräumt, die ersten Baumhäuser werden geräumt und der ERSTE
BAUM IST GEFALLEN. Räumung bedeutet immer auch gleich Rodung, das
heißt, spätestens jetzt müssen wir aktiv werden und versuchen, die
Räumung und Rodung auf verschiedensten Wegen zu verhindern und zu
stören.

Kommt in den Wald, ob alleine oder mit eurer Bezugsgruppe, macht
Soliaktionen (Kletteraktionen, Banner malen, Plakatieren, Sabotage,
Demos, Vorträge... egal was, alles geht!) und verbreitet die Kunde von
der Zerstörung des Hambacher Forsts - ein 12.000 Jahre alter Wald und
Ort des Widerstands gegen Braunkohle und das kapitalistische System,
der dem deutschen Rechtsstaat ein Dorn im geldgierigen Auge ist.

Aus dem Ticker:

12:46 Rodungsstopp bis zum 14. Oktober. Durch die Klage des BUND muss
RWE mit der Rodung warten.

12:40 Polizeieinsatz ist für heute beendet. Polzei und RWE ziehen aus
dem Forst ab.

12:01 Polizei hat Gallien und vermutlich auch Oaktown verlassen,
wahrscheinlich auf Grund von Regen.

11:56 Für Infos zum "KIM NEULAND" Prozess den ABC Twitter @xABC_rlx
besuchen.

11:50 Tag X ist ausgerufen.

11:18 In Oaktown wird gerade eine bewohnte Barrikade geräumt. Mit
einem Abräumbagger. Obwohl da noch Menschen drin sind.

11:17 1. Prozesstag "KIM NEULAND": wieder Polizei - wieder
Ausweiskopien am Eingang. Ca. 15 solidarische Prozessbegleiter*innen .

10:45 Baumfällungen in Oaktown.

10:29 Ein Journalist, der u.A. für die @tazgezwitscher schreibt, wurde
von der Polizei anderthalb Stunden lang auf dem Weg zur Waldbesetzung
festgehalten. Ihm wurde sein Handy weggenommen.

10:11 Oaktown: Hütte Simona wird scheinbar begonnen zu räumen.

10:00 Gallien: Kleine Bäume werden derzeit mit der Kettensäge
entastet.

09:50 RWE klaut Oaktown die Solarpanele.

09:00 Gallien: Kettensägen zerstören jetzt den Rest der abgesägten
Plattform neben dem Tower.

08:50 Gallien: Hängebrücke und Plattform neben dem Tower sind
abgerissen.

08:30 Eine Hundertschaft in Oaktown. Traversen werden gekappt und
Plattformen angegriffen.

08:18 Secus und Polizisten kappen die Brücke zwischen dem Gallientower
und der Plattform daneben.

08:15 Polizisten betreten Oaktown und Sekus in Gallien.

07:40 Ein paar Wannen auch am Waldeingang Lorien. Hubsteiger und
Bagger dabei.

07:10 Die Wiesenbesetzung ist umstellt.



Schaut auch auf die Twitter Accounts: @Oaktown1312 @HambiBleibt

Weitere Informationen:

http://hambacherforst.blogsport.de/

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/292: Hambacher Forst - Waldbewohner bis zuletzt ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 5. September 2018

Räumung von Bodenstrukturen im Hambacher Forst, Vorbereitung auf die zeitnahe zu erwartende Baumhausräumung



Seit heute [Mittwoch, 5. September] morgen um 7:30 war die Polizei in
Kooperation mit Mitarbeiter_innen von RWE im Hambacher Forst, um dort
sämtliche Bodenstrukturen und Barrikaden zu räumen.

Es wurden Hütten, Unterstände sowie lebensnotwendige Infrastruktur wie
Komposttoiletten und Küchen restlos zerstört.

Um die Wege durch den Wald tauglich für ihre Maschinen zu machen,
mussten sie drei besetzte Barrikaden räumen (zwei Tripods und ein
Monopod). Um diese Strukturen zu schützen, kettete sich eine Person in
einem 2.5 Meter tiefem Tunnel unter einem der Tripods an.

Obwohl die Polizei mit einer Hebebühne und mehreren
Kletterpolizist_innen anrückte, gelang es ihr bis 17:20 nicht,
sämtliche Barrikaden zu räumen.

Die aus den Barrikaden geräumten Personen wurden so wie weitere
Aktivist_innen festgenommen und bis auf eine Person in die
Gefangenensammelstelle in Aachen verbracht. Die eine andere Person
wurde in ein Krankenhaus in Bergheim gebracht, da ihr während der
Polizeimaßnahme der Arm gebrochen wurde.

Außerhalb des Aachener Polizeireviers hatten sich mehrere
Unterstützer_innen versammelt, um die Aktivist_innen in Empfang zu
nehmen, doch selbst diese friedliche Unterstützung wurde von der
Polizei schikaniert.

Dieser Angriff auf die Klimagerechtigkeitsbewegung im Rheinland war
eine der grössten Eskalationen seitens der Polizei im gesamten Kampf
um den Hambacher Forst.

Während die Polizei aggressiv die Besetzung angriff, gab es im
naheliegenden Ort Buir eine Demonstration, welche sich gegen die
Verletzung von Menschenrechten und die Rodung eines 12.000 Jahre alten
Waldes durch den Energieriesen RWE aussprach.

Die Demonstration, welche von Buir bis in den Wald hinein ging und aus
unzähligen bunten Menschen aus allen Alters- und
Gesellschaftsschichten bestand, wurde von einer Großzahl an Polizei zu
Fuß und zu Pferd eskortiert. Die Demonstration endete am Waldrand, und
die Leute konnten ungehindert den Wald betreten.

Die Fronten haben sich verhärtet und es ist nun klar erkenntlich, dass
der Staat mit all seinen Mitteln auf seiten RWEs handelt, während sich
die Aktivist_innen dazu entschieden haben, für den Erhalt der Natur
und Klimagerechtigkeit zu kämpfen.

Dieser ist der erste von vielen Tagen, die folgen, und es fühlt sich
an, als rücke Tag X jede Stunde näher.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/291: Hambacher Forst - ein Friedensappell ... (Michael Zobel)


Hambacher Wald - die Ereignisse überschlagen sich - wir kommen wieder
und lassen nicht nach

von Michael Zobel, 4. September 2018



Guten Tag zusammen,

die Ereignisse überschlagen sich, es ist schwer, noch den Überblick zu
behalten. Ich versuche es trotzdem.

Zu allererst: Wir machen weiter. Wir machen weiter mit unserer
Unterstützung der Menschen, die sich auf vielfältige Weise für den Erhalt
des Hambacher Waldes einsetzen. Sei es auf der Straße, bei
Waldspaziergängen, vor Gericht, mit Kunst und Musik, in der Presse, im Wald
und auf den Bäumen. Und wir wollen zeigen, dass am Ende dieser Widerstand
so groß und wirkungsvoll sein wird, dass dem IrRWEg der Zerstörung unserer
Lebensgrundlagen ein baldiges Ende gemacht wird.

Von diesem Ziel lassen wir uns nicht abbringen. Und ich appelliere an Alle,
die mit uns zusammen das gleiche Ziel verfolgen, sehr genau zu überlegen,
was uns dem Erfolg näher bringt. Es gibt gerade eine überwältigende Welle
der Solidarität und Unterstützung, eine wachsende Zahl von Menschen, die
nicht tatenlos zusehen wollen, wie mit dem Hambacher Wald ein ganz
wichtiges Symbol für das Leben im Einklang mit der Natur unwiederbringlich
vernichtet werden soll.

Alle Menschen im und um den Wald herum sollen wissen, dass diese
beispiellose Unterstützung eine ganz große Chance ist. Wir müssen dringend
heraus aus einer scheinbar unaufhaltsamen Spirale der Eskalation, wir
brauchen Zeit zum Atemholen und Nachdenken, wir brauchen hoffnungsvolle
Bilder, keine brennenden Autos, wir brauchen Deeskalation auf allen Seiten,
keine Märtyrer, keine verletzten Menschen. Danke.

September 2018, der Monat vor der kommenden Rodungs-Saison. Lasst uns wie
im vergangenen Jahr eine Rodungs-Verhinderungs-Saison daraus machen. Zum
Beispiel mit gleich fünf Sonntags-Spaziergängen. Vorgestern, 2. September,
kurzfristig in den Kalender gekommen, trotz massiver Polizeikontrollen 420
(!) große und kleine TeilnehmerInnen.

Ein paar Fotos, ein Film... (Links siehe unter [1])

Wir kommen wieder, wir machen weiter, Waldspaziergänge am 9. September, 16.
September zusammen mit der Aktion AufBäumen und Waldfest,
https://aufbaeumengegenkohle.de , 23. September mit dem Aachener
Friedenskreuz, 30. September ROTE LINIE.

Fünf September-Sonntagsspaziergänge im Hambacher Wald

Es gibt eine wachsende Zahl von Anmeldungen für die kommenden
Waldspaziergänge, im September bekanntlich an jedem Sonntag. Immer 11.30
Uhr, immer Treffpunkt am Kieswerk Collas. Unter Vorbehalt, denn der
Treffpunkt kann sich durch die aktuelle Situation jederzeit ändern.

Wegen der Erklärung des Gebietes rund um den Hambacher Wald zum
"Gefährlichen Gebiet" können Identitäts- und Gepäck- bzw.
Fahrzeugkontrollen durchgeführt werden. Lasst Euch nicht abschrecken.
Lebensmittel und Wasser werden übrigens bisher durchgelassen...

Anmeldungen unter info@zobel-natur.de

Weitere Termine, noch mehr nachzulesen und zu sehen auf facebook HambiSoli
Terminkalender ...

Großartige Kunst - Helge und Saxana sind ein Geschenk für den Wald und
seine Bewohner

Das phänomenale Künstlerpaar Helge Hommes und seine Frau Saxana ist jetzt
schon zwei Wochen im Wald und malt. Gerade entsteht das Abschlussbild
"Himmelskinder", drei mal vier Meter groß. Die beiden laden ein:

HELGE HOMMES ...
 +++ EINLADUNG +++
 Hallo liebe Menschen ... Saxana und ich möchten euch einladen, am
 kommenden Mittwoch ( 5. Sept. 2018 ) ab Mittag alle in den Hambacher
 Wald zu kommen ( ... und dort am Ort Rotbuchingen bzw. Beechtown ) um
 mit uns zusammen das 11. Gemälde, das wir nun in 14 Tagen hier im Wald
 gemalt haben, im Anlass einer Betrachtung mit gemeinsamen Energietanken
 zu feiern. Wir fahren dann zurück nach Leipzig und hoffen jede Menge
 positive Energie im Wald zu lassen, die die Menschen dort, die in den
 Baumkronen wohnen und die Bäume brauchen, um der drohenden Gefahr der
 Folgen der irrsinnigen Gedanken von RWE zu widerstehen. Ich hoffe Ihr
 kommt alle. Polizisten, die sich gedanklich mit dem Thema
 auseinandersetzen und zu einer Befriedung beitragen möchten, sind
 herzlich willkommen. Die Gemälde müssen wir leider aus diversen Gründen
 erstmal mit nach Leipzig nehmen. Falls das Ludwigforum oder der neue
 Aachener Kunstverein sich spontan entschließen würden, die 11 Gemälde in
 einer Sonderschau in Solidarität zu dem Hambacher Wald auszustellen, wäre
 dies der angemessene Rahmen, den die Bilder und die ganze Sache verdient
 hätten ... darüber könnte man nachdenken ... herzlichen Gruss Helge &
 Saxana +++ Danke an WOLFGANG BECKER ( ohne ihm wären wir nicht hier ), an
 Todde ( grossartige Filmdokumente !!! ), an Michael Zobel & Eva (
 souveräne Unterstützung in so vielen Ebenen / grossartig ) , an alle
 Menschen, die hier Haltung zeigen und leben ... ganz besonders an die
 vielen jungen Menschen in den Baumkronen > stellvertretend genannt: Ton -
 Delft - Jasper ... und nun wünsche ich mir, das Mittwoch Mittag 1000
 Leute oder mehr in den Wald kommen ...

 https://www.facebook.com/profile.php?id=100013095848103




Demonstration am Mittwoch, 5. September, Grundrechte verteidigen -
Hambacher Forst erhalten [2]

Donnerstag, 6. September. Der Wald wird mehr und mehr abgesperrt, die
Waldschützer können kaum mehr herauskommen. Und genau zu diesem Zeitpunkt
beginnt der Prozess gegen eine Person, die für viele zu einem der prägenden
Gesichter der letzten Jahre geworden ist, Kim Neuland.

Im Dezember 2016 wurde sie für 17 Tage ihrer Freiheit durch
Untersuchungshaft beraubt. Es wird der erste Prozesstag von dreien vor
einem Schöffengericht am Amtsgericht Düren, Saal 1.07, August-Klotz-Str.
14, 52349 Düren sein. An diesem Tag sind sechs Zeug_innen geladen. Der
nächste Prozesstag ist für den 14.09.18, der dritte zum 16.10.18 anberaumt.

Breite Öffentlichkeit gewünscht!

Samstag, 8. September, eine private Initiative zum Familienausflug, danke
für Euer Engagement...

"Ich habe deinen Impuls nun direkt aufgenommen und für Samstag mit
befreundeten Familien einen Ausflug in den Hambacher Forst zu einem
Fototermin ausgemacht."

https://www.facebook.com/events/665631230503085/

Nochmal Samstag, 8. September, Historischer Spaziergang in Keyenberg

Sonntag, 9. September, ganztägig, Ehrenwert - Aktionstag der Aachener
Vereine in der Innenstadt. Am Stand der Anti-AtomInitiative 3Rosen wird
auch der Hambacher Wald vertreten sein, danke für die Unterstützung...

Die campact online-Petition ist gerade bei mehr als 248.000 Unterschriften
angekommen, bitte weiterleiten, unterschreiben, teilen...

https://aktion.campact.de/kohleaus/hambach-appell/teilnehmen

und der Kinotrailer zur Rodungs-Verhinderungs-Saison ist fertig...

https://vimeo.com/286849197

Noch eine ganz tolle Info-Quelle mit Terminen, Archiv u. ä. hier, DANKE
Barbara

www.verheizte-heimat.de

So viel Stoff, das soll erst einmal reichen, nochmals danke für die
vielfältige Unterstützung,

mit verhalten optimistischen Grüßen,

Michael Zobel


[1] Fotos und Film vom Waldspaziergang am 2. September 2018

https://www.facebook.com/photo.php?fbid=10213863112666615&set=pcb.10213863137587238&type=3&theater

https://vimeo.com/287950964

[2] https://hambacherforst.org/blog/2018/09/02/aufruf-zur-demonstration-am-5-9-18-grundrechte-verteidigen-hambacher-forst-erhalten/

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 4. September 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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SPRACHE/979: Bundeskongress "Spanischunterricht in einer mobilen Gesellschaft" (idw)


Leibniz Universität Hannover - 04.09.2018

Bundeskongress "Spanischunterricht in einer mobilen Gesellschaft"

Deutscher Spanischlehrerverband tagt an der Leibniz Universität Hannover



Das Motto des diesjährigen Bundeskongresses des Deutschen
Spanischlehrerverbands (DSV) "En movimiento - Spanischunterricht in einer
mobilen Gesellschaft" nimmt aktuelle gesellschaftliche und
bildungspolitische Entwicklungen auf. Zentrales Thema des Kongresses ist
die Frage nach "Chancen und Grenzen des Einsatzes digitaler Medien beim
Fremdsprachenlernen". Die "Jornadas Hispánicas" finden vom 6. bis 8.
September 2018 an der Leibniz Universität Hannover (LUH) statt.

Der Bundeskongress wird am Donnerstag, 6. September 2018, um 17 Uhr im
Lichthof des Welfenschlosses mit einem Grußwort der Vizepräsidentin für
Lehre und Studium, Prof. Dr. Elfriede Billmann-Mahecha, eröffnet. Zudem
werden Vertreterinnen und Vertreter der Spanischen Botschaft in
Deutschland sowie die Direktoren der Institutos Cervantes in Berlin und
Bremen erwartet. Ab 18 Uhr hält Prof. Dr. Esperanza Román-Mendoza
(USA/Spanien) einen Plenarvortrag, anschließend gibt es ein Kulturprogramm
mit Musik und Tanzchoreographie.

In den folgenden Tagen stehen Plenarvorträge renommierter
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Spanien und Peru auf dem
Programm sowie eine Podiumsdiskussion zum zentralen Thema "Spanisch lernen
mit digitalen Medien!?". Das genaue Programm ist unter
https://www.romanistik.phil.uni-hannover.de/jornadas-hispanicas-2018.html
abrufbar.

Der Deutsche Spanischlehrerverband (DSV) ist mit gut 2700 Mitgliedern der
größte monolinguale Sprachenverband Deutschlands. Er vertritt die
Interessen der Spanischlehrenden in Deutschland, die an staatlichen und
privaten Bildungsinstitutionen tätig sind: an Schulen, Volkshochschulen,
Universitäten oder Sprachakademien. Zudem unterstützt er Projekte und
Initiativen zur Förderung der spanischen Sprache und Kulturen, vergibt
Schüler- und Studierendenpreise und setzt sich fremdsprachenpolitisch für
die Konsolidierung und Ausweitung des Spanischunterrichts bundesweit und
in den Ländern ein. Alle zwei Jahre richtet der DSV in einer deutschen
Universitätsstadt seinen Bundeskongress aus, die "Jornadas Hispánicas".

Der Bundeskongress 2018 wird vom Romanischen Seminar der Leibniz
Universität Hannover und von einem Team um Prof. Dr. Andrea Rössler
(Lehrstuhl für die Didaktik der romanischen Sprachen/Hispanistik)
ausgerichtet, die seit 2012 Erste Vorsitzende des DSV ist. Das Romanische
Seminar der LUH ist mit seinem Schwerpunkt Hispanistik und seinen
lehramtsbildenden Studiengängen für die Ausrichtung dieses Kongresses
besonders prädestiniert.

Die Bedeutung der spanischen Sprache ist weltweit in den letzten
Jahrzehnten immens gestiegen. In 21 Ländern auf vier Kontinenten ist
Spanisch Amtssprache. Spanisch als Fremdsprache wird immer beliebter, so
auch als Unterrichtsfach an allgemein- und berufsbildenden Schulen. In
vielen Bundesländern, unter anderem in Niedersachsen, werden
Spanischlehrerinnen und -lehrer dringend gesucht.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution128

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz Universität Hannover, 04.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/7206: Mönchengladbach - Programm zum "Tag des offenen Denkmals" am 9. September 2018


Tag des offenen Denkmals am 9. September in Mönchengladbach



"Von Gestern bis Morgen - Der Abteiberg im Wandel der Zeit", Rundgang
zur stadtgeschichtlichen Entwicklung Abteibergs, ab 12 Uhr.

Zum diesjährigen Tag des offenen Denkmals am 9. September wird von der
Unteren Denkmalbehörde eine Veranstaltung zur stadtgeschichtlichen
Entwicklung des Abteibergs angeboten. Dabei liegt der Focus auf dem
bauzeitlich ältesten und auf dem bauzeitlich jüngsten Baudenkmal, dem
Münster St. Vitus und dem Museum Abteiberg.

Das Gestern wird erlebbar durch das Münster als romanisch-gotisches
Bauwerk von europäischen Rang im Bistum Aachen, die Gegenwart durch
das Museum Abteiberg als bedeutendstes Beispiel der Postmoderne in
Deutschland. Der Rahmenplan Abteiberg verkörpert als zukunftsweisender
Impulsraum der Stadtentwicklungsstrategie mg+ Wachsende Stadt das
Morgen, er würdigt die Bedeutung des Abteibergs und entwickelt diesen
in sinnvoller Weise fort.

Die Auftaktveranstaltung findet um 12 Uhr im Museum Abteiberg statt.
Im Anschluss geht es vom Museum Abteiberg weiter zum Abteigarten,
Geropark, Geroweiher, Rathaus Abtei, St. Vith, Citykirche St. Maria
Himmelfahrt, Propstei, Brunnenhof und zum Münster St. Vitus.

In der Citykirche und auch im Münster bieten der Bauverein bzw. die
Gemeinschaft offenes Münster an diesem Tag Führungen durch die
jeweiligen Gebäude an.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. September 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AKTION/7205: Unna - Museumsführung "Der Goldschatz von Unna" am 9. September 2018


"Der Goldschatz von Unna", Offene Führung im Hellweg-Museum 



Kreisstadt Unna. Das Hellweg-Museum lädt am Sonntag, 9. September
2018, zur offenen Führung durch die Ausstellungsabteilung "Der
Goldschatz von Unna" ein. Die Historikerin und Museumspädagogin Birgit
Hartings empfängt Interessierte um 15 Uhr zu dem einstündigen
Rundgang, bei dem die Teilnehmenden Wissenswertes über den bedeutenden
Goldmünzfund, über Unna im Mittelalter und die Gründe des Vergrabens
von Wertsachen erfahren können.

Der Eintritt und die Führung sind kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. September 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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AKTION/7204: Rhein-Sieg-Kreis - Programm zum "Tag des offenen Denkmals" am 9. September 2018


Reise in vergangene Zeiten - "Tag des offenen Denkmals" im Rhein-Sieg-Kreis 



Rhein-Sieg-Kreis (db) - Am kommenden Sonntag (09. September 2018)
findet wieder der "Tag des offenen Denkmals" statt. Das diesjährige
Motto "Entdecken, was uns verbindet" bezieht sich auf das Europäische
Kulturerbejahr 2018. Der Titel soll zeigen, wie Denkmale zwischen
Baustilen, Regionen, Kulturen und Menschen Brücken schlagen können.

Im Rhein-Sieg-Kreis sind unter anderem das "Adenauerhaus" in Bad
Honnef, das Herrenhaus der "Burg Altendorf" in Meckenheim oder die
Fachwerkhofanlage neben der katholischen Kirche in Lohmar für
Besucherinnen und Besucher geöffnet. Auch zahlreiche Kirchen nehmen an
dem "Tag des offenen Denkmals" teil. Geöffnet haben beispielsweise die
"Abteikirche St. Michael" in Siegburg und die "St. Agnes" in
Eitorf-Merten. Das gesamte Programm gibt es unter
www.tag-des-offenen-denkmals.de.

Der Rhein-Sieg-Kreis hat von allen Kreisen in Nordrhein-Westfalen die
meisten Denkmäler. Aktuell sind rund 3.900 Denkmäler eingetragen und
unter Schutz gestellt. Dabei handelt es sich um 3.411 Baudenkmäler,
445 Bodendenkmäler und 29 bewegliche Denkmäler. Außerdem sind 10
Denkmalbereiche ausgewiesen: Das sind abgegrenzte Gebiete, die als
Gesamtheit Denkmalcharakter haben und geschützt sind.

Die Deutsche Stiftung Denkmalschutz (DSD) ist die größte private
Initiative für Denkmalpflege in Deutschland. Sie setzt sich bundesweit
und unabhängig für den Erhalt bedrohter Baudenkmale aller Arten ein.
Dabei verfolgt sie einen umfassenden Ansatz, der von der
Notfall-Rettung gefährdeter Denkmäler, zahlreichen Jugendprojekten bis
hin zum "Tag des offenen Denkmals" reicht.

Rund 400 Projekte fördert die Stiftung jährlich, vor allem dank der
aktiven Mithilfe und Spenden von über 200.000 Förderern. Hinzu kommen
zahlreiche Veranstaltungen und Aktionen.

Die Deutsche Stiftung Denkmalschutz freut sich darüber, dass
Bundespräsident Frank Walter Steinmeier die Schirmherrschaft über die
DSD übernommen hat. Er führt damit die Tradition seiner Vorgänger,
zuletzt Joachim Gauck, fort. Die Stiftung ist stolz auf diese
Anerkennung ihrer Arbeit durch das Staatsoberhaupt. Seit ihrer
Gründung im Jahr 1985 ist der jeweils amtierende Bundespräsident
kontinuierlich Schirmherr der Stiftung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. September 2018

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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AKTION/7203: Braunschweig - Programm zum "Tag des offenen Denkmals" am 9. September 2018


"Entdecken, was uns verbindet" beim Tag des offenen Denkmals



Braunschweig. Der 25. bundesweite "Tag des offenen Denkmals" findet in
diesem Jahr am Sonntag, 9. September, statt. In Braunschweig werden an
diesem Tag sieben Denkmäler öffentlich zugänglich sein und teilweise
Führungen angeboten. Das diesjährige Motto lautet "Entdecken, was uns
verbindet" und bezieht sich auf das Europäische Kulturerbejahr 2018,
das unter dem Motto "Sharing Heritage" steht.

Mit der St.-Leonhard-Kapelle, der St.-Michaelis-Kirche und 
St.-Ulrici-Brüdern nehmen drei Kirchen am "Tag des offenen Denkmals" teil. Die
St.-Leonhard-Kapelle, Leonhardstraße 43, ist von 11.15 bis 16 Uhr
geöffnet, die St.-Michaelis-Kirche in der Echternstraße 67 von 11 bis
17 Uhr und die St.-Ulrici-Brüdern, Schützenstraße 21 a, von 13 bis 19
Uhr.

Im Landtechnik Museum Gut Steinhof, Celler Heerstraße 336 a, können
Besucherinnen und Besucher von 10 bis 17 Uhr die Gebäude und die
Ausstellung besichtigen und zudem historische Maschinen und deren
praktischer Einsatz beobachten. An der alten Landwehr in Rühme,
Gifhorner Straße 140, gibt es von 10 bis 16 Uhr eine "kleine Zeitreise
durch das mittelalterliche Braunschweig in Wort und Bild" und
Führungen zum neuen Landwehr Denkmal nebenan.

Die "jakob-kemenate", Eiermarkt 1 b, und die "kemenate hagenbrücke",
Hagenbrücke 5, werden am Tag des offenen Denkmals von 12 bis 17 Uhr
zugänglich sein.

Das Referat Stadtbild und Denkmalpflege der Stadt Braunschweig
beteiligt sich in Kooperation mit dem Haus der Kulturen und stellt das
denkmalgeschützte Gebäude des ehemaligen Nordbahnhofs, dem heutigen
Haus der Kulturen vor. Das Gebäude war früher wichtiger Bestandteil
einer verkehrlichen Verbindung und stellt heute in sozialer Hinsicht
eine Verbindung zwischen ganz unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen
her. Mit einer kleinen Ausstellung und Vorträgen sollen den
Besucherinnen und Besuchern die Bau- und wechselvolle
Nutzungsgeschichte des Gebäudes vermittelt werden, auch ein mobiles
Industriemuseum wird vor Ort sein. Das Haus der Kulturen bietet
ergänzend kulinarische Spezialitäten und lateinamerikanische Musik der
Gruppe Oyé.

Das komplette Programm ist im Internet unter dem Link

www.braunschweig.de/denkmaltag einzusehen.

Das aktuelle bundesweite Programm ist auf der Seite der Deutschen
Stiftung Denkmalschutz www.tag-des-offenen-denkmals.de einsehbar. Dort
kann man alle offenstehenden Denkmale einer Region ansehen, nach
Denkmalkategorien suchen oder über einen Merkzettel persönliche
Denkmaltouren zusammenstellen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. September 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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KURSUS/4990: Hanau - "Fit im Kopf durch Gedächtnistraining", 10 Termine ab 25.9.


Fit im Kopf durch Gedächtnistraining



Neuer Gedächtnistrainingskurs des Seniorenbüros der Stadt Hanau

Ein neuer Gedächtnistrainingskurs unter dem Motto "Fit im Kopf -
Bringen Sie Ihr Denkorgan in Schwung!" beginnt am Dienstag, 25.
September, von 10 bis 11.30 Uhr im Anton-Calaminus-Haus, Lothringer
Straße 13. Der Kurs, der von Regina Debler geleitet wird, ist für
Personen geeignet, die ein langsameres Lerntempo bevorzugen. Daher ist
die Teilnehmerzahl auf maximal fünf Personen begrenzt. Die Kosten für
10mal je anderthalb Stunden Gruppenerlebnis mit Spiel und Spaß
belaufen sich auf 50 Euro pro Person. Für Hanau-Pass-Inhaber auf 20
Euro. Ein Seiteneinstieg ist möglich, da die Inhalte nicht aufeinander
aufbauen. Anmeldung ist persönlich oder telefonisch im Seniorenbüro
der Stadt Hanau bei Julika Portscher unter 66820-48 dienstags und
donnerstags beziehungsweise per Mail unter julika.portscher@hanau.de
möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. September 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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LESUNG/4131: Braunschweig - Tobias Schwartz/Virginia Woolf, "Bloomsbury & Freshwater", 09.09.2018


Tobias Schwartz/Virginia Woolf: "Bloomsbury & Freshwater"

Lesung und Gespräch im Raabe-Haus



Braunschweig. Eine Lesung und Gespräch mit Buchautor Tobias Schwartz
über Virginia Woolfs: "Freshwater" findet am Sonntag, 9. September, um
15 Uhr im Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, statt.
Moderiert wird die Veranstaltung von Literaturwissenschaftlerin Pia
Kranz. Der Eintritt ist frei. Reservierungen unter der Telefonnummer
70189317.

Virginia Woolfs Theaterstück "Freshwater" ist heute fast in
Vergessenheit geraten. Dabei ist die kurze Komödie nicht nur ein Stück
mit Zeit- und Gesellschaftskritik, sondern lässt seine Autorin als
humorvoll-ironische Dramatikerin in einem ganz neuen Licht erscheinen.
Tobias Schwartz schrieb "Bloomsbury", das Woolfs Komödie als "Stück im
Stück" neu übersetzt. Es ist ein Theaterstück rund um die Uraufführung
von "Freshwater". Dem historischen Kontext des Werkes von Virginia
Woolf wird in Schwartz' Rahmenstück neues Leben eingehaucht.
Verbürgtes, aus Originalzitaten Montiertes und fiktional Ergänztes,
lassen den poetologischen Kosmos und das biografische Umfeld dieser
modernen Klassikerin aufleuchten.

Virginia Woolf, 1882 in London geboren, schrieb zunächst für
verschiedene Zeitungen und unterrichtete Englische Literatur und
Geschichte am Londoner Morley College. Gemeinsam mit ihrem Ehemann
Leonard Woolf gründete sie 1917 den Verlag The Hogarth Press. 1915
erschien ihr erster Roman, "Die Fahrt hinaus". Es folgten zahlreiche
weitere Romane, Erzählungen und Essays, darunter "Mrs Dalloway"
(1925), "Ein eigenes Zimmer" (1929) und "Zwischen den Akten" (1941).

Tobias Schwartz, 1976 geboren in Osnabrück, ist Schriftsteller,
Dramatiker und Übersetzer. 2007 veröffentlichte er seinen Debüt-Roman
"Film B" (Satyr Verlag). Seine Theaterstücke wurden an verschiedenen
deutschen Bühnen uraufgeführt und gespielt. Als freier Autor schreibt
er für verschiedene Zeitungen und Magazine und publizierte mehrere
Artikel über Virginia Woolf, unter anderem in der Literarischen Welt
und in der taz. Veranstalter ist das Raabe-Haus:Literaturzentrum
Braunschweig"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. September 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/4130: Berlin - Paul Celan 100. Meridian der deutschen Sprache, 17.10.2018


Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2018

Mi., 17.10.18, 19.00 Uhr

Paul Celan 100. Meridian der deutschen Sprache

Lesung & Gespräch



Mit Max Czollek, Autor, Berlin | Andrij Ljubka, Autor, Uzhhorod | Igor
Pomerantsev, Autor, Journalist | Moderation: Evgenia Lopata,
Poesiefestival Meridian Czernowitz

Jede Nationalkultur hat ihre eigene Geografie, ihre Helden und Mythen. Es
gibt jedoch Städte und Persönlichkeiten, die ihren Platz außerhalb der
Landesgrenzen und Mentalitäten finden. Die Europäische Kultur und
Weltkultur haben eigene Persönlichkeiten, Codes und Kennwörter. Czernowitz
(der österreichische Name der heutigen ukrainischen Stadt Tscherniwzi) und
Paul Celan sind Intellektuellen weltweit bekannt, das Werk von Paul Celan
wird in den Schulen und Universitäten Deutschlands gelehrt. Der
Czernowitzer Paul Celan verbindet in seinem Werk auf einzigartige Weise
die deutsche, jüdische, ukrainische, französische, rumänische und
österreichische Kultur.

Max Czollek, Andrij Ljubka und Igor Pomerantsev lesen eigene Texte und
sprechen mit Evgenia Lopata über Paul Celan und sein Werk.

Die Veranstaltung wird von der Internationalen Literaturkorporation
MERIDIAN CZERNOWITZ und Paul-Celan-Literaturzentrum in Kooperation mit
Freie Ukraine Braunschweig e.V. organisiert und findet statt mit
Unterstützung durch das Auswärtige Amt Deutschland, Ukrainian Cultural
Foundation und das Culture Bridges Programm.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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LESUNG/4129: Berlin - Elizabeth Bishop neu übersetzt von Steffen Popp, 16.10.2018


Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2018

Di., 16.10.18, 19.00 Uhr

Elizabeth Bishop neu übersetzt von Steffen Popp

Lesung & Gespräch



Mit Steffen Popp, Autor, Berlin | Donna Stonecipher, Autorin, Berlin |
Moderation: Uljana Wolf, Autorin, Berlin

John Ashbery nannte sie "a poet's poet's poet". Dichterinnen und Dichtern,
die dieser seltenen Gattung angehören, begegnet man für gewöhnlich mit
Ehrfurcht, Elizabeth Bishop (geb. 1911 in Worcester, gest. 1979 in Boston)
wird jedoch darüber hinaus von Kollegen und Lesern geliebt. Sie ließ sich
keiner Schule zuordnen, war niemals confessional, niemals beat.

Das poetische Plaudern aus dem Nähkästchen lag ihr nicht, genauso wenig
missbrauchte sie ihre Dichtung als Instrument politischer Verlautbarungen.
Bishop war befreundet mit der Dichterin Marianne Moore und dem Dichter
Robert Lowell. Von beiden nahm sie, was ihren Zwecken diente, ohne jemals
epigonal zu werden. Ihr Dichten ist ein insistierendes Sprechen voll
zarten Eigensinns, der Versuch, im Beiläufigen die Perfektion zu finden;
ein Sich-selbst-ins-Wort-Fallen, das stets dem Wunsch gehorcht, es noch
einmal zu sagen, es besser zu sagen. Bishop ließ ihre Gedichte jahrelang
liegen, bis sich der passende Vers einstellte. Nur vier Gedichtbände sind
auf diese Weise entstanden. Ihre berühmten Tiergedichte (in denen
Strandläufer, Gürteltiere und Elche auftauchen) sind gleichermaßen
emblematisch und naturwissenschaftlich exakt. Ihr eigenwilligstes
Tiergedicht nimmt einen Druckfehler zum Anlass ("man-moth" statt
"mammoth") und erschafft eine Chimäre: den Mann-Mott, der in
Subwayschächten wohnt und seinen Schatten wie das "Abblendtuch eines
Fotografen" nach sich schleift. Mit Elizabeth Bishop. Gedichte (Carl
Hanser Verlag 2018) liegt die bislang umfangreichste Auswahl von Bishops
Gedichten auf Deutsch vor.

Uljana Wolf spricht mit dem Übersetzer Steffen Popp und mit der Dichterin
Donna Stonecipher über die Ausnahmedichterin.

Eintritt: 6/4 EUR Karten an der Abendkasse

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1216: Berlin - Tage der Georgischen Lyrik, 07.10.2018


Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2018

So., 7.10.18, 19.00 Uhr

Tage der Georgischen Lyrik

Lesung & Gespräch



Mit Diana Anfimiadi, Autorin, Tiflis | Bela Chekurishvili, Autorin, Berlin
| Eka Kevanishvili, Autorin, Tiflis | Besik Kharanauli, Autor, Tiflis |
Zaza Koshkadze, Autor, Tiflis | Paata Shamugia, Autor, Tiflis |
Moderation: Norbert Hummelt, Autor, Berlin

Anlässlich des Ehrengastauftrittes von Georgien auf der Frankfurter
Buchmesse 2018 und des Deutsch-Georgischen Freundschaftsjahres 2017
präsentiert das Haus für Poesie moderne georgische Dichtung an zwei
aufeinanderfolgenden Abenden.

Das Land am Großen Kaukasus war über die Jahrhunderte durch seine Lage am
Kreuzungspunkt mehrerer Handelsrouten an zahlreichen politischen und
kulturellen Entwicklungen in Europa und Asien beteiligt. Georgien hat
bedeutende Dichter hervorgebracht, angefangen bei dem mittelalterlichen
Epen-Dichter Schota Rustaweli (1172-1217) bis hin zu den Avantgardisten
Tizian Tabidse (1893-1937) und Paolo Iaschwili (1894-1937). Boris
Pasternak, einer der großen Anwälte der georgischen Literatur, pries die
kulturhistorische Kontinuität, die sich dieses Land trotz seiner äußerst
wechselvollen Geschichte bewahren konnte: Tiflis wurde mehrfach
vollständig zerstört, Georgisch wurde im Zuge der Russifizierung als
Verwaltungssprache abgeschafft und später unter Stalin wurden viele der
wichtigsten Künstlerinnen und Künstler ermordet. Jetzt nach dem
Wiedererlangen der Unabhängigkeit und der Selbstbestimmung findet die
georgische Dichtung erneut ihren Platz innerhalb der Weltliteratur.

Die beiden Veranstaltungen vermitteln einen Überblick über die
gegenwärtige georgische Dichtung, die gekennzeichnet ist durch ihr
"Misstrauen gegen die heroische Geste, gegen Pathos und elitäre Artistik"
(Hiltrud Gnüg, in ihrem Vorwort zu Neue Georgische Lyrik II). Die
eingeladenen Dichterinnen und Dichter lesen ihre Texte und werden von dem
Dichter und Übersetzer Norbert Hummelt befragt.

Am ersten Abend lesen Bela Chekurishvili (geboren 1974 in Gurjaani), Zaza
Koshkadze (geboren 1982 in Tiflis) und Paata Shamugia (geboren 1983 in
Gali). Am zweiten Abend lesen Besik Kharanauli (geboren 1939 in Tianeti),
der Nestor der georgischen Dichtung, der 2010 von Georgien für den
Nobelpreis nominiert wurde, Eka Kevanishvili (geboren 1979 in Tiflis) und
Diana Anfimiadi (geboren 1982 in Tiflis).

Die Veranstaltung wird georgisch-deutsch gedolmetscht.

Ein Projekt des Hauses für Poesie in Kooperation mit dem Georgian National
Book Center und dem G. Leonidze State Museum of Georgian Literature im
Rahmen des Ehrengast Programms der Frankfurter Buchmesse 2018 Georgia Made
by Characters mit Unterstützung des Ministeriums für Bildung,
Wissenschaft, Kultur und Sport von Georgien. Mit freundlicher
Unterstützung durch das Auswärtige Amt.

Eintritt: 6/4 EUR Karten an der Abendkasse

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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VORTRAG/8370: Magdeburg - Neue Reihe "Faszination Universum" startet am 11.9.2018


"Faszination Universum" - Neue Vortragsreihe an der Volkshochschule



Die Städtische Volkshochschule bietet in Kooperation mit der
Astronomischen Gesellschaft Magdeburg an sieben Dienstagabenden,
jeweils von 19.00 bis 20.30 Uhr, Vorträge und Himmelsbeobachtungen an.
Die Veranstaltungsreihe "Faszination Universum - unendliche Weiten"
beginnt am 11. September. Sie ermöglicht Interessierten eine
Orientierung am Himmel, zeigt ferne Galaxien und vermittelt einen
Einblick in die Astrofotografie.

Die Themenpalette reicht dabei von historischen Entdeckungen bis zu
kosmologischen Geheimnissen der Gegenwart. Im praktischen Teil werden
Teleskope vorgestellt und Himmelsbeobachtungen vorgenommen. Dabei
können auch eigene Geräte mitgebracht und auf Wunsch erklärt werden.

Die Teilnahme an der Veranstaltungsreihe kostet 38,50 Euro,
Ermäßigungen sind möglich. Anmeldungen können im Internet unter
www.vhs.magdeburg.de oder direkt in der Städtischen Volkshochschule,
Leibnizstraße 23 vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. September 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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REZENSION/700: Dr. Karsten Müller, Claus Dieter Meyer - Magie der Schachtaktik (SB)


Dr. Karsten Müller/Claus Dieter Meyer



Magie der Schachtaktik

Intuition, Fantasie & Präzision




Das Grundmotiv einer Schachpartie ist der Abtausch. Nur so lassen
sich überhaupt positionelle Vorteile, seien sie statischer oder
dynamischer Art, für die eigene Seite und gegen den Kontrahenten
erzielen. Was nach einer simplen Selbstverständlichkeit klingt, die
des Aufhebens von Worten, Gedanken und Reflexionen nicht zu bedürfen
scheint, wird, in den Zement einer Fragestellung gegossen, zu einer
ernsten Auseinandersetzung um Denkprozesse, die weit über die
allgemeinen Auffassungen von Spiel und Logik hinausreichen. Strategie
und Taktik, Grenzgänge von kombinatorischer Genialität, die das
Schachherz höher schlagen lassen, oder die leidenschaftlich
verfolgte, zumeist jedoch unerfüllt bleibende Partie aus einem Guß
sind den operativen Abtauschvorgängen auf dem Brett stets
nachgeordnet. Hingegen stellen Pläne, Manöver und die in letzter
Konsequenz auf Perspektive beruhende, zudem durch Turnierbedingungen
und Zeitkontrollen stark eingeschränkte Fähigkeit zur
Vorausberechnung von Zugfolgen den Versuch dar, die Unendlichkeit
mathematischer Fiktionen wieder auf ein greifbares Maß einzugrenzen.
Unabhängig von der Komplexität strategischer Methoden zur
Vorteilsgewinnung wird Schach in erster Linie durch Abtausch
gespielt. Der russische Großmeister und Weltmeister von 1948-1957,
1958-1960 und 1961-1963 Michail Botwinnik hat dazu in seinem Werk
"Algorithmus im Schach" ein ernüchterndes Resümee gezogen: "Meiner
Meinung nach besteht das Wesen einer Schachpartie ganz allgemein aus
Abtausch. Dieser allgemeine Abtausch bezweckt einen relativen Gewinn
von materiellen oder positionellen Werten. Andere Ziele gibt es
nicht, kann es nicht geben." (S. 210)

In der Schachliteratur hat es sich eingebürgert, von Transformationen
bzw. kritischen Momenten zu sprechen, wenn sich eine Stellung derart
einschneidend verändert, daß der "Charakter des Kampfes, der Pläne
und Ideen eine neue Richtung" (S.210) erhält, also die Taktik das
Brettgeschehen maßgeblich bestimmt. Doch wie erkennt man als
Schachspieler dieses besondere Moment, wo doch im Dickicht
entufernder Möglichkeiten praktisch jeder Zug mit taktischen
Elementen oder Motiven verknüpfbar ist? Wie erwirbt man sich
taktisches Wissen, das mehr ist als ein Repertoire auswendig
gelernter Schlüsselkombinationen?

Claus Dieter Meyer und Karsten Müller haben mit "Magie der
Schachtaktik" ein Studienbuch herausgegeben, das sich an
fortgeschrittene Spieler richtet, die ihre Fertigkeiten im
Turnierschach verbessern und auf diesem Feld Erfolge feiern wollen.
So soll anhand ausgewählter Beispiele und Übungen und vor allem
durch, wie der Untertitel verrät, "Intuition, Fantasie & Präzision"
das Terrain zum Erkennen transformativer Momente begehbar gemacht
werden. Gleichwohl machen die Autoren keinen Hehl daraus, keineswegs
als Vermittler eines fundamentalen Taktikwissens aufzutreten. Wozu
dann ein Buch mit einem didaktischen Anliegen verfassen? fragt man
sich unwillkürlich und glaubt sich im ersten Augenblick verschaukelt.

Davon kann in keinster Weise die Rede sein. Der Sachverhalt ist ein
anderer. Meyer und Müller sind sich durchaus der Schwierigkeit
bewußt, für Novizen als auch Fortgeschrittene in der Kunst in
Buchform zu binden, was im Grunde jahrelanges Studium erfordert.
Meisterschaft fällt nicht vom Himmel, sie ist weder eine Gabe noch
ein Geschenk der Musen, sondern wird erstritten und erkämpft auf dem
steinigen Pfad mühsamer Fehlerkorrektur. Papageien plappern nach, um
die Arbeit kommt man nicht herum. Daher wäre es fahrlässig und in der
Sache nicht zielführend, lediglich eine Art taktisches Grundwissen
mit dem Anspruch der Abrufbarkeit vermitteln zu wollen. Denn dazu
müßte man notwendigerweise mit Faustregeln und Lehrsätzen operieren,
deren hoher Grad an Abstraktion, eben weil sich der spezifische
Charakter kombinatorischer Positionen nicht auf die allgemeingültigen
Maße einer Merkformel herunterbrechen läßt, niemals 1:1 auf die
Komplexität taktisch-affiner Stellungen zu übertragen ist. Die Folge
wäre ein Lernschritt ins Leere, Verwirrung statt Verständnis würde
die Oberhand gewinnen, als ob man jemandem einen Pinsel in die Hand
drückt und sagt, nun hast du alles, was du brauchst, um eine Mona
Lisa zu malen. Der Reinfall wäre vorprogrammiert.

In Meisterpartien schlummert die Quintessenz taktischer Überlegungen,
doch die einzelnen Züge selber geben keine Anleitung dazu her. Was
ein Meister denkt, was er verwirft und für tauglich erachtet, bleibt
in der reinen Notation verborgen. Um diese Hürde zu nehmen und
zugleich für eine größtmögliche Annäherung zu sorgen, die es dem
Leser und Liebhaber der Schachkunst erlaubt, aus beispielhaften
Proben taktischer Versiertheit einen Gewinn für sich selber zu
ziehen, ist daher ein Kompromiß vonnöten. Dieses probate Mittel, dem
Lernen aufs engste verwandt, ist die Analyse. Wird sie gewissenhaft
und in einer systematischen Spurenlese vorgenommen, kann der Zaun
andachtsvoller Bewunderung gegenüber den Königen der Taktik
heruntergerissen und aus dem Staunen des Publikums ein Nutzwert
generiert werden.

Den Autoren ist es auf bemerkenswert plausible und zugängliche Weise
gelungen, die Entscheidungen der Großmeister auf dem Brett analytisch
fundiert darzustellen und weit über das Dokumentieren von
Lösungswegen hinaus näherzubringen, was sie dazu veranlaßt hat und
ihrer Intuition Nahrung gab. Gerade dieser Punkt ist wichtig, denn
oftmals gestaltet sich der Kampf am Brett nicht in den kalkulierbaren
Bahnen eines Anfangs und Endes. Viele Seitenwege und Alternativen
müssen mitberücksichtigt werden, wozu die Zeit unter dem
Turnierreglement in der Regel fehlt. Intuition ist daher mehr als ein
bloßes Gefühl oder mutig ins Dunkel zu schreiten, sondern basiert auf
der Summe von Erfahrungen und den logischen Voraussetzungen, die
einem bestimmten Stellungstyp eigen sind.

Der Blick für taktische Feinheiten wird in der Heimanalyse erworben
und am Turnierbrett dann vollzogen. Von daher ist es fundamental
wichtig und lehrreich, daß die Autoren insbesondere dem analytischen
Teil in ihrem Buch einen hohen Stellenwert einräumen und quasi
assistierend und begleitend auch ausgedehnte Exkursionen zu den
Nebenvarianten einer Kombination unternehmen. So erschließt sich dem
Leser ein taktischer Gesamteindruck, und er begreift, daß Pointen und
Schlüsselzüge nicht selten erst nach dem Ausbruch der Kampfhandlungen
gefunden werden. Zehn Züge vorauszudenken ist angesichts der
verwirrenden Fülle an Verwicklungen kaum möglich, aber den jeweils
nächsten besten Zug zu finden, der einer taktischen Idee zugrunde
liegt, schon. Den Leser auf dem Wege der Analyse dahin zu führen, daß
sein Blick sich sowohl für konkrete Details schärft als auch die
Umrisse transformativer Verdichtungen erkennt, macht die
eigentümliche Magie dieses Buches aus.

Dabei spielt auch die Reihenfolge der Kapitel eine wichtige Rolle.
Daß mit Dame und Springer im Angriff, gefolgt vom Springer im Angriff
begonnen wird, sodann der Angriff mit ungleichfarbigen Läufern und
Fesselungsvariationen zur Anwendung kommen, macht durchaus Sinn,
zumal Dame und Springer ein schlagfertiges Duo bilden und
Königsangriffen oft die nötige Sprengkraft verleihen. Überhaupt ist
der Springer aufgrund seiner speziellen Gangart bestens dafür
geeignet, auf engem Raum überraschende taktische Pointen zu kreieren.
Bei ungleichen Läufern wiederum kann die Dominanz einer Läuferfarbe
in Verbindung mit Felderschwächen im gegnerischen Lager taktischen
Wendungen Vorschub leisten. Auch das Motiv der Fesselung dient häufig
als Drehscheibe kombinatorischer Überfälle.

Im Anschluß an die taktischen Finessen von Springer und Läufer ist
das 5. Kapitel den Weltmeistern Alexander Aljechin, Michail Tal,
Garri Kasparow, Viswanathan Anand und Magnus Carlsen gewidmet, die in
puncto Angriffstechniken Maßstäbe setzten. Das Studium ihrer Partien
ist für das Taktiktraining von besonderem Wert und geradezu
unverzichtbar, wenn man die Kombinationskunst durchdringen will und
Inspiration sucht. Das Schlußkapitel Transformationen & Abtäusche
stellt sich der schwierigsten Aufgabe, nicht nur, weil es schwer zu
greifen, sondern in der Fachliteratur bislang viel zu wenig behandelt
worden ist. Hierzu haben die Autoren ein paar grundlegende Gedanken
zur Thematik der Stellungstransformationen vorgelegt und ihre
Bedeutung analytisch vertieft, auch mit Blick auf die zweckmäßige
Abwicklung und das Streben nach statischer Kontrolle bzw. Dynamik.
Jedem Kapitel sind Trainingsaufgaben zum behandelten Thema gewidmet,
um die gewonnenen Erkentnisse und Einsichten sogleich einem
Praxistest zu unterziehen. Der Lösungsteil findet sich am Ende des
Buches.

Sicherlich ist es für einen Schachspieler, der die Züge auf dem Brett
und die Konzeption einer Partie als Ausdruck von Aktion und Reaktion
versteht, gewissermaßen auf der Suche nach einer richtigen Antwort
auf sich wandelnde Prozesse ist, nicht leicht, den Boden vertrauter
Wahrnehmungs- und Deutungsmuster zu verlassen. Stellungskomponenten
wie Figurenspiel und die Beurteilung von Bauernstrukturen sind indes
nur Aspekte einer wesentlich weiter greifenden
Transformationsdynamik, deren beiläufiges Ergebnis durchaus auch
taktische Manöver sein können. Die Taktik ist einer von vielen
Schlüsseln dazu, die Gesamtkomposition strategischer Ziele und
Abtäusche in ein Bild zu transformieren, das wir gewohnt sind, als
Schachpartie zu begreifen. An den Rändern der strukturellen
Auseinandersetzung, die Meyer und Müller in ihrem Werk pionierhaft
betreiben, zeichnen sich indes die Aufwirbelungen von Fragen ab, die
unserem Verständnis vom Schach möglicherweise eine neue Richtung
geben. Schon dieser Spur zu folgen macht das Buch lesenswert, spornt
und inspiriert den forschenden Geist und schärft den Blick für den
weiten Horizont taktischer Möglichkeiten.

Die Autoren haben bei ihrer Arbeit zurückgegriffen auf "The Magic of
Chess Tactics" (Russell Enterprises/2002), die ChessBase DVD "Magic
of Chess Tactics - revised and enlarged" (2009) und "Magic of Chess
Tactics 2", das in Buchform 2017 ebenfalls bei Russell Enterprises
erschienen ist. Die gebundene Ausgabe von "Magie der Schachtaktik" in
deutscher Sprache stellt jedoch eine wesentliche Erweiterung des
Stoffes und der inhaltlichen Konzentrierung der Themen unter
Einbeziehung eines reichhaltigen Fundus an Partien und Fragmenten
dar, die den aktuellen Stand in der modernen Turnierpraxis
sicherstellen.

Claus Dieter Meyer ist FIDE-Meister und ein bekannter Autor und
Schachtrainer und steht seit vielen Jahren hauptamtlich in den
Diensten des SV Werder Bremen. Großmeister Dr. Karsten Müller vertrat
den Hamburger Schachklub von 1988 bis 2015 in der Schachbundesliga.
Er gilt international als einer der führenden Endspielexperten und
wurde 2007 vom Deutschen Schachbund als "Trainer des Jahres"
ausgezeichnet. Mit diversen Schachbüchern hat er sich weit über die
Grenzen der BRD hinaus den Ruf eines kompetenten Autors erworben.

5. September 2018
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TREFF/626: Kassel - 1. Austausch der verbotenen Bücher des "Parthenon of Books" am 13. September


Der "Parthenon of Books" in der Stadtbibliothek wird im Rahmen
einer Veranstaltung erstmals ausgetauscht 



VERBOTENES rezitiert der Kasseler Künstler und Rezitator Bernd P. R.
Winter am Donnerstag, 13. September, 19:30 Uhr, im Rahmen des ersten
Austauschs der Bücher des "The Parthenon of Books" in der
Stadtbibliothek.

Ein Teil der verbotenen Bücher, die zum Projekt der argentinischen
Künstlerin Marta Minujín für die documenta 2017 gehörten, ist
dauerhaft in der Stadtbibliothek ausgestellt. Der Bestand wird an
diesem Abend erstmals ausgetauscht, weitere Wechsel werden folgen.

In seinem Programm stellt Winter zahlreiche Autoreninnen und Autoren
vor, deren Bücher Opfer der Intoleranz ihrer Zeit geworden sind und
verboten wurden. Dazu gehören Goethe, Heine, Brecht, Ringelnatz,
Hesse, Tucholsky, Kästner, Domin, Kaléko, Lasker-Schüler, Benn, Zweig.
Über Leben, Werk, Lyrik und Prosatexte vieler dieser
leidenschaftlichen Pazifisten soll gesprochen und rezitiert werden.

Als Rezitator verfügt Winter über eine Fülle von Möglichkeiten, um
Stimmungsbilder mit Körper, Gestik und Mimik darzustellen, nicht
zuletzt mit seiner ausdrucksstarken Stimme.

Auch außerhalb der Abendveranstaltung enthalten die ausgestellten
Büchern Informationen darüber, warum und wo sie verboten waren. Diese
Recherchen führt eine Studierendengruppe der Kasseler Professorin Dr.
Nikola Roßbach, Universität Kassel, durch.

Exklusive Virtual Reality -Station "Parthenon of Books"

Ausprobieren kann man an diesem Abend und während der Öffnungszeiten
der Stadtbibliothek die exklusive Virtual Reality-Station "Parthenon
of Books", die von der Künstlerin Martha Minujin selbst lizenziert
ist. Sie ermöglicht einen Flug durch das nun nicht mehr existente
Kunstprojekt und ist an nur vier Orten in der Welt installiert.

Die in Kassel entwickelte Software der Firma Topotwin ermöglicht es,
auf allen Ebenen bis in luftige Höhen durch das Parthenon zu schweben
und es sowohl aus ungewöhnlichen Perspektiven als auch im Detail zu
betrachten. Aber Achtung, wer unter Höhenangst leidet, sollte seine
Erkundungen vorsichtig starten!

Erster Austausch der verbotenen Bücher des "Parthenon of Books"
am Donnerstag, 13. September, 19:30 Uhr, in der Stadtbibliothek
Bernd P.R. Winter rezitiert: VERBOTENES - Intoleranz*Zensur*Verfolgung
Eintritt 4,- Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. September 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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STANDPUNKT/273: Gewerkschaften gegen rassistische Hetze - für Solidarität! (DGB)


Deutscher Gewerkschaftsbund - Pressemitteilung vom 4. September 2018

#WirSindMehr

Gewerkschaften gegen rassistische Hetze - für
Solidarität!


Resolution des Geschäftsführenden DGB-Bundesvorstandes zu Chemnitz



Zu den Ereignissen in Chemnitz hat der Geschäftsführende DGB-Bundesvorstand
am Dienstag in Berlin folgende Resolution verabschiedet:

Aus der Erfahrung mit dem Faschismus gibt es für uns Gewerkschaften keinen
Zweifel, dass wir jede Form von Rechtsextremismus, Rassismus, Nationalismus
und jede Form der Menschenfeindlichkeit mit Nachdruck bekämpfen. Wir setzen
uns ein für Solidarität, Vielfalt und Gerechtigkeit. Es ist gut und
richtig, dass viele Menschen in den letzten Monaten und Tagen gegen rechte
Hetze und hassgetriebene Aufmärsche Haltung gezeigt haben.

Das reicht aber nicht: Der Rechtsstaat muss dieser Hetze und denen, die sie
verbreiten, entschieden entgegentreten. Hier sind Politik, Sicherheits- und
Ordnungskräfte gefordert. Wohlgemeinten Worten müssen konsequente Taten
folgen. Stärkt die zivilgesellschaftlichen Kräfte, die sich für Demokratie
und Solidarität und den Schutz der Opfer rechtsextremer und rassistischer
Gewalt engagieren!

Es ist inakzeptabel, wenn Mord- und Gewaltopfer oder deren Angehörige für
politische Zwecke instrumentalisiert werden. In Kandel, Weyhe, Heidenau,
Freital oder Chemnitz haben sich Menschen diesem Missbrauch des Leides der
Betroffenen zum Glück widersetzt.

Die rechte Hetze und die Aufmärsche der vergangenen Tage erinnern fatal an
die Pogrome der 1990er Jahre. Anders jedoch als damals sitzt heute eine
Partei im Bundestag, die diese menschenfeindliche Hetzjagd für legitim
hält. Eine solche Partei stellt sich nicht zuletzt damit weit jenseits des
demokratischen Spektrums. Bei den Landtagswahlen in Bayern und Hessen rufen
wir auf: Wählt demokratisch, wählt keine Rechtspopulisten!

Wir Gewerkschaften setzen uns für starken gesellschaftlichen Zusammenhalt
ein. Wir dürfen den Feinden der Demokratie keinen Raum lassen. Gemeinsam
kämpfen wir für die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen.
Courage ist gefordert - nicht wegducken!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018

Deutscher Gewerkschaftsbund - Bundesvorstand

Abteilung Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit

Henriette-Herz-Platz 2, 10178 Berlin

Telefon: 030.24 060-211, Telefax:030.24 060-324

E-Mail presse.bvv@dgb.de

Internet: http://www.dgb.de
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TREFF/269: Kiel - Fest des Miteinanders, Bunkerinsel 16. September


Kiel - Verein Mahnmal Kilian e.V. - Flandernbunker

Fest des Miteinanders am Sonntag, den 16. September

Café International - Runder Tisch, eine Welt - Kommt alle!
Eintritt frei!



Menschen aller Nationen und Kulturen kommen zusammen, bringen Essen
und Getränke mit - und teilen mit anderen.

ACHTUNG: mindestens 5 fremde Tische besuchen und teilnehmen an einer
Verlosung:

Rundflug im Doppeldecker über Schleswig-Holstein mit Clemens Richter
zu gewinnen.

Erstklassige Musik: Sinti-Jazz mit dem Hamburger Quintett "Les Hommes
du Swing", Weltmusik mit der Kieler "SaFaR-Band".

Bühne frei! Instrumente, Gedichte, Rezepte, Infos für Infotisch,
Gesellschaftsspiele bitte gern mitbringen!

Mitmachaktionen für Klein und Gross: "Wir formen einen Runden Tisch"
aus Ton - mit dem armenischen Künstler Andranik Baghdaryan. Malen von
Friedens-Segeln und Friedens-Lichtern. Selbst Spiele mitbringen.
Glücksrad. Spielzeugwaffen mitbringen für das Kieler Friedensdenkmal.
Special Guest: Oberbürgermeister Dr. Ulf Kämpfer. Sonderausstellung:
"FLUCHT - Ein armenischer Künstler in Deutschland", Kunstwerke von
Andranik Baghdaryan.

Ein schöner Tag von 11.30 Uhr bis 18.00 Uhr.

Flandernbunker, Kiellinie 249, Bunkerinsel. Eintritt frei -
Bedingung: Jeder bringt Essen und Getränke mit (dazu Geschirr +
Bestecke, bitte kein Einweggeschirr. Kochplatte und Grill kann
mitgebracht werden, Stromanschluss und Spülmöglichkeit vorhanden.

Kostenlose Tischreservierung möglich unter 0431 - 260 630 9 (Mo-Fr
11-15 Uhr, So 11-17 Uhr) oder: info@Kriegszeugen.de (bitte
Personenanzahl nennen und Nation/Kulturkreis). Spontanes Kommen
möglich (falls alle Tische vergeben, bitte Picknickdecke oder
Campingtisch und Stühle mitbringen.

Bei schlechtem Wetter alles im Flandernbunker.

Veranstalter: Verein Mahnmal Kilian e.V., Flandernbunker, in
Kooperation mit der Arbeitsgemeinschaft Kieler Auslandsvereine (AKA)
e.V. und dem Forum für Migrantinnen und Migranten der Landeshauptstadt
Kiel.

Förderer: Landeshauptstadt Kiel, Bürgerstiftung Schleswig-Holsteinische 
Gedenkstätten, Sparkassenstiftung Schleswig-Holstein,
Arbeitsgemeinschaft Kieler Auslandsvereine (AKA) e.V., Forum für
Migrantinnen und Migranten der Landeshauptstadt Kiel, GUTZEIT-Design,
OPUS Showtechnik, Thomsen Werbemittelvertrieb, Maro Werbetechnik,
STRÖER deutsche städte medien, Friedrich Niemann GmbH & Co KG.

Flandernbunker

Öffnungszeiten Mo.-Fr. 11-15 Uhr, So. 11-17 Uhr

Jeden ersten Sonntag im Monat, 11.30 Uhr Führung durch den Bunker

Eintritt 4,- / erm. 3,- , Führung 2,- , erm. 1,- Euro

 * 

Quelle:

Verein Mahnmal Kilian e.V. - Flandernbunker

Kiellinie 249, 24106 Kiel-Wik

Tel.: 0431 - 260 630 9

E-Mail: info@Mahnmal-Kilian.de

Internet: www.mahnmalkilian.de
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TREFF/268: Flensburg - Interkulturelle Wochen vom 9.9. bis 11.11.2018


Interkulturelle Wochen in Flensburg

Feste und Fabelhaftes aus aller Herren Länder



Flensburg. Das gegenseitige Anerkennen von Kultur, Werten und
Lebensstilen auch in der neuen Heimat ist wesentliche Grundlage
erfolgreicher Integration und wird durch die Flensburger
"Interkulturellen Wochen" seit Jahren gefördert.

Zum 16. Mal hat in diesem Jahr der Arbeitskreis "Interkulturelle
Wochen" in Kooperation mit der städtischen Koordinierungsstelle für
Integration von Sonntag, 9. September bis Mittwoch, 11. November ein
buntes Programm für alle Flensburgerinnnen und Flensburger zusammen
gestellt.

Lesungen, Vorträge, Live-Konzerte und der "Tag der Offenen Moscheen"
am 3. Oktober sollen Fragen beantworten und gegenseitiges Verständnis
fördern, während das "Interkulturelle Kinderfest" auf dem Spielplatz
Schwarzental interkulturelle Begegnungen in fröhlicher Atmosphäre
garantiert.

Höhepunkt der Veranstaltungsreihe bildet wie in den Vorjahren das
"Fest der Kulturen", das mit jeder Menge Tanz, Musik und Gesang am
Samstag, 27. Oktober (14 - 18 Uhr) im Deutschen Haus
stattfindet. Der Flyer mit allen Veranstaltungen der Interkulturellen
Wochen ist auf www.flensburg.de hinterlegt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. September 2018

Stadt Flensburg

Pressestelle des Rathauses

Tel. 04 61 / 85 - 25 42

Fax 04 61 / 85 - 21 71

E-Mail: pressestelle@flensburg.de
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LESUNG/6175: Braunschweig - Axel Ranisch stellt "Nackt über Berlin" vor, 11. September 2018


Das erste Buch: Axel Ranisch stellt "Nackt über Berlin" vor



Braunschweig. In der Reihe "Das erste Buch" liest Axel Ranisch am
Dienstag, 11. September, um 19 Uhr im Braunschweig Kolleg,
Wolfenbütteler Str. 57, aus seinem Erstlingswerk "Nackt über Berlin".
Buchhändler Stefan Hallensleben moderiert die Veranstaltung des
Raabe-Haus:Literaturzentrums. Der Eintritt ist frei. Reservierungen
unter der Telefonnummer 70189317.

Der Protagonist des Romans Jens Lamprecht ist angesehener Direktor
einer Berliner Schule. Bis er mit seinem Verhalten den Selbstmord
einer Schülerin auslöst und sich alle von ihm abwenden. Jannik und Tai
sind zwei ganz normale 16-Jährige. Bis sie eines Tages ihren
sturzbetrunkenen Rektor auf der Straße auflesen und in seiner eigenen
Wohnung einsperren. Aus dem Scherz wird schnell eine handfeste
Entführung. Tai genießt es, Gott zu spielen, und zwingt den Lehrer zu
einem Seelenstriptease. Ein Höllentrip für Jannik, der sowieso mit
seiner zarten Verliebtheit zu Tai ringt. Er muss handeln.

Axel Ranisch wurde 1983 als Kind zweier Leistungssportler in Berlin
geboren. Eher zufällig kam er 2002 zum Filmemachen und studierte von
2004 bis 2011 Regie an der HFF "Konrad Wolf" in Potsdam Babelsberg.
2011 gründete er mit einigen Kommilitonen eine eigene
Produktionsfirma. Er hat mehrere Filme und Dokumentationen gedreht.
"Nackt über Berlin" ist sein Debütroman.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. September 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/6174: Berlin - Gedicht und Körper. Körper und Sprache, 24.10.2018


Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2018

Mi., 24.10.18, 19.00 Uhr

Gedicht und Körper: Körper und Sprache

Lesung & Gespräch



Mit Christiane Heidrich, Autorin, Vaihingen/Enz, Wien | Brigitte
Oleschinski, Autorin, Berlin | Farhad Showghi Autor, Hamburg | Moderation:
Tobias Lehmkuhl Kritiker, Berlin

Der Schriftsteller W.G. Sebald glaubte an eine "Physiologe der Literatur",
in der sich unsere Körperlichkeit auf den Text übertragen ließe. Durs
Grünbein behauptet, dass das wirksame Schreiben immer vom Körper selbst
ausgehe, und Charles Olson ruft in seinem berühmten Projective Verse-Essay
aus: "The line comes (I swear it) from the breath". In ihrem Buch
Reizstrom in Aspik (DuMont 2002), legt Brigitte Oleschinski dar, dass der
Impuls zu Gedichten eine Art zu atmen, eine Art zu gehen sei. Für
Oleschinski sind Gedichte eine "Körperstimme par excellence", die sich
unter Rückbindung an elementare Körperfrequenzen wie Herzschlag und
Schrittmaß entwickle. Die Texte von Farhad Showghi sind auf verwandte
Weise radikal vom Leiblichen her gedacht. Sie lesen sich wie
Körperprotokolle, Beschreibungen vegetativer Vorgänge, bevor das "Ich" die
Kommandobrücke betritt. Seine Dichtung unternimmt den Versuch, alltägliche
Verrichtungen in einer Sprache wiederzugeben, "die sich mit dem Körper
strecken lässt". Auch in dem Debüt von Christiane Heidrich Spliss (kook
books 2018) bestimmt das Körperliche die Bedingungen der Wahrnehmung und
ihrer sprachlichen Umsetzung im Gedicht: "Wenn ich den Kopf zur Seite
lege, ist alles ganz nah." Für sie ist ihr Körper "ein kleines, lustiges
Wesen", ein "loses Gerät", das von außen in seiner "Aufgestelltheit"
betrachtet wird.

Zu dieser Veranstaltung bietet das Haus für Poesie eine Lyrikwerkstatt an.
Die Lyrikwerkstatt SelbstVERSuche Körper und Sprache findet am 25.10. von
17-20 Uhr im Haus für Poesie statt. Der Workshop richtet sich an alle von
18-99 und wird geleitet von der Dichterin Brigitte Oleschinski.

Eintritt: 6/4 EUR Karten an der Abendkasse

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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LESUNG/6173: Berlin - Gegenwartsproof, Max Dauthendey, 23.10.2018


Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2018

Di., 23.10.18, 19.00 Uhr

Gegenwartsproof - Max Dauthendey

Lesung & Gespräch



Mit Hans Christoph Buch, Autor, Berlin | Friedrich Kröhnke, Autor, Berlin
| Charlotte Warsen, Autorin, Berlin | Moderation: Erhard Schütz,
Literaturwissenschaftler, Berlin

Dichter, Maler, Romancier, Weltenbummler, beliebt, ziemlich erfolgreich,
finanziell notorisch klamm, "wohlgesittet, feinnervig, von empfindlichem
Gemüt" (wie sein Verleger Korfiz Holm schrieb). Max Dauthendey war
eine schillernde Persönlichkeit der deutschen Literatur um die Wende vom
19. zum 20. Jahrhundert. Die Dichter Richard Dehmel und Stefan George
waren seine Impulsgeber. 1867 in Würzburg geboren, starb "einer unserer
sinnlichsten Dichter" (Rilke) vor 100 Jahren in Malang auf Java.

Dauthendey publizierte 17 Prosabände, zwölf Gedichtbände und sieben
Dramen. Seine von einer Japanreise beeinflussten Erzählungen Die acht
Gesichter am Biwasee finden sich in jedem gutsortierten Antiquariat,
anderes wurde in den letzten Jahren neu verlegt. Heute finden sich seine
eingängigen Gedichte - er hat allein über 1000 Liebesgedichte für seine
Frau geschrieben - vielfach in Internetsammlungen, gern mit Naturfotos
unterlegt.

Friederich Kröhnke hat sich in Wie Dauthendey starb (Droschl Verlag 2017)
auf die Spur von Dauthendeys letzten Jahren begeben - ein ebenso
hellsichtiger wie komischer Parforceritt durch das nicht zuletzt eigene
Dichter-Sein: "Bloß nicht sterben in den Tropen"!

Stefan George schrieb über Dauthendey, seine Gedichte seien das Einzige,
was jetzt in der Literatur als vollständig Neues dastehe ... Über dieses
"damalige Neue" sprechen Friedrich Kröhnke, Charlotte Warsen und Hans
Christoph Buch mit dem Literaturwissenschaftler Erhard Schütz.

Eintritt: 6/4 EUR Karten an der Abendkasse

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6172: Berlin - Lieder und Dichter V, Entartete Kunst, Lesung und Konzert, 22.10.2018


Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2018

Mo. 22.10.18, 20.00 Uhr

Lieder und Dichter V: Entartete Kunst

Musik

Lesung und Konzert



Mit Annika Schicht, Sängerin, Berlin | Jörg Schörner, Sänger, Berlin |
Philipp Jekal, Sänger, Berlin | John Parr, Pianist, Berlin | Kerstin
Hensel, Autorin, Berlin

Der erste Abend von Lieder und Dichter in der neuen Spielzeit widmet sich
dem Liedschaffen von Komponisten, deren Kunst in der Nazizeit als
"entartet" galt. Von dem berühmten Dirigenten Bruno Walter, der aus einer
deutsch-jüdischen Familie stammte und kurz nach der "Machtergreifung"
emigrierte, werden zwei Eichendorff-Lieder präsentiert. Der
deutsch-polnische Komponist Ignatz Waghalter, dessen Werk zu Unrecht in
Vergessenheit geriet, ist mit fünf Liedern, die auf Texten von Hermann
Hesse und Reinhard Völker basieren, vertreten. Bruno Walter und Ignatz
Waghalter waren beide Chefdirigenten der Deutschen Oper Berlin. Außerdem
werden Lieder gesungen von Ernst Krenek und Erwin Schulhoff, zwei
Komponisten, die mit Jazz-Rhythmen experimentierten und sich eingehend mit
Schönbergs Zwölftontechnik auseinandersetzten. Den Abschluss bilden
bekannte Lieder von Kurt Weill.

Die Dichterin des Abends ist Kerstin Hensel (geb. 1961 in
Karl-Marx-Stadt), deren jüngster Gedichtband Schleuderfigur (Luchterhand
Literaturverlag 2016) von der Kritik gefeiert wurde. Sie reagiert auf das
Liedprogramm mit eigenen Texten und mit Gedichten von Bertolt Brecht,
Mascha Kaléko, Theodor Kramer und Nelly Sachs.

Eine gemeinsame Veranstaltung von Deutsche Oper Berlin und Haus für Poesie

Tickets: Deutsche Oper Berlin | Tel.: 030. 343 84 343

www.deutscheoperberlin.de

Eintritt: 16/8 EUR Karten an der Abendkasse oder über die Deutsche Oper
Berlin | Tel.: 030. 343 84 343

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6171: Berlin - Dichter-Porträt, Bert Papenfuß, 10.10.2018


Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2018

Mi., 10.10.18, 19.00 Uhr

Dichter-Porträt: Bert Papenfuß

Lesung & Gespräch



Mit Bert Papenfuß, Autor, Berlin | Moderation: Ulf Stolterfoht, Autor,
Berlin

Die Dichter-Porträts stellen wichtige Stimmen der deutschsprachigen Lyrik
vor. Den Anfang macht der Schriftsteller Bert Papenfuß (geb. 1956 in
Stavenhagen). Seine Dichtung ist das Gegenteil jenes "zaghaften Singens in
den Voliéren des Literaturbetriebs" (Tom Schulz). Es ist eine fortlaufende
Übung in politisch-ästhetischem Widerstand mit den Mitteln poetischer
"sinnfielteilung". Das "kreuts & kwehr" seiner Sprache ist eine explosive
Mischung, die auf höchster Stufe gezündet wird: Platt und Argot, Rotwelsch
und Seeräubergesang. Viele seiner Texte führen ein doppeltes Leben in den
Fußnoten, die sich parasitär an den Haupttext anlagern und sich als eine
Kulturgeschichte des Untergrunds lesen lassen. Papenfuß stammt aus dem
heute legendären Umfeld der Prenzlauer-Berg-Connection. Dort betrieb er
bis 2015 einen "Hort der Resistenz", die Kulturspelunke Rumbalotte
continua, hinter deren Name sich ein obszöner Krankenschwesterwitz
verbirgt, dessen Pointe lautet: "Ruhm und Ehre der baltischen
Rotbanner-Flotte". Seine Bücher sind häufig originalgrafische
Kostbarkeiten, die im Zusammenspiel mit Radierungen und Lithografien
entstehen. Seiner ersten Publikation harm. arkdichtung 77 (KULTuhr 1985),
folgte eine Vielzahl an Büchern (darunter dreizehntanz, naif, till und
harm sowie Rumbalotte Continua in unterschiedlichen Folgen). Sein jüngster
Band Seifensieder erschien 2016 bei BRUETERICH PRESS.

Bert Papenfuß spricht mit dem Dichter und Verleger Ulf Stolterfoht über
Dichtung und Werk.

Eintritt: 6/4 EUR Karten an der Abendkasse

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1094: Berlin - Pecha Kucha-Abend, Akademie zur Lyrikkritik - Äpfel und Birnen, Gespräch, 19.10.18


Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2018

Fr., 19.10.18, 19.00 Uhr

Pecha Kucha-Abend

Akademie zur Lyrikkritik - Äpfel und Birnen

Gespräch



Mit Florian Bissig | Timo Brandt | J-P Dallmann | Elke Engelhardt |
Martina Hefter | Olga Lang | Max Mengeringhaus | Bertram Reinecke |
Christina Rossi | Asmus Trautsch

"Aus Äpfel werden Birnen, eine Birne ist womöglich eine Birne ist eine
Birne, während doch im Hintergrund eine tumbe Nuss auf dem Schirm
flackert ..." (Hendrik Jackson)

Nachdem die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Akademie zur Lyrikkritik im
Workshop Äpfel und Birnen in Fragen der Kritik geschult wurden und der
Problematik der Kriterien von Lyrikkritik nachgingen, schwärmen sie nun
aus. An diesem Abend stellen sie ein lyrisches oder poetologisches Thema,
einen Gedichtband oder ein Gedicht, das von ihnen kritisch bewertet wurde,
beispielhaft vor. Die entstandenen Kritiken in Pecha Kucha-Format legen
dar, warum sich Birnen und Äpfel unvergleichlich gleich sind und in
unendlichen Annäherungsprozessen voneinander trennen lassen. Von Apfelmus
bis zur kopfzerbrechenden Denknuss - ein wahrhaftes Potpourri für
Puristen!

Pecha Kucha ist eine Vortragskunst in je 20-sekündigen Texten, die von je
einem Bild begleitet werden. Ein jedes Pech Kucha dauert sechs Minuten und
40 Sekunden und ist damit so lang wie ein etwa 100 zeiliger Text in einer
Zeitung. 20:20 Sekunden Bild-Texte "in nuce", die anregen, aufbrechen,
fortführen und wieder konzentrieren. Dieses Format ist dazu geeignet,
verständlich Einblicke in laufende Prozesse zu bieten, Kurzanalysen
prägnant darzubieten, kleine poetologische Abschweifungen zu inszenieren
oder auch einfach einer Frage kurz aber hochintensiv nachzugehen. So wird
der Abend ein Panoptikum verschiedener Herangehens- und Denkweisen, die
Charaktere und Analysen unterhaltsam widerspiegeln.

Die Akademie zur Lyrikkritik ist ein Projekt des Hauses für Poesie in
Kooperation mit der Plattform lyrikkritik und wird gefördert durch die
Kulturstiftung des Bundes und durch die Senatsverwaltung für Kultur und
Europa.

Eintritt: 6/4 EUR Karten an der Abendkasse

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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AUSSICHTEN/8388: Und morgen, den 6. September 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 06.09.2018 bis zum 07.09.2018 +++






[image: Jean-Luc 8388 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Schon zur Tagesmitte

ein dunkler Wolkentroß,

Jean macht kleine Schritte

als Regenwassersproß.
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INFOPOOL / EUROPOOL / WIRTSCHAFT





AUSSENHANDEL/306: Bauernverband sieht höhere US-Rindfleisch-Importe kritisch (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 4. September 2018

Bauernverband sieht höhere US-Rindfleisch-Importe kritisch

Europäische Standards dürfen nicht unterlaufen werden



Der Generalsekretär des Deutschen Bauernverbandes (DBV), Bernhard
Krüsken, sieht die Pläne der EU-Kommission kritisch, Verhandlungen mit
den USA über höhere Rindfleischimporte in die EU aufzunehmen: "Bei der
Frage nach dem Import von Rindfleisch aus den USA dürfen europäische
Standards nicht unterlaufen werden." Um den Handelsstreit mit den USA
zu entschärfen will die EU offenbar mehr Rindfleischimporte zulassen.
Dabei sollen nach Angaben aber weiterhin die hohen
Lebensmittelstandards der EU gelten und nur hormonfrei produziertes
Fleisch eingeführt werden. "Die Lebensmittelstandards berücksichtigen
die Produktionsbedingungen nicht. Der versprochene Verzicht auf den
Einsatz von Hormonen allein reicht nicht aus, um den europäischen
Ansprüchen an eine nachhaltige Fleischerzeugung zu entsprechen", so
Krüsken.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





MELDUNG/372: Antikenmuseum Leipzig und Kunstsammlungen Dresden schließen Kooperationsvereinbarung (idw)


Universität Leipzig - 04.09.2018

Antikenmuseum Leipzig und Kunstsammlungen Dresden schließen
Kooperationsvereinbarung



Der Fachbereich Klassische Archäologie und das Antikenmuseum der
Universität Leipzig wollen künftig mit den Staatlichen Kunstsammlungen
Dresden auf dem Gebiet der Sammlung, Erforschung und Vermittlung der
materiellen Kultur der Antike eng zusammenarbeiten. Ein Workshop am 12.
und 13. September 2018 in Dresden bildet den Auftakt einer zeitlich
unbefristeten Kooperationsvereinbarung zwischen beiden Institutionen.
Dadurch wollen die Staatlichen Kunstsammlungen Dresden ihre
Forschungsinfrastruktur stärken. Die Klassische Archäologie der
Universität Leipzig will sich im Bereich Forschung und praxisorientierte
Lehre profilieren.

Neben der Erschließung der materiellen Kultur des antiken Mittelmeerraumes
stehen auch Kulturtechniken des Sammelns von Objekten aus dieser Region im
Fokus der Zusammenarbeit. Konkret wird die Kooperation auf verschiedenen
Ebenen stattfinden. Schwerpunkte sind dabei unter anderem
Praktikumsplätze, die Leipziger Studierenden von den Kunstsammlungen zur
Verfügung gestellt werden. Zudem können Studierende höherer Semester
Zugang zu Originalwerken erhalten und beispielsweise in Abschlussarbeiten
bearbeiten.

Auch gemeinsame wissenschaftliche Veranstaltungen sind geplant. "Derzeit
bereiten wir einen ersten Workshop zur Sammlungskultur geschnittener
Steine der Antike vor, der am 12. und 13. September Experten aus England,
Italien und Deutschland in Dresden zusammenbringt und von der VW-Stiftung
gefördert wird. Er dient zugleich der Vorbereitung eines gemeinsamen
Forschungsprojekts", sagt Dr. Jörn Lang vom Antikenmuseum. Weitere
Forschungsprojekte und gemeinsame Drittmittelanträge sind ebenso
Bestandteil der Kooperation wie die Erschließung der reichen Bestände der
sogenannten Kleinkunst in der Skulpturensammlung der Staatlichen
Kunstsammlungen Dresden.

"Wir freuen uns außerordentlich, mit den Staatlichen Kunstsammlungen
Dresden und deren Skulpturensammlung eine der bedeutenden Sammlungen
antiker Kunst als Kooperationspartner gewonnen zu haben. Durch die
Möglichkeit, gemeinsam mit den Studierenden an den Beständen in Dresden zu
arbeiten, haben wir einen herausragenden Lernort für die archäologische
Ausbildung in Sachsen hinzugewonnen. Dadurch können wir die Ausbildung im
Bereich Archäologie und Museum in Zukunft noch praxisorientierter als
bisher gestalten", betont Lang.

Initiiert wurde die Kooperation von ihm und der Oberkonservatorin der
Skulpturensammlung, Dr. Kordelia Knoll. "Bereits seit dem 18. Jahrhundert
bilden die Standorte Dresden und Leipzig die zentrale Achse für das
Sammeln, Bewahren, Erforschen und Vermitteln antiker Kunst. Waren es
zunächst die Skulpturenankäufe Augusts des Starken aus den römischen
Sammlungen Albani und Chigi, die Dresden berühmt machten, so bildete in
Leipzig die Einrichtung einer öffentlich zugänglichen Schau- und
Lehrsammlung in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts die Keimzelle des
später gegründeten Archäologischen Seminars und des universitären
Antikenmuseums", sagt Dr. Kordelia Knoll. Diese Entwicklung sei auch auf
die Bestrebungen des sächsischen Staatsministers Bernhard August von
Lindenau zurückzuführen, der zu jener Zeit die Verantwortung für die
Museen und wissenschaftlichen Einrichtungen Sachsens trug. Hervorzuheben
sei ebenso die enge Zusammenarbeit zwischen dem Direktor der
Skulpturensammlung, Georg Treu, und dem Leipziger Ordinarius für
Klassische Archäologie, Franz Studniczka, im frühen 20. Jahrhundert. "Ziel
der Kooperation ist es, die in Dresden und Leipzig historisch gewachsenen
Traditionen im Bereich der archäologischen Wissenschaften wieder
aufzunehmen und zum gegenseitigen Nutzen beider Institutionen zu
vertiefen", erklärt Knoll.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 04.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / PHILOSOPHIE





MELDUNG/083: Markus Gabriel - Computer können nie menschliche Intelligenz nachbilden (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 03.09.2018

Markus Gabriel: Computer können nie menschliche Intelligenz nachbilden



Künstliche Intelligenz wird in ferner Zukunft die Weltherrschaft
übernehmen - solche Szenarien verweist der Philosoph Prof. Dr. Markus
Gabriel ins Reich der Utopie. In seinem neuen Buch "Der Sinn des Denkens"
argumentiert der Wissenschaftler von der Universität Bonn, dass sich das
von Sinnesorganen geleitete und durch das Bewusstsein gesteuerte
menschliche Denken nicht durch Algorithmen nachbilden lässt. Gefahren
sieht Gabriel viel mehr im Glücksspieltrieb, der den Menschen anfällig für
die "Casinos der Digitalisierung" macht und denen er sich weitgehend
unterwirft.

Der Mensch kann besser denken als jeder Rechner, als jede künstliche
Intelligenz - davon ist der Philosoph Prof. Dr. Markus Gabriel von der
Universität Bonn überzeugt. "Computer sind dumm wie ein Stein: Die
Maschinen 'denken' nicht, sondern arbeiten stur Rechenvorschriften ab",
sagt der Autor des neuen Buches "Der Sinn des Denkens". Auf den ersten
Blick scheint jeder Taschenrechner dem Mensch überlegen zu sein, weil das
kleine Gerät keine Rechenfehler macht - sofern es richtig programmiert
ist.

Doch dieses exakte Rechnen ist in den Augen des Philosophen kein
optimiertes Denken: "Der Taschenrechner betreibt einfache
Informationsverarbeitung. Denken fasse ich hingegen als einen sechsten
Sinn wie Hören, Sehen und Riechen auf." Indem unsere Sinnesorgane zum
Beispiel Töne oder Farben wahrnehmen, prägen sie auch unser Denken mit.
Diese Form des an Sinnesorgane gekoppelten Denkens lasse sich mit keinem
Höchstleistungsrechner nachbilden.

Fehler als Grundlage der menschlichen Freiheit

Unsere kleinen Denkfehler, sei es ein nicht korrekt berechneter Zahlenwert
oder ein falsch erinnertes Datum, seien sogar erst die Grundlage der
menschlichen Freiheit und Selbstbestimmung. Gabriel: "Da wir keinen
Algorithmen folgen wie ein Computer, sind unsere Schlussfolgerungen und
Entscheidungen auch nicht vorhersagbar." Wenn ein Rechner aufgrund einer
Panne "abstürzt", geht nichts mehr und der Bildschirm bleibt schwarz. Der
Mensch hingegen könne aus seinen Fehlern lernen und sich neu aufstellen.
Auch dieses Überdenken folgt nicht bestimmten Rechenvorschriften, sondern
ist an die Sinnlichkeit des Menschen gekoppelt. Weder Programmierer, noch
sogenannte selbstlernende Algorithmen können das Denken so optimieren, wie
es die Evolution über Millionen von Jahren hat entstehen lassen.

Ganz im Gegenteil: Der Mensch sei nicht als biologische Fortsetzung eines
animalischen Daseins gefangen, sondern habe die Fähigkeit, sich gedanklich
von sich selbst zu distanzieren und darüber zu reflektieren. Und noch
einen wichtigen Unterschied hat der Philosoph der Universität Bonn
zwischen Computern und dem Menschen ausgemacht: "Schaltkreise sind nicht
Träger von Bewusstsein." Bis heute sei in den Naturwissenschaften nicht
verstanden, wie und wann der Mensch sein Bewusstsein erlangt und wie es
wieder erlischt. Das Wissen um die eigene Existenz könne kein Computer
erlangen. "Die Übernahme der Weltherrschaft durch immer perfektere Roboter
und künstliche Intelligenz ist reine Utopie", sagt Gabriel. Das
Bewusstsein lasse sich in keinen Computer implementieren.

Der Mensch denkt nicht in vorgefertigten Bahnen

"Es geht darum, eine realistische Philosophie der Digitalisierung und
künstlichen Intelligenz vorzulegen", sagt Gabriel. "Der Mensch denkt nicht
in vorgefertigten Bahnen." Es gehe um eine radikale Neubetrachtung von
Fehlentwicklungen im Digitalen Zeitalter. Der Mensch werde nicht von
Computern unterworfen, sondern unterwerfe sich ihnen. Die Sozialen
Netzwerke funktionierten wie ein Casino, weil die Internetgiganten unseren
Trieb zum Glücksspiel ausnutzten. Gabriel: "Wir brauchen mehr
philosophische Forschung, die sich den Problemen und ethischen Grenzen des
Internetzeitalters widmet."

Das Buch "Der Sinn des Denkens" ist der Schlussteil einer Trilogie von
Markus Gabriel, zu der "Warum es die Welt nicht gibt" und "Ich ist nicht
Gehirn" gehören. Das Werk richtet sich in allgemein verständlicher und
zugänglicher Weise an alle, die sich gerne philosophische Gedanken machen.

Originalpublikation:

Markus Gabriel:

Der Sinn des Denkens,

Ullstein Buchverlage, Berlin, 368 S., 20 Euro

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, 03.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





HÖRFUNK/459: Deutschlandfunk Kultur - Von Glaskugeln und Sternen. Wahrsagerei, 7.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Von Glaskugeln und Sternen - Wahrsagerei

Von Maria Riederer

Kakadu. Entdeckertag

Freitag, 7. September 2018, 15.05 - 15.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Wer's glaubt wird selig! Wie soll denn jemand in einer Glaskugel oder
in den Sternen die Zukunft voraussehen? Viele meinen, das sei
unmöglich und Wahrsagerei für Geld sei einfach nur Betrug. Andere
glauben fest daran, dass man im Kaffeesatz, mit einem Kartenspiel oder
in den Linien der Handinnenfläche lesen kann, was das Leben noch
bereithält. Dafür bezahlen sie Geld. Aber wer will eigentlich in die
Zukunft schauen? Und warum? Ist es nicht schöner, sich einfach vom
Leben überraschen zu lassen?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. August 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9549: Unna - Misereor Karikaturenausstellung "Glänzende Aussichten" vom 10.-19.9.


Misereor Karikaturenausstellung "Glänzende Aussichten"



Kreisstadt Unna. Der Bereich Umwelt der Kreisstadt Unna zeigt in der
Zeit von Montag, 10. September, bis Mittwoch, 19. September 2018, die
Misereor Karikaturenausstellung "Glänzende Aussichten" in der
Bürgerhalle des Rathauses.

Die Ausstellung besteht aus insgesamt 99 Karikaturen zu den Themen
Klimawandel, Konsum, Lebensstil, Müll, Mobilität und Energie. Vierzig
Karikaturisten wagen einen anderen Blick auf die Herausforderungen
unserer Zeit und versehen zugleich alle Themengebiete mit einer großen
Prise Humor.

Die Ausstellung möchte anregend, karikaturistisch auf Veränderungen
hinweisen, lässt Raum zum Lachen und zum Schmunzeln, ohne mit dem
erhobenen Zeigefinger auf die Klimamissstände aufmerksam machen zu
wollen.

Ausstellungseröffnung ist Montag, 10. September 2018, um "5 vor 12"
in der Bürgerhalle des Rathauses.
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Große Koalition beschließt historische Aufrüstung der Bundeswehr

Von Johannes Stern

5. September 2018



Hinter dem Rücken der Bevölkerung plant die Große Koalition eine massive
Rüstungsoffensive. Laut einem Bericht des Verteidigungsministeriums hat der
Generalinspekteur der Bundeswehr, Eberhard Zorn, am Montag das sogenannte
"Fähigkeitsprofil der Bundeswehr" unterzeichnet. Das "interne
Planungsdokument" beschreibe "detailliert den Bedarf der Bundeswehr sowie
die wesentlichen Modernisierungsschritte bis zum Jahr 2031". Damit liege
"nunmehr ein umfassendes Gesamtkonzept zur Modernisierung der Bundeswehr
vor".

Was das konkret heißt, deutete Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen
(CDU) bei ihrem Besuch der Marineoperationsschule in Bremerhaven am
Dienstag an. "Wir haben gestern das Fähigkeitsprofil dem Parlament
übersandt", verkündete sie. "Das ist ein großer Modernisierungsplan, an dem
wir die letzten zwei Jahre gearbeitet haben. Er zeigt in drei Schritten
2023, 2027 und 2031, wohin die Reise geht. Die Soldatinnen und Soldaten
spüren, dass wir nach dem Tiefpunkt im Jahr 2015 nach 25 Jahren des
Schrumpfens in der Bundeswehr jetzt langsam die Talsohle durchschritten
haben."

Dann ergänzte sie: "Aber es liegt noch ein langer Aufstieg vor uns, den wir
bewältigen müssen. Alle Planungen bewegen sich innerhalb der Finanzziele,
die die Bundesregierung im Sommer der Nato angezeigt hat. Wir werden danach
für die Verteidigungsausgaben im nächsten Jahr 1,3 Prozent des
Bruttoinlandsproduktes erreichen. Im Jahr 2024 wollen wir 1,5% erreichen.
Dabei geht es um die umfassende Modernisierung der Ausrüstung, über das
notwendige Auffüllen hohler Strukturen bis hin zur Entwicklung neuer
Fähigkeiten, die die Bundeswehr in Zukunft braucht."

Ein Bericht des Militärblogs Augen geradeaus! vermittelt einen
Eindruck davon, was das bedeutet. Es gehe "nicht nur" um "grundsätzlich
mehr und neues Material für die Bundeswehr, sondern in etlichen Bereichen
die Beschaffung zusätzlichen Geräts auch über das bislang bereits geplante
hinaus". So seien etwa "in der Übersicht für den Systemverbund
Bündnisverteidigung Land" bis zum Jahr 2031 "zahlreiche neue leichte
Unterstützungshubschrauber... zusätzlich zu den Tiger-Kampfhubschraubern
vorgesehen." Und natürlich setze die Bundeswehr auch darauf, "dass die
bereits vorgesehenen größeren Beschaffungen wie das Mehrzweckkampfschiff
180 (MKS180), das Taktische Luftverteidigungssystem (TLVS) oder der
künftige schwere Transporthubschrauber ebenfalls wie geplant beschafft
werden."

Auf der Grundlage des neuen Papiers werden alle Teilstreitkräfte der
Bundeswehr massiv aufgerüstet und umstrukturiert. Im "Systemverbund
Bündnisverteidigung Land" sollen etwa "drei Divisionsstäbe zunächst acht
aktive Brigaden führen", heißt es auf Augen geradeaus! Nach 2032
könne "die Zahl der deutschen Brigaden" dann "auf zehn steigen". Am
Systemverbund seien "auch Luftwaffe (insbesondere mit mittleren oder
schweren Transporthubschraubern), die Streitkräftebasis, der Sanitätsdienst
und das Kommando Cyber- und Informationsraum beteiligt."

Beim Systemverbund Luft gehe es um "die Bereitstellung von vier so
genannten Air Task Forces". Gemeinsam mit Verbündeten solle "die
Luftüberlegenheit über Einsatzgebieten erzwungen werden können, auch bei
Bemühungen des Gegners um eine so genannte Anti Access/Area 
Denial-Fähigkeit". Dabei sollte "gleichzeitig die Lufthoheit über Deutschland, die
deutsche Nukleare Teilhabe und ein Beitrag zur integrierten 
NATO-Luftverteidigung gewährleistet bleiben".

Die Marine ihrerseits soll alle notwendigen "Fähigkeiten" zur umfassenden
Seekriegsführung erhalten. "Zur See sieht das Fähigkeitsprofil langfristig
die zeitgleiche Bereitstellung von mindestens 15 hochseefan Kampf- und
Unterstugseinheiten zum Wirken in allen 'Maritime Warfare Areas' 
(3-dimensionaler Seekrieg) vor - einschließlich Befang zur Randmeerkriegfug,
Unterwasserseekriegfug und U-Boot-Bekang, konventionelle 
U-Boot-Operationen, Seeminenabwehr und -einsatz, Uasserseekriegfug mit maritimer
Luftverteidigung und Abwehr ballistischer Raketen", heißt es auf dem
Militärblog. Außerdem gehe es um die "Wiedergewinn der Faeit zur
Seekriegsfug aus der Luft".

Auch zum Cyberkrieg und zu Militärinterventionen im Weltraum soll die
Bundeswehr befähigt werden. Im Dokument aufgeführte Systemverbünde seien
"unter anderem der Cyber- und Informationsraum, die Spezialkräfte, der
Weltraum und zum Beispiel etwas, was recht allgemein 'Unterstützung'
heißt". Bei letzterer gehe es um "10 Logistikbataillone, 1 Bataillon
fuception, Staging and Onward Movement (RSOM), ABC-Abwehr-, Feldja und
Spezialpionierkrasowie querschnittliche IT- und Geolnfo-Unterstug,
sanitaenstliche Leistungen und Leistungen der Wehrverwaltung".

Eine im Dokument aufgeführte Liste der "Nationalen Prioritäten für die
Fähigkeitsentwicklung", betone zudem, dass "zum Teil schon lange
aufgegebene Fähigkeiten neu erlernt und aufgebaut werden".

Das neue Papier des Verteidigungsministeriums unterstreicht einmal mehr,
dass sich die herrschende Klasse in Deutschland trotz ihrer historischen
Verbrechen in zwei Weltkriegen wieder auf den massiven Einsatz
militärischer Gewalt vorbereitet, um ihre geostrategischen und
wirtschaftlichen Interessen weltweit durchzusetzen. In einem Interview in
der aktuellen Ausgabe des Rüstungsmagazins Europäische Sicherheit und
Technik antwortet der ranghöchste deutsche Militär, Zorn, auf eine
Frage nach den "strategischen Prioritäten Deutschlands": "Und wie Sie
wissen, brauchen wir als weltweit tätige Marktwirtschaft auch freie 
Handels-, Transport- und Kommunikationslinien".

Um diese zu sichern, verlangte bereits die Ende Juli erlassene "Konzeption
der Bundeswehr" 1, dass die militärischen Fähigkeiten des deutschen
Militärs "von kleineren Einsätzen bis hin zum anspruchsvollsten Einsatz im
Rahmen einer sehr großen Operation innerhalb und am Rande des
Bündnisgebietes reichen". Gleichzeitig sei es notwendig, weltweit "hoch
intensive Operationen in schneller Reaktion bis hin zu lang andauernden
stabilisierenden Einsätzen im Rahmen der Sicherheitsvor- und
Krisennachsorge" zu führen.

Mit der Verabschiedung des "Fähigkeitsprofils der Bundeswehr" drängt die
herrschende Klasse darauf, die beschlossenen Pläne möglichst zügig
umzusetzen und alle Kosten dafür der Arbeiterklasse aufzubürden. Am Montag
verlangte der verteidigungspolitische Sprecher der Unionsfraktion im
Bundestag, Henning Otte: "Es ist erforderlich, dafür die dringend
benötigten Finanzmittel zur Verfügung zu stellen. Die Planungen gehen davon
aus, dass wir uns bis 2023 auf einen jährlichen Finanzbedarf von etwa 60
Milliarden Euro hinbewegen müssen".
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GRASWURZELREVOLUTION/1776: Riot und Neoliberalismus


graswurzelrevolution Nr. 431, September 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Riot und Neoliberalismus

Warum die Aufstandsstrategie keine linke Perspektive bietet,
 
linke Gewerkschaftsarbeit aber sehr wohl

von Peter Nowak



Seit dem G20-Gipfel 2017 wird auch in Deutschland wieder verstärkt
über Riots und Straßenmilitanz diskutiert. Nur bleibt der Großteil der
Debatte im staatstragenden Rahmen. Medien, Polizei und Politik nutzen
die Militanzdebatte zur Abrechnung mit einer Linken, die sich nicht
auf die staatlich zugewiesene Spielwiese einzäunen lassen will. Auch
ein großer Teil der Reformlinken spielt hier wie üblich mit. Sie hat
sich das böse Etikett Staatsschutzlinke oft redlich verdient, mit dem
sie noch vor einigen Jahrzehnten geschmäht wurde. Schließlich steht
für diesen Teil der Linken das Interesse des Staates und seiner Organe
an erster Stelle. Über die Gewalt der Staatsapparate kommt ihnen in
der Regel kein kritisches Wort über die Lippen.



Noch heute leugnen beispielsweise führende Hamburger Politiker_innen,
dass es während der G20-Proteste überhaupt Polizeigewalt gegeben hat.
Da geraten viele außerparlamentarische Linke in eine reine
Verteidigungshaltung und wollten über die Sinnhaftigkeit von Riots oft
gar nicht mehr diskutieren, aus Angst, ihnen könnte Entsolidarisierung
vorgeworfen werden. Doch damit beteiligt man sich eher an einer
Entpolitisierung. Wenn Riots und Straßenmilitanz als politische
Aktionen betrachtet werden, ist es richtig, über die politische
Sinnhaftigkeit dieser Aktionen zu diskutieren. Am besten nimmt man da
die Texte als Grundlage, die in dem Spektrum der aufständischen Linken
verbreitet werden. Da die insurrektionistische Strömung in vielen
Nachbarländern stärker als in Deutschland ist, sollen auch Texte aus
diesen Ländern einbezogen werden (vgl. GWR 421).


Riot - nur die Fortsetzung des Neoliberalismus mit anderen
Mitteln 

Da hat das klandestin produzierte Magazin "radikal" in der aktuellen
Ausgabe einen Text nachgedruckt, in dem ein "junger anarchistischer
Rioter" über die Riots in London 2011 schreibt, als wär es ein
Fußballspiel oder ein Punkkonzert. "Es war einer der lebendigsten
Momente meines kurzen Lebens, jedenfalls bis jetzt. Es war mein
Augenblick, unser Augenblick - der Augenblick loszumachen und unsere
Wut aus dem Käfig zu lassen", schreibt der Autor. Eine Generation, die
kaum noch längere politische Auseinandersetzungen und Streiks
persönlich erlebt hat, konnte durch den Riot eine Ahnung bekommen,
dass eine andere Gesellschaft möglich ist und dass sie nur von unten
erkämpft werden kann. Doch genau diese Schlussfolgerung zieht der
Autor nicht.

Vielmehr ist für ihn der Riot die Fortsetzung des Neoliberalismus mit
anderen Mitteln. "Niemand ist wegen irgendeiner ideologischen Sache
dabei, sondern für uns selbst. Wir greifen den Feind an, wir nehmen
uns unmittelbar das, was wir wollen und befriedigen unsere eigenen
Sehnsüchte". Statt die kollektiven Kämpfe einer Klasse, wird hier die
Macht der Gang beschworen, man muss nur den richtigen Freundeskreis
haben, und schon los mit der "Zerstörung und Plünderung", wie der
Autor den Riot selber beschreibt. Wer Zweifel hat, ob auf diese Weise
eine emanzipatorische Gesellschaft aufgebaut werden kann, wird vom
Schreiber des Berichts "als feige Staatsbürger" und "passive Sklaven"
bezeichnet. Dazu zählt der Autor ausdrücklich die Mehrheit der
britischen Anarchist_innen und Revolutionäre. "Gewerkschaftlertum" ist
für ihn gleichbedeutend mit Tötung des aufständischen Geistes. Da
fragt man sich, ob die Geschichte des britischen Bergarbeiterstreiks
vor mehr als 30 Jahren derart vergessen ist, obwohl mit Pride kürzlich
ein Film über die Unterstützung der Londoner Schwulen- und
Lesbenbewegung für die Streikenden in die Kinos kam, der auch zeigte,
wie dieser Arbeitskampf große Teile der britischen Gesellschaft
mobilisierte. Man kann natürlich dem Autor nicht vorwerfen, dass er
ein Kind der Nach-Thatcher-Ära ist, die mit der Niederschlagung des
Bergarbeiterstreiks eine Gesellschaft schuf, in der Solidarität ein
Fremdwort wurde. Der Text zeigt aber, dass dieses Denken im Riot nicht
aufgehoben, sondern noch verstärkt wird. Die gesellschaftlichen
Strukturen werden nicht infrage gestellt.

Im Text wird mehrmals geäußert, dass ein Wandel unmöglich ist und über
linke Träumer gelästert, die einen solchen Wandel propagieren,
darunter Gewerkschafter_innen und soziale Anarchist_innen. Der Autor
aber stellt klar, dass ein solcher Wandel gar nicht möglich und daher
Gesellschaftsveränderung unrealistisch sei. Da wiederholt also ein
junger Militanter genau die Argumente, die von den Vertreter_innen der
bürgerlichen Gesellschaft immer wieder Linken gepredigt wurden, die
für einen Systemwechsel, besser bekannt als Revolution, eintreten.
Dass diese Argumente von einem anarchistischen Rioter kommen, ist nur
auf den ersten Blick verwunderlich. Der Straßenkampf ist dann ein
Moment des Ausrastens, um danach wieder im real existierenden
Kapitalismus zu funktionieren. Wenn ein Riot in diesem Sinne benutzt
ist, wird er für die kapitalistische Verwertungsmaschinerie nicht
gefährlich, im Gegenteil, er stabilisiert sie sogar.

Manche fahren an Wochenenden zu Fußballspielen, andere gehen in die
Disco und andere brauchen eben einen Riot, um mal auszubrechen aus dem
kapitalistischen Alltag. Die kapitalistische Verwertung wird weder
theoretisch noch praktisch in Frage gestellt. In diesen Kontext hat
der Riot die Funktion Druck aus dem Kessel zu nehmen, um im
kapitalistischen Alltag umso reibungsloser funktionieren zu können.
Für Ordnungspolitiker_innen aller Fraktionen sind solch Ausbrüche ein
ultimatives Skandalon, das kräftig ausgeschmückt wird. Doch man sollte
eine solche Propaganda für Recht und Ordnung nicht mit der realen
Gefährlichkeit solcher Formen des Ausrastens verwechseln.


Wenn linke Gewerkschaften als Zombies geschmäht werden

In letzter Zeit braucht man dazu nicht nur auf linke
Szene-Publikationen wie die radikal zurückgreifen, wenn man Texte der
aufständischen Strömung lesen will. Sebastian Lotzer hat ein kleines,
ansprechend gestaltetes Buch unter dem Titel "Winter is Coming" im
Wiener Verlag Bahoe Books veröffentlicht. Dort sind schwerpunktmäßig
Texte dokumentiert, die während der mehrwöchigen Proteste gegen die
französischen Arbeitsgesetze im Jahr 2016 geschrieben wurden. Lotzer,
der sich bereits mit seinem Buch "Begrabt mein Herz am Heinrichplatz"
als Poet der autonomen und antagonistischen Linken einen Namen gemacht
hat, sympathisiert auch in Bezug auf Frankreich mit den politischen
Kräften, die keine Forderungen an die Regierung stellen und sich klar
von allen politischen Parteien und Gewerkschaften abgrenzen. Wie im
Fall des jungen Briten sind es auch in Lotzers Buch vor allem junge
Leute, Schüler_innen, Student_innen, prekär Beschäftigte, die vom März
bis Juli 2016 erstmals den politischen Widerstand ausprobierten. Junge
Menschen, die in der wirtschaftsliberalen Konkurrenzgesellschaft
aufgewachsen sind, für die die kapitalistischen Dogmen zum
Alltagsbewusstsein gehören, werden plötzlich zum Subjekt von Kämpfen,
die genau diese kapitalistische Gesellschaft in Frage stellen. In
vielen Texten korrespondiert eine Rhetorik des radikalen Widerstands
mit Gedanken, die durchaus kompatibel mit dem Funktionieren im
wirtschaftsliberalen Alltag sind. So heißt es in einem von Lotzer
dokumentierten "Aufruf aus dem antagonistischen Spektrum" zum
Aktionstag gegen das Arbeitsgesetz im März 2016: "Welchen Zusammenhang
gibt es zwischen den Parolen der Gewerkschaften und der Schüler,
welche 'Die Welt oder gar nichts' sprühen, bevor sie planmäßig Banken
angreifen? Überhaupt keinen. Oder höchstens den eines miserablen
Vereinnahmungsversuchs, durchgeführt von Zombies".

Was vordergründig besonders radikal klingt ist, könnte auch die
Bemühung um Abgrenzung der eigenen bürgerkindlichen Existenz und
Haltung von den organisierten Arbeiter_innen sein. Schließlich gibt es
in Frankreich seit Jahren sehr aktive Basisgewerkschaften, die auch
das Rückgrat der Proteste gegen das Arbeitsgesetz bildeten. Sie sind
es, die hier als Zombies beschimpft werden, die die Bewegung
vereinnahmen wollen. Die Frage, was haben Schüler_ innen und
Studierende mit den Gewerkschaften und den Forderungen von
Arbeiter_innen zu tun, konnte man schließlich auch in den
Vollversammlungen der großen Universitätsstreiks vor mehr als zehn
Jahren immer wieder hören. Sie kam damals von Studierenden, die sich
als künftige Elite empfanden und sich nicht mit den Prolet_innen
gemein machen wollten.

Wenn in dem Aufruf aus dem antagonistischen Spektrum dann die Youtuber
gelobt werden, die außerhalb jedes Rahmens und jeder Repräsentanz auf
die Straße gegangen sind, und abstrakt die Jugend beschworen wird, die
noch nicht im Sinne des Kapitalismus funktioniere, dann wird die
kleinbürgerliche Tendenz dieser Art des Radikalismus unverkennbar. Da
wird dann kein Unterschied gemacht zwischen jungen Menschen aus dem
Bürgertum und aus dem subproletarischen Milieu. Doch die
kapitalistische Klassengesellschaft sorgt dann für die Einordnung, die
in den Aufrufen aus dem aufständischen Spektrum größtenteils nicht
geleistet wird. Einige Jahre später haben dann die Kinder des
Bürgertums ihre revolutionäre Phase hinter sich gelassen und einen
wichtigen Posten in einen der Startups oder in der elterlichen Firma.
Doch die alte Gewerkschaftsfeindlichkeit kann man dann noch gut
gebrauchen, wenn es darum geht, den Beschäftigten eine
gewerkschaftliche Interessenvertretung zu verweigern. Auch die alte
Staatsfeindschaft können ehemalige Militante auch als
Unternehmer_innen noch ausleben. Schließlich will man sich vom Staat
und seinen Organen nicht beim Arbeitsschutz etc. reinreden lassen. Und
dass es eine staatliche Instanz gibt, die kontrolliert, ob die
Arbeitsschutzgesetze eingehalten werden, mag auch der zum Liberalen
mutierte Libertäre nicht. Da ist man ganz Staatsfeind. Und dass dann
nicht eine staatliche Instanz, sondern ein gewerkschaftlicher Rat die
Kontrolle übernimmt, ist ihnen auch ein Gräuel. Da wird die Frage der
Aufständischen auf den Klassencharakter runter gebrochen.

"Welchen Zusammenhang gibt es zwischen den Parolen der Gewerkschaften
und der Schüler, welche 'Die Welt oder gar nichts' sprühen, bevor sie
planmäßig Banken angreifen?" Wenn es sich bei den Schüler_ innen
hauptsächlich um Bürger_innenkinder handelt, gibt es da tatsächlich
nur einen Zusammenhang. Die linken Gewerkschafter_innen wollen
womöglich auch die Mitarbeiter_innen ihrer Betriebe und Projekte
organisieren.

Es ist eben ein Unterschied, ob organisierte Lohnabhängige Widerstand
leisten oder ob Bürgerkinder gegen Autorität und Staat rebellieren.
Und es soll nun nicht behauptet werden, dass alle Rioter_innen
Bürger_innenkinder sind.


Zeit der Riots gekommen?

Der US-Soziologe Joshua Clover, der demnächst für einige Zeit in
Berlin lehrt, hat eine lesenswerte Theorie ausgearbeitet, die
begründen soll, warum Riots auch für aus dem Kapitalismus rausfallende
Unterklassen attraktiv sind.

Er bezieht sich dabei vor allem auf die Riots in den Vorständen der
USA und Frankreich. Dort sind die Akteur_innen tatsächlich nicht
Bürgerkinder, sondern subproletarische Jugendliche, die aber in der
Regel vom dicken Auto und einem zutiefst bürgerlichen Leben träumen,
das auch in den meisten Hip-Hop-Songs propagiert wird. Weil ihnen die
Verwirklichung dieser Wünsche nach einem bürgerlichen Leben vom
Kapitalismus vorenthalten wird, gibt es immer mal wieder Riots, die
aber auch keinen systemkritischen Aspekt haben, auch wenn sie oft als
Vorschein des Aufstands mythologisiert werden. Dann werden die
"Kollateralschäden" dieser Riots gerne ausgeblendet, beispielsweise
das dann schon mal Läden von ethnischen Minderheiten angegriffen
werden oder Banlieu-Jugendliche auf Schüler-Demonstrationen linke
Jugendliche angegriffen und ihnen Jacken, Handys und andere begehrte
Markenartikel abgenommen haben. Das wurde in linken Kreisen damit
entschuldigt, dass die Jugendlichen sich eben bei den Privilegierteren
bedient haben. Sicher kann man auch die weitgehende Ignoranz linker
Gruppen für die Probleme in den Banlieues anführen, die dafür sorgten,
dass die Kontakte zwischen den jugendlichen linken Aktivist_innen und
Teilen der Bevölkerung aus dem Vorstädten minimal sind.

Doch die Praxis, sich dann zum Beutemachen auf Demos zu verabredeten,
wird diese Spaltung nur vertiefen und ist eben kein Ansatz, um
gemeinsam die Ausbeutungsstrukturen zu bekämpfen. Das liegt schon in
der falschen Vorstellung, die Banlieues seien Räum, in denen die
kapitalistischen Ausbeutungsverhältnisse eine untergeordnete Rolle
spielen. Dabei sind die Banlieus mit ihren prekären, oft auf
patriarchalen Familienstrukturen basierenden Arbeitsplätzen natürlich
fest in die kapitalistische Struktur eingebunden. Auch dort gibt es
Möglichkeiten, sich gegen solche Verhältnisse kollektiv zu
organisieren.

Doch darauf geht Clover nicht ein und das ist eine bedauerliche
Leerstelle in seinen Thesen. Dafür liefert er eine marxistische
Analyse, die darauf rekurriert, dass Kampf- und Aktionsmittel mit der
Entwicklung in den Produktionsverhältnissen korrelieren. In der
Frühindustrialisierung bestimmten spontane Aufstände
(Weber_innenaufstand, Maschinenstürmer_innen etc.) die politische
Agenda. Mit dem Anwachsen der großen fordistischen Fabriken entstand
eine Klasse von Lohnabhängigen, die länger an einen Ort, einer Fabrik
lebten und arbeiteten. Sie legten die Grundlage für eine
Arbeiter_innenbewegung, die innerhalb der Betriebe
Gewerkschaftsorganisationen der unterschiedlichen politischen
Richtungen aufbaute. Die revolutionären Gewerkschafter_innen setzten
auf Aufbau von Gegenmacht in den Betrieben und auf Streiks. Das waren
Aktionsformen, die in der Ära der fordistischen Arbeiter_innenklasse
angemessen waren, so Clover, der mit dem Ende des Fordismus eine neue
Ära der Riots anbrechen sieht. Wobei bei Clover Riots mehr als
Sachschäden umfassen.

Für ihn gehören dazu Sabotage, Unterbrechungen von Arbeitsprozessen
oder Logistikketten, Diebstahl, Haus und Platzbesetzungen. Seine
Analyse wirft viele Fragen auf. Schon Clovers Annahme, dass Streiks
heute der Vergangenheit angehören, ist nicht belegt. So gab es in den
letzten Jahren in sehr vielen Ländern teilweise auch erfolgreiche
Arbeitskämpfe, erinnert sei der Jahre dauernde Arbeitskampfzyklus in
der italienischen Logistikindustrie, den Bärbel Schönafinger von
labournet.tv mit dem Film "Die Angst wegwerfen" 
(https://de.labournet.tv/die-angst-wegschmeissen) bekannt gemacht hat. Auch in Deutschland
sind in der Care-Industrie wie dem Krankhaus- und Pflegebereich
Arbeitskämpfe zu verzeichnen, die es dort bisher nicht gab. Hier
verwechselt Clover wie viele Linke das Ende der fordistischen
Regulationsphase des Kapitalismus mit dem Ende des Klassenkampfs
überhaupt. Tatsächlich ändert sich das Gesicht der
Arbeiter_innenklasse. Sie ist auch in Deutschland nicht mehr nur weiß
und männlich. Vor allem aber, sie lässt sich nicht mehr einfach von
Gewerkschaftsbürokrat_innen als Fotokulisse missbrauchen. Selbst wenn
sie in einer DGB-Gewerkschaft organisiert sind, wollen diese
Lohnabhängigen mitentscheiden und widersprechen Vorgaben von Oben,
wenn sie ihnen nicht einleuchten. Andere organisieren sich von Anfang
an in Basisgewerkschaften. Das sind gute Voraussetzungen, damit sich
eine gesellschaftliche Linke mit diesen Arbeitskämpfen solidarisiert,
was beim Amazon-Streik aber auch bei den Ausständen in Krankenhäusern
und im Pflegebereich heute schon in Ansätzen auch in Deutschland
praktiziert wird. Hier ergeben sich Perspektiven zwischen
Lohnarbeiter_innen und außerbetrieblichen Linken, die nicht wie in den
zitierten Texten von Rioter_innen nur ein Ausflippen im Kapitalismus
sind. Die Arbeit in und mit einer Basisgewerkschaft ist im Wortsinn
viel radikaler, wenn mit der Organisations- und Bildungsarbeit ein
Bewusstsein über Ausbeutungs- und Klassenverhältnisse bei Menschen
geschaffen und kollektive Gegenwehr eingeübt wird. Die sind
wirkungsvoller gegen den Kapitalismus als eine Riotnacht, auf die im
realen Kapitalismus unvermeidlich der Kater folgt.



Peter Nowak ist freier Journalist und aktiv in der anarchosyndikalistischen
FAU Berlin. 


Verwendete Literatur:

radikal [Nr. 170, Sommer 2018], o.O.


Sebastian Lotzer: "Winter is Coming. Soziale Kämpfe in Frankreich",
Bahoe Books, Wien 2018, ISBN 978-3-9022-79-9, 135 Seiten, 14 Euro

Karl-Heinz Dellwo/Achim Szepanski/J. Paul Weiler (Hg.): Riot. Was war
da los in Hamburg? Theorie und Praxis der kollektiven Aktion, LAIKA
Verlag, Hamburg 2018, 258 Seiten, ISBN 978-3-944233-91-8
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OSSIETZKY/1018: Aretha Franklin


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 17 vom 1. September 2018

Aretha Franklin

von Horst Schäfer



Nein. Diese Behauptung der ARD stimmt nicht. Die "Tagesschau"
hatte am 16. August in einem Nachruf auf die mit 76 Jahren verstorbene
berühmte und einzigartige afroamerikanische Soul-Sängerin erklärt:
"Aretha Franklin hielt sich mit politischen Aussagen immer zurück."

Aber war es nicht eine deutliche politische Aussage, als die Queen of
Soul, die als erste Frau in die Ruhmeshalle des Rock & Roll
aufgenommen worden war, 2008 auf der Inaugurationsfeier des ersten
afroamerikanischen Präsidenten der USA, Barack Obama, in Washington
sang und dann erklärte: "Ich denke, die meisten Menschen, nicht nur
Afroamerikaner, erwarten und erhoffen Änderungen in Amerika." Dass die
Erwartungen und Hoffnungen dann bitter enttäuscht wurden, steht auf
einem anderen Blatt. Schon 1968 hatte sie bei der Beisetzung des
ermordeten Anführers der Bürgerrechtsbewegung Martin Luther King und
- mit ähnlichen Hoffnungen - auf dem Wahlparteitag der Demokratischen
Partei ihre Stimme erhoben.

War es denn keine politische Aussage, als die Künstlerin Ende der
sechziger, Anfang der siebziger Jahre die Sozialarbeit der von
Kaliforniens reaktionärem Gouverneur Ronald Reagan erbittert
verfolgten Black Panther Party unterstützte?

Oder im Frühjahr 1972? Auf einem Solidaritätskonzert für Angela Davis
vor fast 7000 Zuhörern im Shrine-Auditorium in Los Angeles brachte sie
- zusammen mit Sammy Davis jun., Roberta Flack und Quincy Jones - mit
ihren Liedern und dem Schrei nach Respect und Freedom sowie mit
"Spanish Harlem" die Halle fast ins Wanken. Ich kann es bezeugen. Der
Gesamterlös ging an den Solidaritätsfond für die eingekerkerte
Bürgerrechtskämpferin.

War es nicht eine wichtige politische Aussage, als Aretha Franklin
schon 1967 zusammen mit Harry Belafonte, Sidney Portier und Joan Baez
nach sieben Konzerten mehr als 250.000 Dollar für den Kampf von Martin
Luther King und seiner Bürgerrechtsorganisation SCLC (Southern
Christian Leadership Conference) gegen den Rassismus in den USA
spendete? King und ihr Vater, Rev. C. L. Franklin, ein landesweit
bekannter Bürgerrechtskämpfer, waren eng befreundet.

Und Aretha Franklins Auftritt 2005 bei der Beisetzung der Ikone der
Bürgerrechtsbewegung, Rosa Parks, sollte kein politisches Statement
gewesen sein? Die Afroamerikanerin hatte sich 1955 in Montgomery
(Alabama) geweigert, ihren Platz im Bus einem Weißen zur Verfügung zu
stellen und war daraufhin verhaftet worden. Das wurde von den
Schwarzen mit einem Busboykott beantwortet, der als Anfang der
US-Bürgerrechtsbewegung gilt.

Da ist noch die Aussage von Aretha Franklin, die in der Dezembernummer
1970 des Magazins Jet abgedruckt wurde, damals in den USA
großes Aufsehen erregte und in der Regierung Richard Nixon geradezu
Wut ausgelöst haben muss. Sie kündigte an, für die vom FBI als eine
der zehn schlimmsten Verbrecher gesuchte und gerade in New York
verhaftete Kommunistin Angela Davis die Kaution für ihre Freilassung
zu zahlen, "ob es 100.000 oder 250.000 Dollar sind". Wörtlich erklärte
sie weiter:

"Mein Vater meint, ich wisse nicht, was ich tue. Selbstverständlich
habe ich Respekt vor ihm - aber ich stehe zu meinen Überzeugungen.
Angela Davis muss freigelassen werden. Mich hatten sie auch schon
eingesperrt, weil ich den Frieden in Detroit gestört habe... Ich weiß,
dass man den Frieden stören muss, wenn sie dir keinen Frieden
gewähren. Das Gefängnis ist die Hölle. Ich werde versuchen, falls es
Gerechtigkeit in unserem Land gibt, sie dort herauszubekommen. Und das
nicht, weil ich an den Kommunismus glaube, sondern, weil sie eine
schwarze Frau ist und Frieden für die schwarze Bevölkerung will. Ich
habe das Geld. Ich bekam es von der schwarzen Bevölkerung - sie hat
mich finanziell in die Lage versetzt, und will es nutzen, um unseren
Menschen zu helfen." (Übersetzung H. Sch.)

Die Justizbehörden lehnten die Entlassung von Angela Davis gegen
Kaution allerdings zu diesem Zeitpunkt ab. Die geforderten über
100.000 Dollar hat anderthalb Jahre später der weiße kalifornische
Farmer Rodger McAfee zur Verfügung gestellt.

Der bekannte Bürgerrechtler Pastor Jesse Jackson meinte über Aretha
Franklin, sie sei eine "Kämpferin" gewesen, die ihre wunderbare Stimme
und ihre Kunst "als Plattform für Gerechtigkeit genutzt hat."

Wer, wie die ARD, die Behauptung aufstellt, Aretha Franklin
habe sich mit politischen Aussagen zurückgehalten (was fast einer
Verunglimpfung der Toten gleichkommt), sollte lieber zuerst in die
eigenen Archive schauen. Oder war die fast komplette Reduzierung der
lebenslangen Streiterin gegen Rassismus auf ihre wunderbare Kunst, die
uns ARD und viele andere deutsche Medien anboten, vielleicht
gewollt?

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2284: Der letzte Strohhalm


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 9 · September 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Der letzte Strohhalm

von Rolf Euler



Strohhalme, die gar nicht aus Stroh, sondern aus Plastik sind,
geisterten tagelang durch die Presse. Als die Hitzewelle noch im
Anmarsch, die Meere aber schon länger geschädigt waren, entwickelte
die EU Pläne zur Reduzierung des Plastikmülls. Es gibt zwar seit
gefühlt hundert Jahren keinen echten Strohhalm aus Getreidestroh mehr,
aber es scheint nur zu verständlich, dass diejenigen, die der
Öffentlichkeit weismachen, sie täten der Umwelt einen Dienst, zum
erstbesten Strohhalm greifen, dem Plastikhalm den Garaus zu machen. Es
geht dabei um einen anscheinend extrem geringen Teil der jährlich
8 Millionen Tonnen Kunststoffprodukte, die im Meer landen.

Wer diese Pläne nur lächerlich findet, hat nicht ganz unrecht. Denn
wer nicht erst in diesem Sommer an beliebigen Stränden und Flussufern
der Welt spazieren geht, findet große Mengen an Plastikteilen.
Plastikhalme sind so gut wie nie darunter. (Die findet man allerdings,
vereint mit weggeworfenen Kaffeebechern und -deckeln an den
Straßenrändern und - wenn es "normal" geht - in den Mülltonnen der
Innenstädte.) Man findet Flaschen, Kanister, Fischernetzteile, Kisten,
Kleinkram, Schuhe, Nylonseile. Man kennt die Bilder des sog.
"Plastikstrudels" aus dem Pazifik. Man kennt die Plastikwelt der
spanischen Gewächshäuser. Man schaue sich in den 1-Euro-Shops um, den
Spielwarenläden, den Haushaltsabteilungen, den Baumärkten, den Autos
- wer den Plastikmüll verringern will, hätte genug zu tun, nicht (nur)
nach den Halmen zu greifen.

Es heißt, die Verbraucher seien gefordert, den Gebrauch von
Kunststoffprodukten zu überdenken, die eine Belastung für die Umwelt
darstellen. Die EU-Kommission denkt z.B. über folgendes nach:
Hinweise auf Verpackungen oder Schildern sollen die Bürger
informieren, ob ein Produkt Plastik enthält und wie umweltschädlich es
ist.

Wenn die EU-Kommission über ein Projekt "nachdenkt" heißt das, dass
die Zeit der Lobbyisten gekommen ist.

Wenn die EU-Kommission die Bürger bittet, ihre Verhaltensweise zu
"überdenken" heißt das, dass sich so schnell nichts ändern wird. Das
ist deswegen ein Problem, weil seit Jahren freiwillige Vereinbarungen
nicht ernsthaft an der Umweltbelastung etwas geändert haben. Der
"Verbraucher" ist das letzte Teil der Angebotskette, die immer das
Billigste herstellt, immer mehr Absatz braucht, um Gewinne zu machen,
und daher hat sie und er bei vielen Produkten kaum Alternativen
- siehe den echten Strohhalm! Die Unsitte des "Coffee-to-Go" in
Wegwerfbechern, die Einwegwasserflaschenorgien in den Getränkemärkten,
die Unmenge anderer Erdölprodukte - das wird durch ein
Plastikhalmbeschränkungsgesetz, falls es denn käme, nur unwesentlich
betroffen.

Wenn nicht die Umweltschädlichkeit eines Produkts in den Preis
einfließt, wird man lange an "die Verbraucher" appellieren können. Die
Welle der SUVs, die Steigerung der Flugbewegungen, die
Massentierhaltung - alles das hat trotz der Appelle und der
tausendfachen wissenschaftlichen Beweise ihrer Klima- und
Umweltschädlichkeit nicht aufgehört. Es fehlt nicht an Erkenntnissen
über die Folgen der Plastikverwendung auf die Meere, die Lebewesen im
Meer, bis hin zum Meersalz: Es fehlt der politische Wille, die Macht
der Erdöl- und Chemiekonzerne zu beschränken - wo es natürlich zur
Enteignung und demokratischen Kontrolle schon gar nicht reicht.

Anscheinend beschäftigt die EU sich und die Öffentlichkeit mit
Pflasterkleben, wo grundlegende Operationen zum Schutz der Umwelt
nötig wären. Der letzte Strohhalm ist dann doch immer noch - aus
künstlichem Politikstoff...

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 9, 33. Jg., September 2018, S. 2

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96

E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

Internet: www.sozonline.de

 

Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro

Normalabo: 58 Euro

Sozialabo: 28 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





DOKUMENTATION/1530: WDR - 1984. Jetzt oder Nie, 7.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Unser Land in den 80ern"

Jetzt oder Nie - 1984

Ein Film von Frank Diederichs, erzählt von Thorsten Schorn

Freitag, 07.09.2018, 20.15 - 21.00 Uhr, WDR Fernsehen



Anfang 1984. In Bonn herrschte helle Aufregung im
Verteidigungsministerium. Der höchste deutsche General und
stellvertretende NATO-Oberbefehlshaber Europas, Günter Kießling, wurde
unehrenhaft entlassen - weil er homosexuell sein sollte. Udo Röbel war
damals stellvertretender Chefredakteur der Kölner Boulevardzeitung
"Express". Er wurde in der Kießling-Affäre eine der zentralen Figuren
und deckte einen ungeheuerlichen Politskandal auf. Erzählt wird der
Film von WDR 2-Moderator Thorsten Schorn.

Politisch wurde es auch rund um die Kölsch-Rockband BAP: sie brach auf
zur DDR Tournee. Im Gepäck ein neues Lied, in dem es um Rüstungswahn,
kalte Krieger und Zensur ging. Die DDR-Tour endete bevor sie überhaupt
begonnen hatte.

Auf der Karnevalsbühne machte Martina Klinke Stunk. Zusammen mit
Jürgen Becker und einer kleinen Gruppe von Sozialpädagogen plante sie
1984 einen Anschlag auf den traditionellen Karneval. Mit der
"Stunksitzung" begann der alternative Karneval - damals noch
laienhaft, ironisch, dilettantisch und kreativ. Heute ist die
Stunksitzung neben den Prunksitzungen nicht mehr wegzudenken.

Ein schweres Grubenunglück ließ ganz NRW mit Gelsenkirchen bangen. Auf
der Zeche Consolidation wurden 10 Bergleute bei einem schweren
Grubenunglück verschüttet. Ein Drama tief unter der Erde, bei dem nur
wenige der Verschütteten gerettet werden konnten. Lieber dachte man in
Gelsenkirchen an ein anderes Ereignis: Schalke 04 traf im
DFB-Pokal-Halbfinale auf den Favoriten Bayern München: ein
Fußball-Krimi und die Sternstunde für den 18-jährigen Olaf Thon.

Brenzlig wurde es bei den Olympischen Spielen in Los Angeles für den
Duisburger Rolf Milser: Jetzt oder nie. Für den Gewichtheber war es
die letzte Chance auf Olympische Gold. Zwei Jahre hatte er für diesen
Moment trainiert, für den alles entscheidenden Wettkampf. Was folgte,
war Gold und ein jubelnder Empfang in seiner Heimatstadt, der er bis
heute treu geblieben ist.

Musikalisch standen 1984 Herbert Grönemeyer und Alphaville ganz oben
auf dem Treppchen. Mit dem Nr. 1 Album "4630 Bochum" setzte Grönemeyer
seiner Heimat ein Denkmal und schrieb Popgeschichte. Und in Münster
erlebte Marian Gold mit seiner Band "Alphaville" den Durchbruch und
stürmte die Charts: "Big in Japan" und "Forever Young" wurden
Mega-Erfolge.

Die Sendetermine im Überblick (jeweils 20.15 Uhr im WDR Fernsehen):

10.08.2018: Keine Atempause - 1980

17.08.2018: Jede Menge Kohle - 1981

24.08.2018: Ein bisschen Frieden - 1982

31.08.2018: Jetzt wird wieder in die Hände gespuckt - 1983

07.09.2018: Jetzt oder nie - 1984

14.09.2018: Zurück in die Zukunft - 1985

21.09.2018: Alles Lüge - 1986

28.09.2018: Hinterm Horizont geht's weiter - 1987

05.10.2018: Tausend gute Gründe - 1988

12.10.2018: Freiheit - 1989

Redaktion: Thomas Kamp (WDR)

 * 
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FEATURE/1092: Deutschlandfunk - "Er arbeitete umsichtig und gewissenhaft", 7.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

"Er arbeitete umsichtig und gewissenhaft"

Über den Krankenhausmörder Niels Högel

Von Rosvita Krausz

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Freitag, 7. September 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



"Er arbeitete umsichtig, gewissenhaft und selbstständig. In kritischen
Situationen handelte er überlegt und sachlich richtig." So steht es im
Arbeitszeugnis für Niels Högel, ausgestellt am Klinikum Oldenburg
2002. Kurz zuvor war ihm wegen Mordverdachts gekündigt worden. Wieso
verhinderte niemand, dass er danach im Klinikum Delmenhorst weiter
mordete? Der bereits zu lebenslänglicher Haft verurteilte Högel steht
ab Ende Oktober 2018 erneut vor Gericht. 120 Nebenkläger wollen in dem
Prozess erfahren, wie ihre Angehörigen ums Leben kamen. Für diese
Taten wird Högel erst 18 Jahre nach dem ersten Mord zur Verantwortung
gezogen. Warum haben so viele Vorgesetzte und Kollegen weggesehen,
warum blieb die Justiz so lange untätig? Und wie leben die Angehörigen
der Opfer damit?

 * 
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PREIS/316: Vier Deutschlandradio-Produktionen für Prix Europa 2018 nominiert (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 4.9.2018

Vier Deutschlandradio-Produktionen für Prix Europa 2018
nominiert

Deutschlandradio ist mit vier Produktionen in der Endrunde des 32.
Prix Europa vertreten. ...



Neben einem Feature von Deutschlandfunk Kultur sind drei
Deutschlandfunk-Produktionen für den renommierten Medienpreis
nominiert. Insgesamt wurden für den Prix Europa nahezu 600
Produktionen eingereicht, die Nominierten kämpfen in elf Kategorien um
den Preis.

Das Deutschlandfunk-Kultur-Feature "Dazwischen. Intersexuelle Menschen
erzählen" von Karla Krause (Redaktion Jenny Marrenbach) schaffte es
durch die ARD-Vorjury in den Wettbewerb um die beste "Radio
Documentary". In der Kategorie "Radio Current Affairs" ist das
Deutschlandfunk-Feature "Weinen hilft Dir jetzt auch nicht. Gewalt in
der Geburtshilfe" von Marie von Kuck (Redaktion Wolfgang Schiller)
nominiert. Thomas Reintjes multimediales
Deutschlandfunk-Wissenschaftsprojekt "Die Maschine. Das Dunkle in der
Black Box" (Redaktion Christiane Knoll) setzt sich mit künstlicher
Intelligenz auseinander und tritt in der Kategorie "Digital Audio" an.
Im Freistil-Feature "Bass ist Boss. Die Kultur der tiefen Töne"
erzählen Olaf Karnik und Volker Zander eine kurze Geschichte der
Bassmusik (Kategorie Radio Music).

Der Prix Europa wird von zahlreichen europäischen Medienhäusern und
anderen Partnern getragen und seit 1987 an herausragende
Medienproduktionen in den Bereichen TV, Radio und Online vergeben. Die
Gewinner des Prix Europa 2018 werden am 19. Oktober 2018 in Berlin
ausgezeichnet.

 * 
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PREIS/315: Deutscher Radiopreis 2018 - vier Nominierungen für den WDR (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 1. September
2018

Deutscher Radiopreis 2018: Vier Nominierungen für den WDR



Der WDR kann bei der Verleihung des Deutschen Radiopreises 2018 auf
vier Auszeichnungen hoffen. Nachdem bereits die WDR 3-Produktion "Böll
folgen" und die "Polit-WG" von WDR 5 nominiert wurden, steht nun auch
WDR 5 KiRaKa mit den Kinderprogrammen der ARD und 1LIVE mit der
Reportage "Fake-Influencer: Viel Geld verdienen mit gefakten Likes?
Das Experiment" im Finale des Wettbewerbs.

"Vier Nominierungen für die Wellen des WDR - das ist großartig", so
WDR Hörfunkdirektorin Valerie Weber. "Vor allem weil die kreativen
WDR-Programmangebote, die jetzt im Rennen sind, die volle Bandbreite
und Vielfalt zeigen, was Radio alles kann."

Die ARD-Kinderradionacht 2017 "Funkeln im Dunkeln" von Ulla Illerhaus
und Jörpeter von Clarenau ist in der Kategorie "Beste Programmaktion"
für den Deutschen Radiopreis nominiert. Bei der jährlichen
Sondersendung können Kinder fünf Stunden lang und bundesweit das ganze
Spektrum des Live-Radios erleben. Hunderte Schulen und tausende
Familien beteiligen sich seit 2007 mit Wachbleibepartys und verfolgen
Hörspiele, Reportagen und Musik. 2017 ging es zusammen mit Moderator
Ralph Erdenberger (WDR) auf Schatzsuche (Erstsendedatum: 24. November
2017 von 20.05 Uhr bis 1 Uhr). Wie immer waren die Kinder live dabei -
am Radio, per Telefon in der Sendung oder online im Gästebuch.
Beteiligte Sender: BR, HR, MDR, NDR, RB, RBB, SR, SWR und WDR,
Federführende Anstalt: WDR (Redaktion: Ulla Illerhaus und Andreas
Blendin, Moderator: Ralph Erdenberger, Co-Federführung: Andrée
Pfitzner, Radio Bremen)

Die 1LIVE-Reportage "Fake-Influencer: Viel Geld verdienen mit gefakten
Likes? Das Experiment" geht in der Kategorie "Beste Reportage" ins
Rennen um die begehrte Auszeichnung. Die Recherche von 1LIVE hat
gezeigt, wie manipulierbar das Instagram-Geschäft ist. Reporter
Frederik Fleig hat dafür einen Selbstversuch unternommen und mit einem
Instagram-Account auf höchstmögliche Resonanz hingearbeitet - mit
Bots, Agenturbildern, Followerkäufen und Hashtags. Das Ergebnis nach
nur vier Wochen: 23.000 Follower und Kooperationsangebote von 15
Unternehmen. Das Experiment machte deutlich, wie einfach Betrüger mit
solchen Methoden Geld verdienen können. (Redaktion: Tobias Zacher)

Der Deutsche Radiopreis wird in elf Kategorien vergeben. 133
Radioprogramme haben in diesem Jahr ihre besten Produktionen und
Protagonisten ins Rennen geschickt und beteiligen sich mit insgesamt
385 Einreichungen am Wettbewerb. Stifter des Deutschen Radiopreises
sind die Hörfunkprogramme der ARD, Deutschlandradio und die
Privatradios in Deutschland. Zu den Kooperationspartnern zählen das
Grimme-Institut, die Freie und Hansestadt Hamburg, die Radiozentrale -
eine gemeinsame Plattform privater und öffentlich-rechtlicher Sender
zur Stärkung des Hörfunks - sowie die Radio-Vermarkter AS&S Radio und
RMS. Die Federführung liegt beim Norddeutschen Rundfunk.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 1. September 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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KURSUS/1809: Hanau - "EXCEL für Einsteiger", 18. September bis 9. Oktober


PC-Kurs "EXCEL für Einsteiger" im Seniorenbüro



Das Seniorenbüro Hanau bietet einen Excel-Kurs für Einsteiger an. Im
Kurs werden die Grundfunktionen der Tabellenerstellung und
Rechenmöglichkeiten vorgestellt. Diese können später in einem
Folgekurs vertieft werden. Voraussetzung sind Grundkenntnisse in der
Bedienung des PCs.

Der Excel-Kurs, der von der ehrenamtlichen Mitarbeiterin Isabelle
Matuschek geleitet wird und mit sechs Teilnehmenden belegt werden
kann, findet dienstags 18.09. - 9.10.2018 von 10 - 12 Uhr statt und
umfasst vier Einheiten. Kursort ist das Seniorenbüro Hanau,
Steinheimer Straße 1, 63450 Hanau, Raum 106, 1. OG. Die Gebühr beträgt
20 Euro. Telefonische Anmeldung bei Inge Gach unter Telefonnummer
06181-66 820-41.

Das Programm EXCEL dient dazu Listen zu erstellen, nach Inhalten in
den Listen zu suchen und/oder sie nach verschiedenen Gesichtspunkten
zu sortieren oder zu filtern. Beispiele hierfür sind die Verwaltung
einer Bibliothek oder eines Musikarchivs. Darüber hinaus kann man mit
EXCEL Kostenaufstellungen erfassen und verwalten sowie
unterschiedliche Darstellungen der Kosten in Gruppen und/oder
Diagrammen erstellen.

Die üblicherweise auf einem Taschenrechner durchgeführten Berechnungen
werden in EXCEL einmal definiert und können immer wieder verwendet
werden. Beispiele sind Übersichten über Urlaubs- oder Haushaltskosten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 22. August 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1808: Münster - Tipps rund ums Smartphone - Workshops am 11., 18. und 25. September


Tipps rund ums Smartphone



Münster (SMS) Auszubildende der Stadtbücherei machen fit für den
alltäglichen Umgang mit dem Smartphone. In diesen kostenlosen
Schulungen erklären sie Basis-Funktionen und geben Tipps am Beispiel
eines Android-Gerätes. In der anschließenden Sprechstunde können
Fragen auch zu Apple-Geräten gestellt werden. Wer mitmachen möchte,
sollte ein aufgeladenes und betriebsbereites Gerät zur Hand haben. 

Die Workshops finden am 11., 18. und 25. September um 14 Uhr, in der
Bücherei im Aaseemarkt, Goerdelerstr. 51 - 53 statt. Weitere Termine
in der Bücherei in Gievenbeck-Auenviertel (Oktober) und im Bücherbus
(November) stehen im Stadtportal unter
www.stadt-muenster.de/buecherei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. September 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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VORTRAG/225: Unna - "Rechtssicher im Netz und in den sozialen Medien" am 13.9.2018


VHS-Aktuell: Rechtssicher im Netz und in den sozialen Medien



Kreisstadt Unna. Am Donnerstag, 13. September 2018 veranstaltet die
VHS in Kooperation mit der Wirtschaftsförderung Kreis Unna eine
kostenfreie Infoveranstaltung zum Thema Rechtssicherheit im Internet
und in sozialen Medien für Unternehmen.

Die eigene Website, der eigene Online-Shop oder die Facebook-Fanpage:
Mittlerweile ist nahezu jedes Unternehmen im Internet präsent. Doch
welche Regeln gelten im Netz? Was ist beispielsweise beim Einsatz von
Fotos zu beachten?

Anhand von praxisnahen Beispielen wird die Rechtsanwältin Heike Mareck
aufzeigen, welche rechtlichen Konsequenzen Fehler haben können. Auch
thematisiert sie, worauf Unternehmen achten müssen, wenn sie in
sozialen Netzwerken aktiv sind. Sie gibt zudem Tipps, wie ein
Impressum aussehen muss und was in eine Datenschutzerklärung gehört.
Zudem gibt sie einen Überblick, welche Regeln für Blogs und Newsletter
gelten.

Das Seminar "Rechtssicher im Netz und in den sozialen Medien" mit der
Kursnummer 181-5121 findet am von 16 bis 19 Uhr im Raum 0.28 im zib
statt. Die Veranstaltung findet in Kooperation mit der
Wirtschaftsförderung Kreis Unna statt und ist kostenfrei.

Detaillierte Seminarbeschreibungen zum Angebot sind im Online-Katalog
unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im Unterbereich
"Beruf - Fachwissen" zu finden. Und natürlich berät der
Studienbereichsleiter für die Berufliche Bildung Andreas Barre gerne
Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, Tel.: 02303 /
103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Seminar nimmt die VHS unter Tel.: 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 28. August 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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ONKOLOGIE/1932: "Achillesferse" der Tumorzellen des anaplastischen-großzelligen Lymphoms identifiziert (idw)


Veterinärmedizinische Universität Wien - 03.09.2018

"Achillesferse" der Tumorzellen des anaplastischen-großzelligen Lymphoms (ALCL) identifiziert



Anaplastische Großzell-Lymphome (ALCL) sind seltene Tumore der weißen
Blutkörperchen. Neue Forschungen des internationalen ERIA Konsortiums
unter Leitung von WissenschafterInnen in Wien zeigten nun, dass der
gleiche Signalweg in verschiedenen Arten von ALCL essenziell für das
Wachstum der Tumorzellen ist:TYK2 (ein wichtiger Bestandteil des
Immunsystems) verhindert den apoptotischen Zelltod durch Erhöhung der
Ausschüttung des BCL2-Familienmitglieds Mcl1, einer speziellen Proteinart.
Daher stellt TYK2 aufgrund seiner einzigartigen enzymatischen
Zusammensetzung ein interessantes therapeutisches Ziel dar, durch
TYK2-spezifische Inhibitoren als vielversprechende, neuartige Therapeutika
bei ALCL.

Ein besonders fruchtbares Feld der personalisierten Medizin ist die
Krebstherapie, wo verbesserte diagnostische Methoden Tumorerkrankungen in
immer kleineren Subkategorien zerlegen und damit individuelle
therapeutische Strategien möglich machen. Daher ist die molekulare Analyse
von menschlichen Tumorproben hinsichtlich neuer therapeutischer
Angriffspunkte und deren Validierung in Tumormodellen zu einem Schwerpunkt
der Krebsforschung geworden, um das klinische Management von
KrebspatientInnen zu verbessern. Dies stellt den Kliniker jedoch vor
einige Herausforderungen, darunter die immer umfangreichere Diagnostik,
aber auch die Schwierigkeit diese Informationen für kleinere
Patientengruppen ausreichend zu validieren zu können. Dies ist umso
dringender bei seltenen Tumoren wie der ALCL mit einer sehr geringen
Anzahl von PatientInnen.

Nicole Prutsch und Olaf Merkel von der Medizinischen Universität Wien und
ihre internationalen KollegInnen um Lukas Kenner, Leiter der Abteilung für
Labortierpathoilogie der Vetmeduni Vienna, konnten jetzt im Journal
"Leukemia" berichten, dass sie anstelle einer weiteren Unterteilung der
ALCL-Untergruppen einen gemeinsamen Akteur der ALCL-PatientInnen
identifizieren konnten. TYK2 wird nicht nur bei allen PatientInnen
exprimiert, sondern vermittelt die gleiche anti-apoptotische Reaktion, die
die Lymphomzellen am Leben erhält und so das Wachstum des Tumors
unterstützt.

"Daher könnten wir die TYK2-Signale als die Achillesferse der ALCL
betrachten, da bei beiden untersuchten ALCL Arten die Tumorzellen auf
dessen Aktivität angewiesen sind, um das essentielle Signal zum Schutz vor
Zelltod zu erhalten", erklärt Olaf Merkel, der sich gemeinsam mit Lukas
Kenner die Letztautorschaft dieser Publikation teilt. Die Verringerung des
Tyk2-Signals in der Zellkultur führte zu einem schnellen Zelltod und bei
ALCL Modell Mäusen, bei denen TYK2 genetisch ausgeschaltet war,
beobachteten die ForscherInnen, dass die Labortiere länger überlebten.

Kenner, der auch für das Ludwig Boltzmann Institut für Krebsforschung
tätig und Mitbegründer der European Research Initiative on Alk-mediated
diseases (ERIA) ist, unterstreicht die mögliche therapeutische Bedeutung
von TYK2-Inhibitoren in der ALCL. "Wir freuen uns auf die Verfügbarkeit
von Tyk2-Inhibitoren, die derzeit zur Behandlung immunologischer
Erkrankungen entwickelt werden, da wir bei den selteneren Lymphomen
dringend bessere Therapien benötigen", betont er.

Der Artikel "Dependency on the TYK2/STAT1/MCL1 axis in anaplastic large
cell lymphoma" von Nicole Prutsch, Elisabeth Gurnhofer, Tobias Suske, Huan
Chang Liang, Michaela Schlederer, Simone Roos, Lawren C. Wu, Ingrid
Simonitsch-Klupp, Andrea Alvarez-Hernandez, Christoph Kornauth, Dario A.
Leone, Jasmin Svinka, Robert Eferl, Tanja Limberger, Astrid Aufinger,
Nitesh Shirsath, Peter Wolf, Thomas Hielscher, Fritz Aberger, Johannes
Schmoellerl, Dagmar Stoiber, Birgit Strobl, Ulrich Jäger, Philipp B.
Staber, Florian Grebien, Richard Moriggl, Mathias Müller, Giorgio G.
Inghirami, Takaomi Sanda, A. Thomas Look, Suzanne D. Turner, Lukas Kenner,
Olaf Merkel wurde in Leukemia veröffentlicht.

https://www.nature.com/articles/s41375-018-0239-1


Über die Veterinärmedizinische Universität Wien

Die Veterinärmedizinische Universität Wien (Vetmeduni Vienna) ist eine der
führenden veterinärmedizinischen, akademischen Bildungs- und
Forschungsstätten Europas. Ihr Hauptaugenmerk gilt den Forschungsbereichen
Tiergesundheit, Lebensmittelsicherheit, Tierhaltung und Tierschutz sowie
den biomedizinischen Grundlagen. Die Vetmeduni Vienna beschäftigt 1.300
MitarbeiterInnen und bildet zurzeit 2.300 Studierende aus. Der Campus in
Wien Floridsdorf verfügt über fünf Universitätskliniken und zahlreiche
Forschungseinrichtungen. Zwei Forschungsinstitute am Wiener
Wilhelminenberg sowie ein Lehr- und Forschungsgut in Niederösterreich
gehören ebenfalls zur Vetmeduni Vienna. Die Vetmeduni Vienna spielt in der
globalen Top-Liga mit: 2018 belegt sie den exzellenten Platz 6 im
weltweiten Shanghai-Hochschulranking im Fach "Veterinary Science".

www.vetmeduni.ac.at

Medizinische Universität Wien - Kurzprofil

Die Medizinische Universität Wien (kurz: MedUni Wien) ist eine der
traditionsreichsten medizinischen Ausbildungs- und Forschungsstätten
Europas. Mit rund 8.000 Studierenden ist sie heute die größte medizinische
Ausbildungsstätte im deutschsprachigen Raum. Mit 5.500 MitarbeiterInnen,
26 Universitätskliniken und drei klinischen Instituten, 12
medizintheoretischen Zentren und zahlreichen hochspezialisierten
Laboratorien zählt sie auch zu den bedeutendsten
Spitzenforschungsinstitutionen Europas im biomedizinischen Bereich.

Originalpublikation:

Dependency on the TYK2/STAT1/MCL1 axis in anaplastic large cell lymphoma
Nicole Prutsch, Elisabeth Gurnhofer, Tobias Suske, Huan Chang Liang,
Michaela Schlederer, Simone Roos, Lawren C. Wu, Ingrid Simonitsch-Klupp,
Andrea Alvarez-Hernandez, Christoph Kornauth, Dario A. Leone, Jasmin
Svinka, Robert Eferl, Tanja Limberger, Astrid Aufinger, Nitesh Shirsath,
Peter Wolf, Thomas Hielscher, Fritz Aberger, Johannes Schmoellerl, Dagmar
Stoiber, Birgit Strobl, Ulrich Jäger, Philipp B. Staber, Florian Grebien,
Richard Moriggl, Mathias Müller, Giorgio G. Inghirami, Takaomi Sanda, A.
Thomas Look, Suzanne D. Turner, Lukas Kenner, Olaf Merkel. 

Leukemia.

https://doi.org/10.1038/s41375-018-0239-1

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.vetmeduni.ac.at/de/infoservice/presseinformationen/presseinformationen-2018/achillesferse-von-alcl-tumorzellen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1560

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Veterinärmedizinische Universität Wien - 03.09.2018

WWW: http://idw-online.de
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ERNÄHRUNG/1453: Vitaminpillen nutzlos gegen Schlaganfall und Herzinfarkt (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - Essen, 03.09.2018

Vitaminpillen nutzlos gegen Schlaganfall und Herzinfarkt



Nahrungsergänzungsmittel wie Vitamine und Mineralien senken nicht das
Risiko, an einem Hirninfarkt oder einer Herzkrankheit zu sterben. So
lautet das Ergebnis einer aktuellen Übersichtsstudie mit mehr als zwei
Millionen Teilnehmern. Verbraucher sollten ihr Geld deshalb lieber in
einen Sportverein investieren und auf eine gesunde Ernährung achten, raten
Experten der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN) und der Deutschen
Schlaganfall-Gesellschaft (DSG).

Jeder vierte deutsche Verbraucher schluckt sie, doch die wenigsten
brauchen sie: Mit Nahrungsergänzungsmitteln wie Vitamin A, C, D und E, mit
Kalzium, Magnesium oder Eisen setzte der Handel im Jahr 2015 laut
Verbraucherzentrale Bundesverband rund 1,1 Milliarden Euro um. Dass dieses
Geld schlecht angelegt ist, bestätigt nun eine Metaanalyse zum Einsatz der
Präparate gegen Schlaganfall und Herzinfarkt.

Insgesamt 3249 Studien aus den Jahren 1970 bis 2016 haben US-Mediziner um
den Kardiologen
Dr. Joonseok Kim, Juniorprofessor an der University of Alabama in
Birmingham, für die Metaanalyse berücksichtigt. Um zu klären, wie die
Einnahme von Nahrungsergänzungsmitteln das Risiko für Schlaganfälle und
Herzerkrankungen beeinflusst, analysierten die Forscher 18 besonders
hochwertige Studien, an denen insgesamt mehr als zwei Millionen Menschen
teilgenommen hatten.

Sterblichkeit ist mit und ohne Nahrungsergänzung gleich

"Das Ergebnis ist ernüchternd und lautet, dass es keinen Nutzen einer
solchen Maßnahme für die Gesamtbevölkerung gibt", sagt Professor Dr. Peter
Berlit, DGN-Generalsekretär und ehemaliger Chefarzt der Klinik für
Neurologie am Alfried Krupp Krankenhaus in Essen. Fasst man die
Sterblichkeit für alle Herz-Kreislauf-Erkrankungen zusammen, so war das
relative Risiko (RR) bei der Einnahme von Nahrungsergänzungsmitteln exakt
1,00. Das bedeutet: Es machte keinen Unterschied, ob die Teilnehmer eine
Extradosis Vitamine, Mineralstoffe oder Spurenelemente einnahmen oder
nicht. Zum gleichen Ergebnis kamen die Forscher - im Rahmen der
statistischen Schwankungen - bei der separaten Betrachtung von
Herzsterblichkeit (RR 1,02), Tod durch Schlaganfall (RR 0,95) und der
Häufigkeit von Schlaganfällen (RR 0,98).

Lediglich das Risiko für Herzerkrankungen schien mit einem RR von 0,88 für
Nahrungsergänzungsmittel zu sprechen. Es besteht aber auch hier kein
Zusammenhang: Zieht man lediglich die höherwertigen, sogenannten
randomisierten und kontrollierten Studien zur Berechnung heran, ergibt
sich ein relatives Risiko von 0,97. "Zu diesem unbefriedigenden Resultat
kommt noch das alarmierende Ergebnis einer systematischen Metaanalyse von
78 randomisierten Studien aus dem Jahr 2012 durch die Cochrane
Collaboration, wonach die Nahrungsergänzung mit Antioxidantien nicht nur
nicht hilft, sondern sogar die Sterblichkeit erhöht!", so Professor
Berlit.

Dabei hatten die Forscher sich in der aktuellen Studie die größte Mühe
gemacht, auch Untergruppen zu erkennen, die möglicherweise doch von
Nahrungszusätzen profitieren könnten. Das Ergebnis blieb jedoch stets
negativ, egal, wie lange die Präparate eingenommen wurden, wie alt die
Studienteilnehmer waren, ob Mann oder Frau, Raucher oder Nichtraucher,
sportlich oder nicht.

Es gibt bessere Investitionen in die Gesundheit

"Mit Multivitamin-Tabletten werden jährlich Milliardenumsätze gemacht, die
Metaanalyse zeigt jedoch klar, dass diese Pillen weder Schlaganfälle
verhindern noch die Sterblichkeit an Herz-Kreislauf-Erkrankungen senken",
fasst der 1. Vorsitzende der Deutschen Schlaganfall-Gesellschaft (DSG),
Professor Dr. Armin Grau, zusammen: "Von diesen Pillen profitieren nur
Hersteller und Verkäufer. Es ist hingegen eindeutig erwiesen, dass Salat,
Obst und Gemüse Gefäßerkrankungen entgegenwirken. In Salat, Obst und
Gemüse kommen Vitamine in ihrer natürlichen Umgebung vor. Fünf Portionen
am Tag gelten als optimal." Weitere effektive Maßnahmen, die sogar den
Geldbeutel schonen, sind der Verzicht aufs Rauchen und auf größere Mengen
von Alkohol sowie regelmäßige körperliche Bewegung.

"Wenn man schon Geld ausgeben will, dann ist es ist viel lohnenswerter, in
einen Sportverein oder ein Fitnessstudio zu investieren als in Vitamine
und Mineralstoffe", rät Professor Berlit.

Die Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. (DGN)

sieht sich als neurologische Fachgesellschaft in der gesellschaftlichen
Verantwortung, mit ihren rund 9000 Mitgliedern die neurologische
Krankenversorgung in Deutschland zu sichern. Dafür fördert die DGN
Wissenschaft und Forschung sowie Lehre, Fort- und Weiterbildung in der
Neurologie. Sie beteiligt sich an der gesundheitspolitischen Diskussion.
Die DGN wurde im Jahr 1907 in Dresden gegründet. Sitz der Geschäftsstelle
ist Berlin. www.dgn.org


Originalpublikation:

Kim J et al.: Association of Multivitamin and Mineral Supplementation and
Risk of Cardiovascular Disease: A Systematic Review and Meta-Analysis.
Circ Cardiovasc Qual Outcomes. 2018 Jul;11(7):e004224. 

doi: 10.1161/CIRCOUTCOMES.117.004224.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgn.org/presse/pressemitteilungen/56-pressemitteilung-2018/3656-vitaminpillen-nutzlos-gegen-schlaganfall-und-herzinfarkt

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66469

Pressemitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - Essen, 03.09.2018
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FORSCHUNG/3894: Wasser macht Platz für Komplexbildung von Proteinen (idw)


Philipps-Universität Marburg - 03.09.2018

Wasser macht Platz für Komplexbildung von Proteinen



Wasser marsch! Bevor Proteine sich mit Bindungspartnern zusammenschließen,
füllen Wassermoleküle den Hohlraum, den die Proteine für ihre
Bindungspartner bereithalten. Das hat eine europäische Forschergruppe um
den Marburger Chemiker Professor Dr. Gerhard Klebe experimentell
untersucht, indem sie die Lage des Wassers in einem Protein mit
ausgeklügelten Methoden analysierte. Die Wassermoleküle lassen sich
aufgrund ihrer großen Beweglichkeit mehr oder weniger leicht entfernen, um
den Bindungspartnern Platz zu machen. Die Wissenschaftler berichten in der
aktuellen Ausgabe des Magazins "Nature Communications" über ihre
Ergebnisse.

Proteine und andere Biomoleküle sind in der Zelle von Wassermolekülen
umgeben. "Solange wir nicht wissen, wo sich Wassermoleküle befinden und
wie sich ihre Lage verändert, bleiben unsere Erkenntnisse über die
Wechselwirkung zwischen Proteinen und ihren Bindungspartner lückenhaft",
erklärt Gerhard Klebe, der die Studie leitete.

"Nahezu jeder biologische Prozess verläuft über die wechselseitige
Erkennung, Bindung und oft auch chemische Umsetzung von Biomolekülen",
führt der Pharmazeut aus: "Substrate, Hormone und andere Signalstoffe,
aber auch Arzneimittel binden an Proteine, um dadurch ihre spezifische
Wirkung zu erzielen." Bei der Wechselwirkung bilden sich insbesondere
Wasserstoffbrücken zwischen den Bindungspartnern aus.

Wasser beeinflusst massiv die Wechselwirkung, die Proteine mit ihren
Reaktionspartnern eingehen. Dieser Umstand ist auch für Arzneimittel von
Belang. Ein Beispiel bietet das Enzym Thrombin, das an der Blutgerinnung
beteiligt ist: Das Bindungsverhalten von Thrombin ändert sich dramatisch,
wenn einzelne Wassermoleküle aus seiner Bindungstasche entfernt werden.
Diese Entdeckung hat zu verbesserten Gerinnungshemmern geführt.

"Trotz dieser Bedeutung von Wassermolekülen für die Bindung sind
experimentelle und insbesondere strukturelle Daten leider selten, die das
Verhalten von Wassermolekülen während der Komplexbildung zwischen Protein
und Bindungspartner erklären", beklagt Klebe. Diese Lücke schließt sein
Team nun durch Strukturanalysen, für die es sich der
Neutronendiffraktions-Methode bediente. Diese beruht auf der Bestrahlung
der Proteinkristalle mit Neutronen, deren Streuung die Proteinstruktur
widerspiegelt. "Zwar sind bislang an die 150.000 Proteinstrukturen
aufgeklärt worden, meist mit Röntgenstrahlung", gibt der Pharmazeut zu
bedenken; aber durch deren geringe Streukraft sei der Wasserstoff in den
Strukturen in aller Regel nicht erkennbar. Hier kann die
Neutronenkristallographie helfen, da sie Wasserstoffe sehr gut sichtbar
macht. "Die Zahl an Neutronenstrukturen fällt jedoch sehr, sehr gering
aus", legt Klebe dar: "Sie liegt bei unter 0,1 Prozent."

Das Forscherteam untersuchte das Verdauungsenzym Trypsin, das zu einer
Proteinfamilie gehört, deren Mitglieder für zahlreiche Krankheiten
verantwortlich gemacht werden. "Unsere Studie liefert die am besten
aufgelösten Neutronenstrukturen, die bisher an Proteinen dieser Größe
durchgeführt wurden", betont Klebe. Die Neutronendiffraktions-Daten
kombinierten die Forscher mit hochauflösenden Röntgenaufnahmen sowie mit
biochemischen und biophysikalischen Messungen.

Die Daten beschreiben sehr präzise, wo sich Wasserstoffatome vor und nach
der Anlagerung eines Bindungspartners befinden und wie sich das Muster
ändert. Vor der Bindung wird die Bindungstasche mit Wassermolekülen
besetzt, die eher schlecht durch Wasserstoffbrücken vernetzt sind, so dass
sie sich teilweise durch eine hohe Mobilität auszeichnen. "Dies ist
wahrscheinlich ein Schlüsselfaktor, der die Verdrängung des Wassers und
dadurch die Anlagerung von Bindungspartnern fördert", schreiben die
Autoren. "Der Unterschied zwischen vorher und nachher gibt einen Eindruck
davon, welche Wasserstoffbrücken gebrochen werden müssen, um die
Komplexbildung zu ermöglichen."

"Solch eine detaillierte Beschreibung ist von entscheidender Bedeutung, um
zu verstehen, wie die Bindung vonstattengeht", hebt Klebe hervor. "Wir
sind überzeugt, dass die gewonnenen Erkenntnisse für ein breites Spektrum
vergleichbarer Komplexe gelten."

Professor Dr. Gerhard Klebe lehrt Pharmazeutische Chemie an der
Philipps-Universität Marburg. Für seine Forschungsarbeit erhielt er im Jahr 2011
einen "ERC Advanced Grant" des Europäischen Forschungsrates. Durch diese
Fördermaßnahme gewannen Klebe und seine Arbeitsgruppe entscheidende
Einblicke in das Bindungsverhalten von Arzneistoffen an Proteine; das Team
legte die gewonnen Erkenntnisse in etwa 30 Publikationen dar, die den
zuvor deutlich unterschätzten Einfluss von Wasser auf die
Arzneistoffbindung in facettenreicher Weise verdeutlichen.

Koautor Dr. Johannes Schiebel ist Träger des Promotionspreises 2015 der
Gesellschaft Deutscher Chemiker. Die vorliegende Studie wurde zusätzlich
durch ein Kurzzeitstipendium der Europäischen Organisation für
Molekularbiologie an Johannes Schiebel finanziell gefördert.


Originalveröffentlichung: 

Johannes Schiebel & al.: Intriguing role of
water in protein-ligand binding studied by neutron crystallography on
trypsin complexes, Nature Communications 2018, 

DOI: 10.1038/s41467-018-05769-2, 

URL: https://www.nature.com/articles/s41467-018-05769-2
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FORSCHUNG/086: Pandemie-Prävention am Flughafen (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 03.09.2018

Pandemie-Prävention am Flughafen



Nicht nur Personen und Waren reisen im Flugzeug rund um den Globus, auch
Infektionserreger sind unerwünschte Passagiere im Flieger. Innerhalb
weniger Stunden legen sie weite Strecken zurück. Auf dem Luftweg können
sich die Keime unkontrolliert verbreiten. Ziel des Verbundprojekts HyFly
ist es, die wissenschaftlichen Grundlagen zu erarbeiten, um
Infektionsketten zu unterbrechen und gegebenenfalls Pandemien zu
verhindern. Unter anderem sollen sich infizierte Personen mithilfe eines
nicht-invasiven Verfahrens künftig über Bestandteile ihrer Atemluft
ermitteln lassen.

Flughäfen sind Drehkreuze für Erreger aus aller Welt. Über den Luftweg
breiten sich Infektionskrankheiten mit großer Geschwindigkeit über Länder
und Kontinente hinweg aus. Das Risiko weltweiter Epidemien nimmt laut
Weltgesundheitsorganisation WHO zu. Neue Antiinfektionsstrategien sind
gefragt. Hier setzt das Verbundprojekt HyFly an, das im Rahmen der
Initiative InfectControl 2020 vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung mit 2,6 Mio Euro gefördert wird (siehe Kasten »Das Projekt HyFly
im Überblick«). Partner aus Industrie und Forschung erarbeiten Strategien,
um Infektionsketten im Flugverkehr einzudämmen und präventiv effektive
Gegenmaßnahmen zu etablieren. Ergebnis des Projekts sollen konkrete
Handlungsempfehlungen für Flughafenbetreiber und Fluggesellschaften sein.

Nicht-invasive Diagnostik zum Nachweis von Infektionserregern

Einer der Ansätze im Projekt, Ausbreitungswege zu kontrollieren, ist es,
bereits bei der Passagierkontrolle am Flughafen Infektionen schnell und
zügig ohne den Einsatz molekularbiologischer Methoden nachzuweisen.
Hierfür etablieren Forscherinnen und Forscher des Fraunhofer-Instituts für
Zelltherapie und Immunologie IZI ein nicht-in-vasives Verfahren, das auf
der Ionenmobilitätsspektrometrie (IMS) basiert. Die Ergebnisse des
Projekts sollen in die konkreten Handlungsempfehlungen von
Flughafenbetreibern und Flughäfen einfließen.

»Molekularbiologische Methoden scheiden hier aus, sie sind zu
zeitaufwändig. Wir setzen stattdessen auf die IMS, ein nicht-invasives
Verfahren, das beispielsweise auf Abstriche oder die Entnahme von Blut und
Speichel verzichtet. Die Methode hat sich seit vielen Jahren an Flughäfen
weltweit zum Nachweis von Drogen- und Sprengstoffresten bewährt«, sagt Dr.
Dirk Kuhlmeier, Leiter der Arbeitsgruppe MicroDiagnostics am Fraunhofer
IZI. Der Forscher und sein Team entwickeln ein System, das Bakterien in
wenigen Minuten anhand von volatilen organischen Substanzen (VOC, kurz für
volatile organic compounds) voneinander unterscheiden soll. Diese
flüchtigen organischen Verbindungen sind Bestandteile der Atemluft. »IMS
zeichnet sich durch die Möglichkeit zur schnellen, empfindlichen Detektion
von flüchtigen organischen Verbindungen direkt in der Luft aus«, so
Kuhlmeier.

Per Gaschromatographie werden die Bestandteile der Atemluft im ersten
Schritt vorgetrennt und anschließend an das angekoppelte
Ionenmobilitätsspektrometer weitergeleitet, wo geladene Teilchen
hergestellt werden. »Neutrale Moleküle der VOCs werden durch hohe Energie
ionisiert. Die geladenen Moleküle bewegen sich im homogenen elektrischen
Feld sehr schnell zum Detektor. Anhand der Driftzeit, die ein Molekül bis
zum Aufprall auf die Elektrode benötigt, lässt es sich charakterisieren,
das Bakterium kann aufgrund einer spezifischen Zusammensetzung der VOCs
identifiziert werden«, erläutert der Forscher das Verfahren.

Erste Labortests sind erfolgreich abgeschlossen, die neu entwickelte
nicht-invasive Diagnostik hat großes Potenzial, um verschiedene Erreger
voneinander zu diskriminieren. Derzeit optimieren Kuhlmeier und sein Team
das Verfahren. Geplant ist, die Diagnostik im neuen
Fraunhofer-Projektzentrum »Mikroelektronische und Optische Systeme für die
Biomedizin« zu perfektionieren. Das Projektzentrum in Erfurt wird am 19.
Oktober dieses Jahres von Fraunhofer-Präsident Prof. Reimund Neugebauer
gemeinsam mit dem Thüringer Minister für Wirtschaft, Wissenschaft und
Digitale Gesellschaft Wolfgang Tiefensee offiziell eröffnet. Neben dem
Fraunhofer IZI decken dort die Fraunhofer-Institute für Optik und
Feinmechanik IOF und für Photonische Mikrosysteme IPMS mit ihren
Kernkompetenzen die Disziplinen Biowissenschaften, Mikroelektronik,
Mikrosystemtechnik sowie Optik und Photonik ab.

Präklinische Untersuchungen sind für 2019 anberaumt. Dann will das
Leipziger Forscherteam in weiteren Tests den Einfluss der Nahrungsaufnahme
auf die Atemluft untersuchen und prüfen, inwieweit diese die Diagnostik
beeinflusst.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2018/September/Pandemie-Praevention-am-Flughafen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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MELDUNG/941: World Health Summit - bedeutendste Konferenz für globale Gesundheitsfragen vom 14.-16.10.18 in Berlin (idw)


World Health Summit - 03.09.2018

Bedeutendste Konferenz für globale Gesundheitsfragen vom 14. bis 16. Oktober 2018 in Berlin

Bundeskanzlerin Merkel, Microsoft-Gründer Gates, zahlreiche Minister und
zwei Nobelpreisträger beim 10. World Health Summit 2018



Vom 14. bis 16. Oktober 2018 findet in Berlin zum zehnten Mal der World
Health Summit statt, eine der international bedeutendsten Konferenzen für
globale Gesundheitsfragen. Neben Bundeskanzlerin Angela Merkel werden auch
die Bundesminister Jens Spahn (Gesundheit) und Gerd Müller (Entwicklung),
WHO-Generaldirektor Tedros Adhanom Ghebreyesus sowie Microsoft-Gründer und
Philanthrop Bill Gates erwartet. Den Abschluss bildet am 16. Oktober 2018
eine gemeinsame Keynote-Session des Grand Challenges Meetings der Bill &
Melinda Gates-Stiftung und des World Health Summit.

Zu den Sprechern des World Health Summit 2018 gehören führende Köpfe aus
Politik, Wissenschaft, Industrie und Zivilgesellschaft, darunter:


	Angela Merkel (Bundeskanzlerin, Deutschland)

	Jens Spahn (Bundesgesundheitsminister, Deutschland)

	Gerd Müller (Bundesentwicklungsminister, Deutschland)

	Jane Ruth Aceng (Gesundheitsministerin, Uganda)

	Diane Gashumba (Gesundheitsministerin, Ruanda)

	Seyyed Hassan Ghazizadeh Hashemi (Gesundheitsminister, Iran)

	Bill Gates (Co-Chair, Bill & Melinda Gates Foundation, USA)

	Tedros Adhanom Ghebreyesus (WHO-Generaldirektor, Schweiz)

	Elizabeth Blackburn (Nobelpreisträgerin / President Emerita, Salk Institute for Biological Studies, USA)

	Peter Agre (Nobelpreisträger / Direktor der Johns Hopkins Bloomberg School of Public Health, USA)

	Jeremy Farrar (Executive Director, Wellcome Trust, UK)

	Peter Piot (Direktor der London School of Hygiene & Tropical Medicine, UK)

	Seth Berkley (CEO, Gavi, the Vaccine Alliance, Schweiz)

	Peter Sands (Executive Director, Global Fund to Fight AIDS, Tuberculosis and Malaria, Schweiz)

	Stefan Oelrich (Senior Vice President, Sanofi, Deutschland)

	Stefan Oschmann (CEO, Merck, Deutschland)



Themen des diesjährigen World Health Summit sind die weltweite Pandemie-
Vorsorge, der Kampf gegen Antibiotika-Resistenzen sowie der gerechte
Zugang zu lebenswichtigen Arzneimitteln. Außerdem geht es darum, wie die
Digitalisierung die Gesundheitsversorgung verbessern kann und welche
Möglichkeiten es gibt, Gesundheitssysteme zu stärken. Gesundheit ist eine
Aufgabe für alle Politikbereiche, deshalb bringt der World Health Summit
internationale Akteure zusammen, die normalerweise kein gemeinsames Forum
haben, um diese Fragen intensiv zu diskutieren.

Der World Health Summit steht traditionell unter der Schirmherrschaft von
Bundeskanzlerin Angela Merkel, des französischen Präsidenten Emmanuel
Macron sowie des Präsidenten der Europäischen Kommission Jean-Claude
Juncker. Erwartet werden rund 2.000 Teilnehmer und 200 Referenten aus 100
Ländern.


Weitere Informationen:

www.worldhealthsummit.org

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66470

Programmübersicht

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1727
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ORGANSPENDE/002: Medizin - in das Sterben hinein ... (SB)




Der Vorstoß des Gesundheitsministers Jens Spahn zur Einführung der
Widerspruchslösung in der Transplantationsmedizin war so absehbar wie das Amen
in der Kirche. Schon bei der Diskussion um den Organspendeskandal vor sechs
Jahren brachte der Unionspolitiker es fertig, nicht nur die manipulierten
Organspendedaten zu isolierten Ausnahmefällen herunterzuspielen, sondern die
Verhältnisse vollends auf den Kopf zu stellen. Der Mangel an Organen sei der
eigentliche Auslöser für die Verfehlungen, die in der Folge zu einem noch
größeren Absinken der Spenderzahlen führten, so Spahn damals. Den BürgerInnen
den schwarzen Peter zuzuschieben, indem ihre geringe Spendebereitschaft
unausgesprochen als eine Art egoistischen Nutznießertums gebrandmarkt wird, ist
ein exemplarisches Beispiel für das im öffentlichen Gesundheitswesen häufig
anzutreffende Vorgehen, die Menschen zu bezichtigen, für ihre Erkrankungen
selbst verantwortlich zu sein. Nicht Umweltgifte, Arbeitsstress,
Konkurrenzverhalten und Armut machen in dieser Lesart krank, sondern angebliches
Fehlverhalten bei Ernährung und Bewegung, beim Konsum von Genußmitteln und der
Einhaltung präventionsmedizinischer Untersuchungen. Derart mit Schuldvorwürfen
zugerichtet auf die Optimierungslogiken der neoliberalen Gesellschaft werden dem
ohnehin schon vereinzelten Marktsubjekt letzte Reste des Beharrens auf
eigenständige, autonome Handlungsweisen als unverantwortlich und
krankheitserzeugend ausgetrieben.

Sich widerstandslos den Strategien biopolitischer Konditionierung und Verwertung
zu überantworten ist auch das Ziel der von Spahn zur Steigerung der Organernte
verlangten Einführung der Widerspruchslösung. Es dem Menschen nicht zu
überlassen, sich aktiv für einen Organspendeausweis zu entscheiden, sondern auf
die unter der erfolgreich entpolitisierten Bevölkerung verbreitete
Gleichgültigkeit zu setzen, sich nicht weiter um die Angelegenheit zu kümmern
und damit im Ernstfall als biologische Ressource der Transplantationsmedizin zu
enden, ist Ausdruck des paternalistischen Grundverhältnisses zwischen dem
institutionalisierten Medizinbetrieb und seinen KlientInnen. Der sterbende, als
hirntot deklarierte Mensch wird zum Rohstoff für eine Form der Medizin erklärt,
die bei aller gegebenen Gleichberechtigung der auf Ersatzorgane angewiesenen
PatientInnen niemals allen Menschen zugänglich sein wird, weil der darum
betriebene infrastrukturelle, industrielle und wissenschaftliche Aufwand an die
dringend erforderliche Behebung der Defizite basismedizinischer Versorgung von
Milliarden Menschen erst recht nicht denken läßt.

Die Körper der Menschen als medizinische Ressource zu nutzen entspricht der
fortschreitenden Enteignung dessen, worüber der Staatsbürger sowieso nur
begrenzte Verfügungsgewalt hat. Aus naheliegenden, dem latenten Ausnahmezustand
staatlichen Krisenmanagements geschuldeten Gründen wird das Recht "auf Leben und
körperliche Unversehrtheit" nur bedingt gewährt. Da in dieses Recht "auf Grund
eines Gesetzes eingegriffen werden" (Art. 2 Abs. 2 GG) kann, ist es so relativ
wie das Gewaltmonopol des Staates absolut. 

Uneingedenk aller anderen das System der Transplantationsmedizin betreffenden
Kritikpunkte könnte die Grundtendenz, die Verfügungsgewalt des Staates über die
Körper der Menschen immer weiter auszudehnen, die emanzipatorische
Auseinandersetzung mit gesundheitspolitischen Themen beflügeln. Zu kritisieren
und bestreiten ist zum Beispiel das utilitaristische Prinzip, der für manche
Menschen lebensnotwendige Bedarf an Ersatzorganen rechtfertige den Zwang, sich
zur Bereitschaft der Organentnahme am eigenen Körper erklären und verhalten zu
müssen. Am Horizont derartiger Abwägungen steht die biologistische Doktrin des
einen Volkskörpers, den zu verbessern schon früher sozialeugenischen und
rassistischen Denk- und Handlungsweisen Vorschub leistete.

Die Forderung, jeder BürgerIn zusätzlich zur Steuerpflicht einen Betrag vom
Konto für karitative Zwecke abzubuchen, mit der in einer notleidenden Region des
globalen Südens weit mehr Menschen gerettet werden könnten als durch die hiesige
Transplantationsmedizin, würde zweifellos als anmaßende Ermächtigung des Staates
über die Handlungsfreiheit seiner Bevölkerung zurückgewiesen werden. Nicht zur
Organspende bereiten Menschen mit moralischen Argumenten zu kommen ist in einer
Marktgesellschaft, in der das rationale Vorteilsstreben ihrer Subjekte politisch
gutgeheißen wird, ohnehin problematisch.

Zum einen, weil deren Reaktion auf diese Maßregelung darin bestehen könnte, den
Eigentumsanspruch auf die leibliche Hülle zu privatisieren, um den Verkauf
einzelner Organe an den meistbietenden Kunden zu legalisieren. Angesichts einer
zusehends kommerzialisierten, auf Kosteneffizienz und Ertragsziele getrimmten
Gesundheitswirtschaft krankt der Appell an die individuelle Hilfsbereitschaft
auch und gerade in einer hoch bepreisten Transplantationsmedizin an akuten
Glaubwürdigkeitsdefiziten. Der immer wieder erhobenen marktkradikalen Forderung
nach völliger Freigabe des Organhandels, der in Form des Organtourismus in
Länder des Globalen Südens längst Millionenumsätze generiert, ist auf diese
Weise kaum entgegenzutreten.

Auf der anderen Seite entspricht die Forderung, den Körper über bislang
etablierte Praktiken wie etwa die Blutspende als medizinische Ressource nutzen
zu können, der fortschreitenden Enteignung dessen, worüber die Menschen sowieso
nur begrenzt verfügen. Gehören sie der Lohnabhängigenklasse an, dann unterliegen
sie dem Zwang, auch ihre Gesundheit beeinträchtigende und ihrer inneren Einstellung
zuwiderlaufende Jobs annehmen zu müssen, um überleben zu können.

Weil der Gesetzgeber sich vorbehält, auch bei der aktuell geltenden
Entscheidungslösung in der Transplantationsmedizin das Lebensinteresse des einen
Menschen, von dem die Umstände seines Sterbens insbesondere im Falle der
Hirntoddefinition nicht zu trennen sind, gegen das des anderen zu stellen, wird
der Gedanke mitmenschlicher Solidarität demontiert, während er noch propagiert
wird. So bleiben fundamentale Gewißheiten zur vermeintlichen Unantastbarkeit des
eigenen Lebens auf der Strecke anwachsenden Zweifels und Mißtrauens. Das
Regierungsprinzip des Teilens und Herrschens auf den vermeintlich moralischen
und ethischen Prinzipien unterworfenen Bereich sozialer Reproduktion anzuwenden
ist durchaus folgerichtig. Wenn die Menschen den emanzipatorischen Kern des
Anspruches auf solidarisches Handeln ernst nähmen, könnte das Konsequenzen
haben, die dem Erhalt hierarchischer und antagonistischer Klassenverhältnisse
ganz und gar nicht förderlich wären.

Dabei sind für die Gewährleistung fundamentaler Lebensinteressen so viele sozial
verträglichere, wenn auch mit dem kapitalistischen Wettbewerb unvereinbare
Möglichkeiten denkbar, daß das System der Transplantationsmedizin als Ganzes auf
den Prüfstand und von grundauf neu konzipiert werden müßte, wenn es der von ihm
in Anspruch genommenen Werteorientierung gerecht werden wollte. Vordem ist die
Maßnahme, der Nutzung des eigenen Körpers in der Transplantationsmedizin aktiv
widersprechen zu müssen, als Angriff auf den Schutz jedes Individuums vor
fremden Zugriffen auf seine körperliche Integrität zu verstehen.

5. September 2018
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MELDUNG/270: Von Kreativität und Freude am Singen (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 04.09.2018

Von Kreativität und Freude am Singen



Juniper Hill ist neue Inhaberin des Lehrstuhls für Ethnomusikologie. Sie
interessiert sich unter anderem dafür, wie Musiker kreativ werden, und
will Menschen in ihrer neuen Heimat zum Singen bringen.

Wenn sich heutzutage überall in Irland Menschen zu einer besonderen Form
des gemeinsamen Singens treffen, ist Juniper Hill dafür verantwortlich.
Als sie 2009 an die Universität in Cork kam, rief sie dort einen Kurs im
sogenannten "Shape Note Singing" ins Leben. Aus ersten wöchentlichen
Treffen in Cork entwickelte sich eine lebhafte Szene, die sich nach und
nach über das ganze Land ausbreitete. "Heute ist die Szene groß; und ich
habe den Samen dafür gelegt", sagt die Musikwissenschaftlerin stolz.




[image: Foto: © Gunnar Bartsch]

"Shape Notes" unterscheiden sich von gewohnten Musiknotationen durch
Notenköpfe in unterschiedlichen Formen.

Foto: © Gunnar Bartsch



Seit Sommersemester 2018 ist Juniper Hill Professorin an der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU). Die gebürtige Kalifornierin
hat hier den Lehrstuhl für Ethnomusikologie inne und betreut in Zukunft den
dazugehörigen Studiengang. Ihre Forschungsinteressen sind breit gestreut -
sie reichen von traditioneller Musik in den Anden, in Finnland und
Südafrika über interkulturelle Beziehungen und Pädagogik bis hin zu
Überlegungen zum kreativen Prozess beim Musizieren. Dem "Shape Note
Singing" gilt ihre musikalische und pädagogische Leidenschaft.

Eine demokratische Form des Singens

"Shape Notes" sind - vereinfacht ausgedrückt - eine andere Form der
Notenschreibweise. Anders als in der westlichen Musiknotation sind hier
die Notenköpfe in unterschiedlichen Formen dargestellt. Sie repräsentieren
damit Tonhöhen, wie sie aus dem Do - Re - Mi - Fa - So - La - Si -
Do-System bekannt sind. "Es macht das gemeinsame Singen einfacher für
Menschen, die nicht darin trainiert sind, vom Blatt zu singen", erklärt
Hill die Vorteile dieses Systems.

Amerikanische Kirchenmusik bildete den Ausgangspunkt des "Shape Note
Singings". Von dort wechselte die Technik in die Folk Music, vor allem im
Süden der USA. "Die Menschen kommen zusammen, sitzen im Viereck, und
reihum wechseln sich die Leiter der jeweiligen Lieder ab", erklärt die
Ethnomusikologin. Es sei eine "sehr demokratische Form des gemeinsamen
Singens", bei der der Freude am Musizieren im Vordergrund stehe;
Perfektion sei nicht das Ziel, weshalb es auch keine Proben gebe, sondern
nur regelmäßige Treffen.

Im Oktober dieses Jahres will Juniper Hill auch in Würzburg das
Shape-Note-Singen starten. In ihrem Kurs sind dann nicht nur Mitglieder der
Uni willkommen; das Angebot stehe allen Interessierten offen. Einzige
Bedingungen: Die Teilnehmer sollten Spaß am Singen haben und regelmäßig an
den Treffen teilnehmen. Ob sie glaubt, damit den Startschuss für eine
Entwicklung zu geben, vergleichbar mit der in Irland? Sie sei selbst
gespannt, sagt Juniper Hill; ein vorrangiges Ziel sie dies allerdings
nicht.

Wie Ethnomusikologen arbeiten

"Ethnomusikologie unterscheidet sich durch ihre Methoden und Zugänge von
anderen Bereichen der musikalischen Forschung", erklärt Juniper Hill, wenn
man sie nach ihrer Arbeit fragt. Ethnomusikologen betrachten nach Hills
Worten die Rolle der Musik in der Kultur und der Gesellschaft und den
Einfluss von Kultur und Gesellschaft auf die Produktion von Musik. Sie
erforschen den gesamten musikalischen Prozess und beobachten den Menschen
bei der Musikproduktion. "Man kann also sagen, dass wir einen eher
anthropologisch und soziologisch orientierten Ansatz verfolgen", sagt
Hill. Dementsprechend sind Studien vor Ort, Interviews und teilnehmende
Beobachtungen fester Bestandteil ihrer Arbeit - mit dem Ziel zu verstehen,
wie und warum Menschen Musik machen.

Die Lust zum Reisen und das Interesse an fremden Menschen sind deshalb
wichtige Eigenschaften, über die ein Ethnomusikologe verfügen sollte.
Juniper Hill hat im Laufe ihrer wissenschaftlichen Karriere viel Zeit in
Ecuador verbracht und dort die Musik der Anden studiert. Es folgten lange
Aufenthalte in Südafrika und in Finnland, wo sie sogar Finnisch lernte -
eine Sprache, die nicht allein wegen ihrer 15 Fälle westliche
Muttersprachler vor hohe Hürden stellt. Man müsse als Ethnomusikologe
allerdings nicht unbedingt immer so weit reisen. So erforsche
beispielsweise der Doktorand Fabio Dick an ihrem Lehrstuhl aktuell den
Begriff "Heimat" in der bayerischen Popularmusik.

Forschung zu Kreativität

Kreativität bildet einen weiteren Schwerpunkt in der Forschung von Juniper
Hill. Das Ergebnis ihrer langjährigen Arbeit liegt seit kurzem vor: ein
272 Seiten starkes Buch mit dem Titel "Becoming Creative - Insights from
Musicians in a Diverse World". In dem Buch untersucht die
Wissenschaftlerin, wie soziale und kulturelle Faktoren Kreativität in der
Musik ermöglichen oder hemmen. Sie integriert dabei Perspektiven aus den
Bereichen Ethnomusikologie, Pädagogik, Soziologie und Psychologie und gibt
den Stimmen der praktizierenden Musiker und Musikpädagogen Raum.

Wie erforscht man Kreativität? "Ich habe mir unter anderem angeschaut, wie
Musik unterrichtet wird, wie Menschen das Musikspielen lernen", erklärt
die Professorin. Wie werden melodische Variationen gelehrt, was ist gut,
was wird akzeptiert, wie entwickelt man sein Wissen und seine Fähigkeiten?
Zusätzlich sind äußerst detaillierte Interviews mit Musikern wichtige
Grundlage ihrer Forschung. Was bedeutet Kreativität für sie, wann fühlen
sie sich kreativ, wann nicht? Wie bereiten sie sich auf das Improvisieren
vor, wie sieht ihr "Werkzeugkasten" dafür aus? Solchen Fragen geht Juniper
Hill in ihren Interviews nach. Ihr Ziel sei "ein phänomenologisches
Verstehen des kreativen Prozesses und seiner Einflüsse".

Und was hat sie sich für ihre Zeit in Würzburg vorgenommen? Sie stehe
gerade an einer Wegkreuzung, sagt Juniper Hill. Mit dem Erscheinen ihres
neuen Buchs sei ein Meilenstein erreicht, nun könne sie überlegen, wie es
weitergehen soll. Ein Ziel stehe allerdings schon fest: "Ich bin momentan
damit beschäftigt, für die Ethnomusikologie einen Master-Studiengang mit
nur einem Hauptfach zu entwickeln", sagt Hill. Aktuell gibt es diesen
Masterstudiengang nur in der Kombination mit einem zweiten Fach. Und wenn
das erledigt ist, könne sie sich vorstellen, mit Flüchtlingen zu arbeiten
und zu erforschen, wie sich bei ihnen Kreativität und gemeinschaftliches
Musizieren ausdrücken.

Juniper Hills Lebenslauf

Juniper Hill wurde in Seattle geboren und ist in Kalifornien
aufgewachsen. Sie hat Music and Latin American Studies an der Wesleyan
University und anschließend Ethnomusikologie an der University of
California, Los Angeles, studiert. Dort wurde sie auch promoviert. Für ihre
Forschung erhielt sie unter anderem ein Marie Curie Intra-European Research
Fellowship (2012/13), zwei Fulbright Fellowships (2011, 2002/03) und ein
Forschungsstipendium der Alexander-von-Humboldt-Stiftung (2007-2008).

Stationen ihrer wissenschaftlichen Karriere waren das University College
Cork, die University of California und das Pomona College. Kooperationen
im Bereich der Forschung unterhielt sie unter anderem mit der University
of Cambridge, der University of Cape Town, der Sibelius Academy, der
Universität Bamberg sowie der Universität von San Francisco in Quito,
Ecuador.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 04.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10122: Köln - Bruckners 5. Sinfonie in B-Dur mit dem Rundfunk-Sinfonieorchester Berlin, 8.9. (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 30.8.2018

Rundfunk-Sinfonieorchester Berlin spielt mit John Storgårds in
Kölns St. Maria im Kapitol

Konzert am 8. September im Rahmen der Reihe "Grundton D"



Das traditionsreiche Rundfunk-Sinfonieorchester Berlin kommt mit dem
finnischen Dirigenten John Storgårds nach Köln. ...

Am 8. September um 20.00 Uhr spielen die vielfach ausgezeichneten
Berliner Musiker Anton Bruckners 5. Sinfonie in B-Dur. Das Konzert
findet im Rahmen der Konzertreihe "Grundton D" statt, mit der sich der
Deutschlandfunk in Zusammenarbeit mit der Deutschen Stiftung
Denkmalschutz für erhaltenswerte und teilweise vom Verfall bedrohte
Baudenkmale einsetzen. Der Erlös des Konzerts fließt in den Erhalt von
St. Maria im Kapitol.

Deutschlandradio mit seinen Funkhäusern in Köln und Berlin ist
Hauptgesellschafter des Rundfunk-Sinfonieorchesters Berlin. Das
Gastspiel des 1925 gegründeten Ensembles, bei dem schon Größen wie
Sergei Prokofjew, Richard Strauss, Arnold Schönberg, Igor Strawinsky
oder Heinz Holliger am Pult standen, ist Teil der zentralen
Feierlichkeiten zum bundesweiten Tag des offenen Denkmals, die in
diesem Jahr in Köln stattfinden.

Konzert am Vorabend des Tages des offenen Denkmals: 8. September 2018,
20.00 Uhr

ANTON BRUCKNER

Sinfonie Nr. 5 B-Dur, WAB 105

Eintritt: EUR 25,- / EUR 20,- / EUR 15,- zzgl. VVK-Gebühr

Vorverkauf über www.koelnticket.de

Sendung: 26. Dezember 2018, Deutschlandfunk

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10121: Unna - Komponistinnen-Konzertreihe startet mit "La Porta Musicale" am 9.9.


Komponistinnen-Konzertreihe startet ins zweite Halbjahr



Kreisstadt Unna. Nach der Sommerpause startet die
Komponistinnen-Konzertreihe im Nicolaihaus mit ihrem vielfältigen
Programm ins zweite Halbjahr. Flyer mit Programminformationen liegen
ab sofort im i-Punkt und in der Unnaer Innenstadt aus.

Zum Saisonauftakt wird am kommenden Sonntag, 9. September 2018, um 17
Uhr das Duo "La Porta Musicale" mit unterschiedlichen Aspekten der
Musik des 17. und 18. Jahrhunderts im Nicolaihaus auftreten.

Die beiden Musikerinnen Gabriele Steinfeld und Anke Dennert haben für
die Unnaer Konzertreihe Stücke von Komponistinnen des Barocks quer
durch die europäischen Musikzentren zusammengestellt.

Auf dem Programm stehen unter anderem Werke von Anna Amalia von
Preußen oder auch der französischen Komponistin Elisabeth-Claude
Jacquet. Das Duo La Porta Musicale lädt die Zuhörerinnen und Zuhörer
mit dem Programm "Madame Musique" an diesem Abend zu einer
musikalischen Reise durch das barocke Europa ein und macht eine
vergangene Musikkultur atmosphärisch erlebbar.

In Kooperation mit dem Celloherbst am Hellweg wird dann am Sonntag,
14. Oktober 2018, um 17 Uhr das Junge Trio Münster im Nicolaihaus zu
Gast sein. Die beiden Streicherinnen Raisa Ulumbekova und Lydia
Schlegel sowie die Pianistin Mugi Kobayashi stellen an diesem
Konzertabend eine Auswahl an Komponistinnen vor, die ihren männlichen
Kollegen in nichts nachstanden, denen aber der vorherrschende
Zeitgeist ihrer Epoche Steine in den Weg ihres musikalischen Wirkens
legte. Im Fokus des Abends stehen Werke von Fanny Mendelssohn, Clara
Schumann und den Schwestern Nadia und Lili Boulanger.

Am Sonntag, 11. November 2018, um 17 Uhr ist die instrumentale
Bandbreite und das musikalische Spektrum des seit 22 Jahren
bestehenden Trios "Klezmers Techter" zu erleben.

Die drei Musikerinnen Gabriela Kaufmann, Almut Schwab und Nina Hacker
inspirieren sich mit ihrem Ideenreichtum gegenseitig immer wieder neu.
So reicht das Repertoire der Künstlerinnen von traditionellen
Interpretationen über Arrangements, die mit Elementen aus Tango und
Jazz angereichert werden, bis hin zu freien Improvisationen und
eigenen Kompositionen. "Klezmers Techter" lädt das Publikum ein, Teil
eines unvergesslichen Hörerlebnisses zu werden, das von einer
ansteckenden Freude am Musizieren geprägt ist, aber zugleich durch
eine tiefgründige Innigkeit eine sehr berührende Wirkung hat.

Karten zum Preis von 6 Euro im Vorverkauf und 8 Euro an der Abendkasse
gibt es ab sofort im i-Punkt im zib, Tel. 02303/103-777.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. September 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8816: Aus aller Welt - 05.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Präsident Macron ernennt neue Minister

Zwei Ministerrücktritte innerhalb weniger Tage zwingen Frankreichs
Staatschef Emmanuel Macron zu einer Regierungsumbildung. Nach dem
überraschenden Ausscheiden von Umweltminister Nicolas Hulot und
Sportministerin Laura Flessel holte Macron auf Vorschlag von
Premierminister Édouard Philippe den Präsidenten der
Nationalversammlung, François de Rugy, und die aus Rumänien stammende
Ex-Schwimmsportlerin Roxana Maracineanu in sein Kabinett. Von einer
Regierungskrise spricht niemand im Élyséepalast, doch der Druck auf
Macron und seinem umstrittenen Reformkurs dürfte nach den Rücktritten
der beliebten Amtsinhaber weiter steigen. Laut einer Umfrage sind
nur noch 31 Prozent der Franzosen mit der Amtsführung des
sozialliberalen Staatschefs zufrieden.

5. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8816: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Berliner Polizei geht weiter gegen arabische Großfamilien vor

Im Zuge einer Razzia in Berlin-Neukölln nahm die Polizei einen 28
Jahre alten Mann fest. Er soll Mitglied einer bekannten
arabischstämmigen Großfamilie in Berlin sein. Ihm werde unter anderem
vorgeworfen, gegen das Waffengesetz verstoßen zu haben, teilten die
Behörden mit. Die Beamten beschlagnahmten bei der Durchsuchung einer
Wohnung und eines kleinen Internetladens scharfe Munition, illegale
Medikamente und mehrere zehntausend Euro Bargeld. Nach Angaben der
Polizei hat die Razzia nichts mit der Schießerei zu tun, bei der zwei
Angehörige einer Großfamilie in Neukölln Sonntagnacht aus einem Auto
heraus niedergeschossen wurden.

5. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8813: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Gemeinsames Planspiel von EU und NATO stößt auf Kritik

Die Linkspartei kritisiert die für November geplante fünftägige
Krisenmanagementübung von EU und NATO zur Abwehr von komplexen
Cyberangriffen, Desinformation und Anschlägen. Nach Ansicht des
Bundestagsabgeordneten Andrej Hunko soll die Übung die Europäische
Union auf einen autoritären Kurs einschwören. Sogenannte hybride
Bedrohungen dienen als Sammelbegriff, um gegen Globalisierungskritik,
Migration und angeblich aus Rußland gesteuerte Desinformation
vorzugehen, sagte der Linke-Abgeordnete der Zeitung Neues
Deutschland. Hunke appellierte an die Regierung, die Bundeswehr und
die Polizei nicht an dem Planspieleinsatz teilnehmen zu lassen.

5. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8815: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Sachsens Ministerpräsident: Es gab keine Hetzjagd in Chemnitz

In seiner Regierungserklärung zu den Ausschreitungen in Chemnitz
warnte Sachsens Ministerpräsident Michael Kretschmer vor einer
pauschalen Diffamierung der Menschen dort. Es gab keinen Mob, es gab
keine Hetzjagd und es gab keine Pogrome in Chemnitz, sagte der
CDU-Politiker. Diejenigen Menschen, die nach der Tötung eines
35jährigen aus Wut auf die Straße gegangen seien, seien nicht
rechtsextrem. In Chemnitz habe es sehr klar Haß und die Verfolgung
unschuldiger Menschen gegeben, erklärte Bundeskanzlerin Angela Merkel
am Mittwoch in Berlin. Davon müsse man sich distanzieren, betonte die
CDU-Vorsitzende.

5. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8814: Tragisches und Kurioses - 05.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Der Schaufelnasen-Hammerhai lebt nicht von Fleisch allein

Die an der US-Küste beheimateten Schaufelnasen-Hammerhaie sind
Allesfresser. Das haben Biologen der Universität von Kalifornien
herausgefunden. Die Forscher fütterten Schaufelnasen-Hammerhaie über
drei Wochen mit Nahrung, die zu 90 Prozent aus Seegras und zu zehn
Prozent aus Tintenfisch bestand. Anschließend bestimmten sie die
Menge, die davon verdaut und ausgeschieden wurde. Wie die
Wissenschaftler im Fachmagazin Proceedings of the Royal Society B
schreiben, legten die Raubfische trotz des vegetarischen Futters an
Gewicht zu und zeigten auch sonst keine Anzeichen für
Mangelernährung.

5. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7899: Aus Forschung und Technik - 05.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Leck im Sojus-Raumschiff absichtlich verursacht?

Über das in der vergangenen Woche entdeckte Leck in der Außenhülle
des an der Internationalen Raumstation ISS angedockten
Sojus-Raumschiffs, das inzwischen von Sojus-Kommandant Sergej
Prokopjew abgedichtet werden konnte, wird weiter wild spekuliert. Ist
der zwei Millimeter lange Riß bei der Herstellung der Raumkapsel oder
durch eine vorsätzliche Einwirkung im Weltraum entstanden? Nach
Informationen der Raumfahrtbehörde Roskosmos wurde eine
Untersuchungskommission einberufen, deren Bericht voraussichtlich
Mitte des Monats vorliegen wird. Laut Roskosmos-Chef Dimitri Rogosin
überprüft die Kommission derzeit die Möglichkeit eines unsachgemäßen
Reparaturversuchs eines Raumfahrtmitarbeiters auf der Erde.

5. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7911: Aus aller Welt - 05.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Lateinamerikanische Staaten fordern Hilfe für Venezuela-Flüchtlinge

Vertreter von zehn lateinamerikanischen Ländern haben in der
ecuadorianischen Hauptstadt Quito nach zweitägigen Gesprächen eine
gemeinsame Erklärung zur Krise in Venezuela verabschiedet. Zum einen
plädieren Argentinien, Brasilien, Chile, Kolumbien, Costa Rica,
Ecuador, Mexiko, Panama, Paraguay, Peru und Uruguay für Einsetzung
eines Hilfsmechanismusses, welcher die Krise in Venezuela und die
Ursachen für die Massenflucht aus dem Land bekämpfen soll. Die
Regierung in Caracas wurde aufgefordert, humanitäre Hilfe zu
akzeptieren. Außerdem soll die Ausgabe von Reisedokumenten in
Venezuela erleichtert werden. Die Unterzeichnerstaaten selbst sind
bereit, Venezolaner mit abgelaufenen Personaldokumenten in ihr Land
zu lassen. Die Bolivarische Republik war an den Verhandlungen nicht
beteiligt. Bolivien, das an dem Treffen teilgenommen hatte,
unterzeichnete die Erklärung nicht. Die Dominikanische Republik hatte
sie aus formalen Gründen auch nicht unterzeichnet.

Die Vereinten Nationen geben die Zahl der seit 2015 aus Venezuela
wegen der dortigen Wirtschafts- und Gesellschaftskrise ausgewanderten
Menschen mit rund 1,6 Millionen an. Etwa die Hälfte von ihnen hat im
Nachbarland Kolumbien eine befristete Aufenthaltserlaubnis erhalten.
Weitere gut 400.000 Venezolaner leben inzwischen in Peru. Venezuelas
Präsident Maduro erklärte Anfang der Woche, in den zurückliegenden
beiden Jahren hätten 600.000 Menschen das Land verlassen.

5. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7871: Medizin und Gesundheitswesen - 05.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Rückerschmerzen immer häufiger ein Problem

Rückenschmerzen sind eine Volkskrankheit. Nach dem Krankenhausreport
der Barmer GEK soll sich die Zahl der Rückenschmerz-Patienten, die
stationär behandelt werden mußten, seit 2006 verdoppelt haben. Doch
oft kann ihnen nicht geholfen werden. Laut Report sollen nur ein
Drittel der Patienten 18 Monate nach ihrem Klinikaufenthalt
schmerzfrei sein.

5. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7899: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Polizei schützt Aufräumarbeiten von RWE im Hambacher Forst

Polizei ist erneut mit einem Großaufgebot und schwerem Gerät wie
Räumpanzern unter Hubschrauberdeckung in den Hambacher Forst bei
Düren eingerückt. Dort leben Dutzende Aktivisten und Aktivistinnen in
Baumhäusern, um die vom Braunkohletagebaubetreiber RWE für Oktober
geplanten Rodungen im Wald zu verhindern. Die Beamten sollten nach
eigenem Bekunden Aufräumarbeiten von etwa 200 RWE-Mitarbeitern, den
Abbau von Barrikaden und die Entfernung waldfremder Gegenstände
schützen - RWE sieht sich als Waldbesitzer dazu verpflichtet,
Rettungswege freizuhalten. Die Polizeibeamten sollten außerdem
eventuell vorhandene Beweismittel für bereits verübte oder noch
geplante Straftaten sowie alles, was gegen Polizeibeamte eingesetzt
werden könnte, sicherstellen. Zwei Gegenstände, welche sich als
Sprengstoffattrappen herausstellten, wurden gefunden. Ein dritter an
Sprengstoff erinnernder Gegenstand wurde zunächst noch untersucht.
Beamte sollen bei ihren Aktivitäten mit Feuerwerkskörpern beworfen
sowie mit Urin und Fäkalien besudelt worden sein. Den Beginn der
bevorstehenden Zwangsräumung des Waldes stellte die Operation noch
nicht dar, auch wenn einzelne Bäume gefällt werden sollten, um Platz
für einen Bagger zu schaffen.

5. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7823: Sprache, Kunst und Medium - 05.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Langfristige Kulturförderung in den Regionen gefordert

Der Deutsche Kulturrat hat eine langfristigere Finanzierung der Kultur
auf dem Lande in den neuen Bundesländern gefordert.

Laut Deutschlandfunk Kultur erklärte der amtierende Geschäftsführer
Olaf Zimmermann, Kultur sei eine dauerhafte Daseinsfürsorge wie
Wasser- und Stromversorgung oder der Straßenverkehr. Gerade vor dem
Hintergrund rechter Tendenzen gelte es um so mehr, in den Regionen
eine kulturelle Infrastruktur zu erhalten.

Bücherei, Kulturhaus, Heimatmuseum oder Gesangsverein hätten eine
wichtige gesellschaftliche Aufgabe, erklärte Zimmermann weiter. Sie
seien oft Ausdruck dafür, auf welche Weise Bürger Verantwortung für
ihr Umfeld übernähmen.

5. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7889: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Waffenstillstand für Tripolis

Die sich in Tripolis seit einigen Tagen bekämpfenden Milizen haben
mit Unterstützung durch den Uno-Gesandten Ghassan Salamé einen
Waffenstillstand vereinbart. Die Kämpfer stellen die militärische
Macht der vom Ausland unterstützten, weitgehend auf Tripolis
beschränkten libyschen Regierung von Ministerpräsident Fayiz
as-Sarradsch dar. Der Libyen-Mission der Vereinten Nationen (Unsmil)
zufolge sieht die Vereinbarung den Schutz von Zivilisten sowie
öffentlichen und privaten Eigentums vor. Außerdem soll der Ende
August geschlossene Flughafen von Tripolis wieder in Betrieb gehen.
Die Kämpfe der um Vorherrschaft rivalisierenden Milizen hatten
mindestens 50 Menschenleben gefordert. Die Regierungen der USA,
Frankreichs, Italiens und Großbritanniens riefen in einer gemeinsamen
Erklärung die libyschen Konfliktparteien auf, alles zu vermeiden, was
den Waffenstillstand und die Sicherheit der Zivilisten gefährden
könnte. Am Mittwoch (Ortszeit) wollte sich der Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen in New York zum Thema Libyen beraten. Libyen wird
seit dem gewaltsamen Sturz des Machthabers Gaddafi durch Frankreich,
Großbritannien und andere in weiten Teilen von militanten
Gruppierungen kontrolliert. Der Bürgerkrieg hält an.
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POLITIK/7903: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Antrittsbesuche von Außenminister Maas in Ankara

Bundesaußenminister Maas ist am Mittwoch in Ankara mit seinem
türkischen Amtskollegen Cavusoglu zusammengekommen, um über die
möglicherweise letzte Offensive syrischer und russischer Streitkräfte
in der syrischen Provinz Idlib, über die sieben in der Türkei laut
Maas aus politischen Gründen inhaftierten Deutschen und die
Menschenrechtslage in dem Gastgeberland zu sprechen. Außerdem standen
die bilateralen Beziehungen beider Länder auf der Agenda sowie
Wirtschaftsprojekte. Letztere stellen auf türkischer Seite das
wichtigste Anliegen dar. Vor dem Treffen mit Cavusoglu war Maas mit
dem Parlamentspräsidenten Yildirim zusammengekommen. Gespräche des
deutschen Außenministers mit dem türkischen Machthaber Erdogan
standen ebenfalls auf der Tagesordnung. Am Donnerstag wollte sich
Maas mit einigen Vertretern der über 7100 in der Türkei aktiven
deutschen Unternehmen treffen. Außerdem wollte er zusammen mit
Cavusoglu in Istanbul an einer Feier der dort seit 150 Jahren
präsenten deutschen Schule teilnehmen. Am 21. September kommt der
türkische Finanzminister nach Berlin. Erdogan wird in rund drei
Wochen in Deutschland von Bundeskanzlerin Merkel empfangen werden. Im
Oktober fliegt Bundeswirtschaftsminister Altmaier mit einer
Wirtschaftsdelegation in die Türkei.
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SONSTIGES/7873: Tragisches und Kurioses - 05.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Obdachlose Genueser wollen nach Brückeneinsturz in ihre Wohnungen

Hunderte Einwohner Genuas, die unter der vor gut drei Wochen teilweise
eingestürzten Autobahnbrücke ihre Wohnungen hatten, sind nur
behelfsweise untergekommen. Sie können die Etagenhäuser sehen, aber
sie dürfen diese nicht betreten, weil die Möglichkeit nicht
auszuschließen ist, daß weitere Fahrbahnteile abstürzen könnten.

Am 14. August war der Polcevera-Viadukt ohne Vorwarnung eingebrochen
und hatte mehr als dreißig Fahrzeuge mit in die Tiefe gerissen. Unter
der Brücke starben 43 Menschen, vier Verletzte werden noch im
Krankenhaus behandelt. Für gut 600 seitdem Obdachlose wurden bisher 85
Wohnungen bereitgestellt.

Nach einem Bericht der ARD wollen viele der Betroffenen nicht glauben,
daß es lebensgefährlich ist, sich in den Bereich unter der Brücke zu
wagen, um noch einiges aus ihren früheren Wohnungen zu holen. Doch auf
diese Forderungen kann sich die Stadtverwaltung nicht einlassen. Sie
will die Stümpfe der Brücke so schnell wie möglich abreißen lassen.
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SOZIALES/7900: Arbeit, Soziales und Familie - 05.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Befristete Beschäftigungsverhältnisse 2017 auf Höchststand

Im vergangenen Jahr hatten in Deutschland 3,2 Millionen Menschen
einen befristeten Arbeitsvertrag, wie Susanne Ferschl, die
stellvertretende Fraktionsvorsitzende Der Linken von der
Bundesregierung erfuhr. Demnach hatten die Befristungen gegenüber dem
Vorjahr um 10,5 Prozent zugenommen. Für 53 Prozent der Befristungen
hat kein Sachgrund vorgelegen. Die Linke bekräftigte ihre Forderung
nach möglichst wenigen befristeten Arbeitsverhältnissen und einem
Verbot sachgrundloser Befristungen zum Wohle der Beschäftigten.
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UMWELT/7882: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 05.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Elefantenbestand vor allem durch Wilderei bedroht

Eine Zählung brachte es an den Tag: Der Afrikanische Elefant läuft
Gefahr auszusterben. US-Forscher um die Ökologen Michael Chase und
Curt Griffen hatten in 18 afrikanischen Staaten gerade einmal 352.271
Elefanten gezählt. Bisherige Schätzungen waren von 400.000 bis
630.000 Exemplaren ausgegangen. Allein zwischen 2007 und 2014 sank
die Zahl der Afrikanischen Elefanten (Loxodonta africana) um 30
Prozent (144.000 Tiere). Als Grund dafür führen Experten vor allem
die Wilderei an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7888: Märkte und Finanzen - 05.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Quartalsbericht von Bayer geht auf Glyphosat-Klagen ein

Der Leverkusener Pharma- und Agrarchemiekonzern Bayer hat nach der
Übernahme des US-Konzerns Monsanto seinen aktuellen Quartalsbericht
vorgestellt. Unter anderem heißt es darin, in den USA seien rund 8700
Klagen im Zusammenhang mit dem Herbizid Glyphosat anhängig. Die Zahl
der Klagen werde sich voraussichtlich erhöhen. In einem ersten
Entschädigungsverfahren war Bayer zur Zahlung von rund 290 Millionen
Euro an einen sterbenskranken Monsanto-Kunden verpflichtet worden.
Der Hausmeister führte seine Krebserkrankung auf den Einsatz von
Glyphosat zurück, über dessen potentielle Gefährlichkeit er sich
nicht ausreichend informiert gesehen hätte. Bayer läßt die
Entscheidung des kalifornischen Geschworenengerichts überprüfen. Dem
Quartalsbericht zufolge hat Bayer sich gegen etwaige gesetzliche
Produkthaftungsansprüche im üblichen Umfang versichert und zudem eine
angemessene Vorsorge für anfallende Verteidigungskosten getroffen.

Die IARC, ein Gremium der Weltgesundheitsorganisation, hatte das
Totalherbizid Glyphosat 2015 als wahrscheinlich krebserregend
eingestuft. In der alltäglichen Anwendung soll diese Gefahr nicht
bestehen, wie die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit und
das zur WHO gehörende Joint Meeting on Pesticide Residues befanden.

Tausende weiterer Klagen im Zusammenhang mit dem Gerinnungshemmer
Xarelto und der Sterilisationsspirale Essure von Bayer liegen in den
USA vor.
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WISSENSCHAFT/7905: Aus Forschung und Technik - 05.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Virtual Reality auf dem Vormarsch

Anfangs herrschte die Ansicht vor, daß die Virtual Reality bloß eine
Spielerei ist, die wenig Durchsetzungsvermögen haben wird. Offenbar
ein Irrtum. Inzwischen gilt VR als neuer Heilsbringer. So sieht der
Branchenverband Bitkom in der VR ein großes Potential. Auch wenn sie
gegenwärtig noch von der Spielebranche dominiert wird, sind mit ihr
auch Musik- und Sportveranstaltungen, Filme oder Nachrichten möglich,
die die Erlebniswelt auf eine neue Stufe stellen könnten. Daher
glauben Experten, daß der Umsatz mit VR-Produkten und Inhalten allein
in Deutschland von gegenwärtig knapp 200 Millionen Euro bis 2020 auf
über eine Milliarde Euro wachsen wird.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





MELDUNG/292: Die Vermessung der Nanowelt (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 03.09.2018

Die Vermessung der Nanowelt

Forscher etablieren einen Maßstab zur genauen Bestimmung von Abständen
innerhalb einzelner Moleküle



Eine weltweite Studie mit Beteiligung von 20 Laboren hat eine Methode
etabliert und standardisiert, um die Abstände innerhalb einzelner
Biomoleküle bis auf ein Millionstel der Breite eines menschlichen Haares
exakt zu messen. Die Methode stellt eine wesentliche Verbesserung einer
Technologie namens "Einzelmolekül-FRET" (Förster Resonanz Energie
Transfer) dar, bei der die Bewegung und Wechselwirkung von
fluoreszenzmarkierten Molekülen auch in lebenden Zellen in Echtzeit
überwacht werden kann. Bisher wurde die Technologie hauptsächlich zur
Untersuchung von Veränderungen relativer Abstände verwendet, also um
festzustellen, ob sich Moleküle angenähert oder weiter voneinander
entfernt haben. Prof. Dr. Thorsten Hugel vom Institut für Physikalische
Chemie und dem BIOSS Centre for Biological Signalling Studies der
Universität Freiburg ist einer der leitenden Wissenschaftler der Studie,
die kürzlich in der Fachzeitschrift "Nature Methods" veröffentlicht worden
ist.

FRET funktioniert nach einem ähnlichen Prinzip wie Annäherungssensoren im
Auto: Je mehr sich das Objekt nähert, desto lauter oder häufiger werden
die Pieptöne. Statt auf Akustik zu setzen, basiert FRET auf
abstandsabhängigen Änderungen des Fluoreszenz-Lichts zweier Farbstoffe,
die mithilfe empfindlicher Mikroskope angezeigt werden. Die Technologie
hat die Analyse der Bewegung und der Interaktionen von Biomolekülen in
lebenden Zellen revolutioniert.

Hugel und seine Kolleginnen und Kollegen vermuteten, dass nach der
Etablierung eines FRET-Standards unbekannte Entfernungen mit großer
Sicherheit ermittelt werden können. Durch die Zusammenarbeit der 20 an der
Studie beteiligten Labore wurde die Methode so verfeinert, dass
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mit verschiedenen Mikroskopen und
unterschiedlicher Analysesoftware die gleichen Abstandstände auch im
Subnanometerbereich erhielten.

"Die absolute Abstandsinformation, die mit dieser Methode gewonnen werden
kann, ermöglicht es uns nun, Konformationen in beweglichen Biomolekülen
präzise zuzuordnen oder sogar deren Strukturen zu bestimmen", sagt Hugel,
der die Studie gemeinsam mit Dr. Tim Craggs (University of
Sheffield/Groß-Britannien), Prof. Dr. Claus Seidel (Universität Düsseldorf)
und Prof. Dr. Jens Michaelis (Universität Ulm) leitete. Solche dynamischen
Strukturinformationen führen zu einem besseren Verständnis der molekularen
Maschinen und Prozesse, die für das Leben grundlegend sind.


Originalpublikation:

Björn Hellenkamp, Sonja Schmid, et int., Jens Michaelis, Claus A.M.
Seidel, Timothy D. Craggs, Thorsten Hugel.

Precision and accuracy of single-molecule FRET measurements - a
multi-laboratory benchmark study.

In: Nature Methods

DOI: 10.1038/s41592-018-0085-0

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1532: Verkippte Impulse (idw)


Universität Konstanz - 04.09.2018

Verkippte Impulse



Der Konstanzer Physiker Prof. Dr. Peter Baum und sein Team erzeugten in
einer Kooperation mit Instituten aus München extrem kurze und speziell
geformte Elektronenimpulse für Materialstudien im Femstosekunden- oder
Attosekundenbereich

Die Welt besteht im Wesentlichen aus Atomen und Elektronen, die sich sehr
schnell bewegen. Zwar erreichen moderne Elektronenmikroskope genug
räumliche Auflösung, um Atome sichtbar zu machen, aber um auch deren
Bewegungen nachzuvollziehen, sind außerdem ultrakurze Messzeiten nötig: im
Femtosekunden- und Attosekunden-Bereich. Solche extrem schnellen
"Kamera-Verschlusszeiten" sind durch ultrakurze Elektronenimpulse zu
erreichen, die kürzer sind als die ablaufenden Prozesse. Je kürzer der
Impuls, desto höher die Auflösung. Ebenso wichtig ist jedoch eine spezielle
Formung dieser Impulse in Raum und Zeit, die an die Gegebenheiten der zu
untersuchenden Substanz angepasst werden muss.




[image: Bild: © Baum]

Elektronenimpulse (grün) werden mittels eines Strahls aus Laser-erzeugter
Terahertz-Strahlung (rot) in Raum und Zeit verkippt.

Bild: © Baum



Nun ist es dem Konstanzer Physiker Prof. Dr. Peter Baum und seinem Team
gelungen, ultrakurze Elektronenimpulse direkt mit den Lichtwellen von
Laserlicht in Raum und Zeit zu steuern und zu kontrollieren, nicht wie
bisher mit Mikrowellen. Neben einer daraus resultierenden Verkürzung der
Impulsdauer konnten die Forscher außerdem die Impulse "verkippen", das
heißt, sie in eine andere Richtung laufen lassen als senkrecht zur
Impulsfront. Die Ergebnisse sind in der aktuellen Ausgabe des
Wissenschaftsjournals Physical Review Letters nachzulesen.

Verkippte Impulse aus Elektronen bieten ein großes Potenzial für
Materialstudien, in denen die grundlegenden Veränderungen nur
Femtosekunden oder Attosekunden dauern, das sind Zeiträume zwischen 10-15
und 10-18 Sekunden. Diese Zeiten entsprechen der Dauer von
Atomschwingungen in Kristallen oder Molekülen beziehungsweise der Dauer
einer einzelnen Schwingung von Licht. Verkippte Impulse sind darüber
hinaus für Freie-Elektronen-Laser interessant, um mit noch intensiveren
und kürzeren Röntgenblitzen ebenfalls ultraschnelle Prozesse analysieren
zu können. "Unsere Ergebnisse zeigen, dass Elektronenimpulse jetzt ebenso
vielseitig geformt und gesteuert werden können wie Laserimpulse,
allerdings mit der mehr als tausendfach höheren Bildauflösung der modernen
Elektromikroskopie", fasst Peter Baum zusammen.

Die Quantenmechanik lehrt, dass im Allerkleinsten die Eigenschaften von
Objekten in Paaren verknüpft sind, wie zum Beispiel Ort und Impuls in der
Unschärferelation. Was gehört in diesem Sinne zur Verkippung? Aus der
Laseroptik ist schon lange bekannt, dass die Farben in verschiedene
Richtungen laufen müssen, dass also sogenannte Winkeldispersion vorhanden
sein muss. Mit ihren Experimenten fanden die Wissenschaftler aus Konstanz
und München nun heraus, dass diese Gesetze der Laseroptik ebenso für die
Materiewellen von Elektronen gelten, selbst wenn die Elektronen eine
Ruhemasse haben und nicht wie Laserlicht kohärent sind.

Es lässt sich vermuten, dass die gemessenen Beziehungen zwischen
Verkippung und Winkeldispersion sogar generell für alle Wellenphänomene in
der Physik ihre Gültigkeit behalten. In diesem Sinne ist nun die erzielte
Formung von Elektronenimpulsen in Raum und Zeit nicht nur von praktischem
Nutzen für die ultraschnelle Materialforschung, sondern auch von einem
grundlegenden physikalischen Interesse.

Faktenübersicht:


	Technik zur Formung von Elektronenimpulsen in Raum und Zeit für Materialstudien im Femstosekunden- oder Attosekundendenbereich

	Kooperation der Universität Konstanz mit der Ludwig-Maximilians-Universität München und dem Max-Planck-Institut für Quantenoptik München

	Das Projekt wurde unterstützt vom Europäischen Forschungsrat und dem Munich-Centre for Advanced Photonics der LMU

	Zum selben Thema auch: https://physics.aps.org/articles/v11/87



- uni.kn


Originalpublikation:

Dominik Ehberger, Andrey Ryabov, and Peter Baum.

Tilted Electron Pulses.

Phys. Rev. Lett. 121, 094801 (2018).

DOI: https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.121.094801
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AGRAR/389: Glyphosat - Bayer hat aufs falsche Pferd gesetzt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. September 2018

Glyphosat: Bayer hat aufs falsche Pferd gesetzt



Zur deutlich erhöhten Zahl zugelassener Glyphosat-Klagen in den USA und zum heutigen Glyphosat-Sonderausschuss im Europaparlament erklärt Harald Ebner, Sprecher für Gentechnik- und Bioökonomiepolitik:

Tausende weitere zugelassene Klagen in den USA zeigen: Der Alle-Pflanzen-Vernichter Glyphosat, den Bayer-Chef Baumann für eine 'Jahrhunderterfindung' hält, wird den Konzern noch teuer zu stehen kommen. Mit seiner forschen Behauptung, Glyphosat sei nicht verantwortlich für Krebserkrankung des Hausmeisters, der im ersten Bayer-Glyphosat-Prozess einen Millionen-Schadenersatz zugesprochen bekam, begibt Baumann sich auf dünnes Eis und setzt leichtfertig weiteres Vertrauen in die Traditionsmarke Bayer aufs Spiel. Bayer scheint sich nach der Übernahme ganz den Geschäftsgebaren von Monsanto anzupassen. Wie dreist der ehemalige US-Agrarkonzern und jetzige Bayer-Teil Öffentlichkeit und Behörden getäuscht hat, wurde heute im Glyphosat-Sonderausschuss der Europaparlaments noch ein Stück deutlicher.

Mit Monsanto und Glyphosat hat Bayer ganz klar aufs falsche Pferd gesetzt, weltweit geht der Trend inzwischen weg vom Allround-Pflanzenvernichter. Selbst in Deutschland hat sich sogar die schwarz-rote Koalition, die in derselben Konstellation erst letztes Jahr ganz Europa fünf weitere Jahre Glyphosat aufgedrückt hat, zumindest in der Theorie einen Glyphosat-Ausstieg als angebliches Ziel aufgeschrieben. Mit ,schnellstmöglich' und ,grundsätzlich' haben Union und SPD dafür allerdings extrem dehnbare Formulierungen gewählt, die jeder nach eigenem Gusto interpretiert. Passiert ist bisher nichts und Ministerin Klöckner will den Ausstieg offenbar lieber aussitzen als anpacken.

In giftfreie Pflanzenschutz-Alternativen investiert die Bundesregierung gerade mal vier Prozent ihrer Agrarforschungsmittel, Tendenz sinkend. Bei der jetzt anstehenden Zulassung der einzelnen glyphosathaltigen Pestizide für den deutschen Markt will die Bundesregierung erklärtermaßen keine Einschränkungen verordnen, obwohl genau das die einmalige Gelegenheit dafür wäre. Warum Glyphosat immer noch an Hobbygärtner verkauft wird, ist ohnehin unbegreiflich. Klöckners Vorgänger Schmidt hatte schon vor Jahren ein Privatanwender-Verbot angekündigt - passiert ist bis heute nichts.
 
Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





BILDUNG/906: Verabschiedung der neuen Hightech-Strategie - und täglich grüßt das Murmeltier


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. September 2018

Verabschiedung der neuen Hightech-Strategie: Und täglich grüßt das Murmeltier



Zur Verabschiedung der neuen Hightech-Strategie durch das Bundeskabinett erklärt Dr. Anna Christmann, Sprecherin für Innovations- und Technologiepolitik:

Mit der Neuauflage der Hightech-Strategie (HTS) verpasst die Bundesregierung zum wiederholten Male den dringend benötigten großen Wurf. Seit 2006 verkündet die Bundesregierung regelmäßig ein Sammelsurium an Einzelmaßnahmen als neue Hightech-Strategie. Bundesministerin Karliczek zählt eine Vielzahl an Herausforderungen auf - von gleichwertigen Lebensverhältnissen über den Kampf gegen Krebs bis zur Reduktion von Plastikmüll in der Umwelt. Doch sie schafft es nicht, dafür mehr Geld in ihrem Haushalt bereitzustellen und eine klare Priorisierung vorzunehmen. So erinnert die Hightech-Strategie eher an das täglich grüßende Murmeltier, das dann doch wieder in den Winterschlaf verfällt. Mit so kleinteiligen und nationalen Maßnahmen werden wir weder der Klimakrise noch den neuen Technologien gerecht.

Dass Karliczek angesichts der guten Haushaltslage keinerlei Ambitionen hegt, die bisherigen Aufwüchse in ihrem Etat fortzusetzen ist ein alarmierendes Signal für den Forschungs- und Innovationsstandort Deutschland. Damit wird einmal mehr deutlich, dass sich die Bundesregierung vom selbstgesteckten Ziel, 3,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts in Forschung und Entwicklung zu investieren, bereits wieder verabschiedet hat. Auch ist es gut und richtig, dass die HTS Zukunftskompetenzen, gerade im Bereich der digitalen Bildung, klar benennt. Wenn sich die Umsetzung allerdings wie beim DigitalPakt Schule über Jahre hinzieht, stellt sich die Frage, welche Generation dann davon profitieren wird.
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FINANZEN/1497: Mehr Anstrengung beim Kampf gegen Steuerdumping


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. September 2018

Mehr Anstrengung beim Kampf gegen Steuerdumping



Zu Olaf Scholz widersprüchlichen Aussagen in Bezug auf eine europäische Digitalsteuer erklären Dr. Danyal Bayaz, Startup-Beauftragter, und Lisa Paus, Sprecherin für Finanzpolitik:

Dr. Danyal Bayaz:

"Olaf Scholz laviert beim Thema Steuerdumping herum. Ehe auf europäischer Ebene die Verhandlungen für die Besteuerung digitaler Konzerne richtig begonnen haben, sendet der Finanzminister widersprüchliche Signale. Zwar gibt es beim aktuellen Kommissionsvorschlag zur Besteuerung digitaler Unternehmen offene Fragen über den richtigen Ansatz. Aber die konkreten fachlichen Fragen bei einer europäischen digitalen Extra-Umsatzsteuer müssen weiter diskutiert werden. Langfristig würde die Einführung einer Gemeinsamen Konsolidierten Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage (GKKB) mit angemessenen Mindeststeuersätzen in Europa eine umfassende Lösung bieten, Steuerdumping insgesamt verhindern. Durch Implementierung einer virtuellen Betriebsstätte nach Vorschlag der Kommission würde zudem sichergestellt, dass jeder Mitgliedsstaat der EU angemessen am Steueraufkommen beteiligt würde."

Lisa Paus:

"Olaf Scholz wird in Europa zum Bremsklotz im Kampf gegen Steuerdumping und für mehr Steuergerechtigkeit. Nach der Finanztransaktionssteuer und den Vorstößen für mehr Steuertransparenz von Großkonzernen soll jetzt auch die Digitalsteuer der Blockadehaltung von Herr Scholz zum Opfer zu fallen.

In der Zwischenzeit führt die aggressive Steuervermeidung einiger digitaler Großunternehmen weiter zu Steuerausfällen in Milliardenhöhe und einem unfairen Wettbewerb. Wir brauchen jetzt Lösungen. Schon deshalb sollte die Digitalsteuer unbedingt auf dem Tisch bleiben. Auch die Ideen zu einer virtuellen Betriebsstätte sollte unbedingt konkretisiert werden."
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FINANZEN/1496: Grundsteuerreform - Finanzministerkonferenz muss endlich Modelle debattieren




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. September 2018

Grundsteuerreform: Finanzministerkonferenz muss endlich Modelle debattieren

 
Anlässlich der morgen tagenden Finanzministerkonferenz von Bund und Ländern erklärt Stefan Schmidt, Sprecher für Kommunalfinanzen:
 
Der Richterspruch des Bundesverfassungsgerichts, der die Grundsteuer für verfassungswidrig erklärt hat, ist nun beinahe ein halbes Jahr alt. So lange sitzt Bundesfinanzminister Olaf Scholz bereits mit gefalteten Händen in seinem Ministerium, ohne die Grundsteuerreform voran zu bringen. Wie genau die Grundsteuer ausgestaltet werden soll, wird mittlerweile schon fast zur Nebensächlichkeit angesichts des drohenden Szenarios, überhaupt keine Einigung zwischen den Ländern innerhalb der vom Bundesverfassungsgericht gesetzten Frist zu erzielen. Damit verspielt der Bundesfinanzminister nicht nur das Vertrauen der Städte und Gemeinden, sondern auch kommunale Einnahmen in Höhe von 14 Milliarden Euro. Angesichts des akuten Investitionsstaus in Höhe von 159 Milliarden Euro sind die Gemeinden aber dringend auf diese dritthöchste kommunale Einnahmequelle angewiesen.
 
Diese Gefahr haben auch die Länder ausgemacht und in einem gemeinsamen Schreiben von sechs Landesfinanzministerinnen und -ministern an den Bundesfinanzminister artikuliert. Vor dem Hintergrund dieses Reformdrucks erwarte ich von der Finanzministerkonferenz nun auch zügig in die Modelldebatte einzusteigen. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass Olaf Scholz endlich mit seiner übertriebenen Rücksichtnahme auf den Koalitionspartner CSU bricht. Denn offensichtlich ist es nur die CSU, die mit ihrem Beharren auf einer reinen Flächensteuer verhindert, dass wertorientierte Modelle in den Mittelpunkt rücken. Nur sie stellen aber sicher, dass in Zukunft gerecht besteuert werden kann und die Kommunen auch ein Steuerungsinstrument für Bauen und Wohnen in die Hand bekommen. Einer reine Flächensteuer, wie von der CSU gefordert, würde hingegen eine erneute Pleite vor dem Bundesverfassungsgericht drohen.
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FRAKTION/091: Katrin Göring-Eckardt u. Anton Hofreiter - Statement zum Auftakt der Fraktionsvorstandsklausur


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. September 2018

Katrin Göring-Eckardt u. Anton Hofreiter - Statement zum Auftakt der Fraktionsvorstandsklausur



Nachfolgend erhalten Sie Auszüge aus dem heutigen Statement zum Auftakt der Fraktionsvorstandsklausur von Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter.

Katrin Göring-Eckardt:

KLIMA

Die Klimafrage brennt. Es gibt immer mehr Starkregen, Wetterextreme, Dürreperioden, all diese Veränderungen sind menschengemacht. Wenn wir jetzt nicht handeln, dann wird die Realität immer problematischer werden. Die Klimafrage brennt. Die Klimakrise ist real. Wir müssen jetzt handeln. Wir müssen jetzt alle Register ziehen, aus der Kohle aussteigen, eine echte Verkehrswende voranbringen und in der Landwirtschaft dafür sorgen, dass anständige Landwirtschaft selbstverständlich ist und dass am Ende nicht in ein paar Jahren mehr Plastik als Fische im Meer schwimmt.

Wir haben es in der Hand, diese Erde für die kommenden Generationen zu schützen oder weiter dafür zu sorgen, dass sie zerstört wird. Es geht um unsere Art zu leben. Es geht um unsere Art des Wirtschaftens. Deswegen müssen wir jetzt alle Register ziehen. Und alle, die das bestreiten, und alle, die nicht handeln, vergehen sich an den kommenden Generationen und vergehen sich auch schon an unserer Generation. Das werfe ich den Regierungen Merkel vor, das werfe ich all denjenigen vor, die immer weiter hinauszögern, die immer zu klein handeln, und die immer versuchen, andere Ausreden dafür zu finden, dass man nicht handeln muss.

WOHNEN

Der Vorschlag von Frau Barley zeigt, dass sie das Problem erkannt hat, und dass der gute Wille da ist. In der Praxis nützt es aber nichts, was jetzt auf dem Papier steht. Wir brauchen eine Verlängerung der Mietpreisbremse auf zehn Jahre, weil sie in vielen Städten in dieser Republik ausläuft. Das ist die soziale Frage, um die es geht, und trotzdem werden weiter Ausnahmen zugelassen, trotzdem werden weiter sinnlose Modernisierungsmaßnahmen, die zu Mietsteigerungen führen, zugelassen. Wir akzeptieren das nicht als eine Antwort auf die Probleme. Und ja, wir brauchen Wohnungsbau. Wir brauchen mehr sozialen Wohnungsbau. Das muss aber so sein, dass es durch eine zeitliche Bindung nicht Mitnahmeeffekte gibt wie beispielsweise beim Baukindergeld. Sondern es muss so sein, dass selbstverständlich ist: Da, wo öffentliches Geld reinfließt, werden diese Wohnungen auch dauerhaft immer öffentlich für sozial Schwache verfügbar bleiben. Ich möchte, dass alte Leute nicht aus ihrem Kiez vertrieben werden. Ich möchte, dass Familien gut leben können und dass sie sich sicher sein können, dass das auch für die Zukunft gilt und nicht nur mal eben für ein paar Jahre, damit sich irgendwie der Kabinettsfrieden in der Bundesregierung herstellen lässt.

Anton Hofreiter:

RECHTSEXTREMISMUS

Die Bundesregierung und die Staatsregierung in Sachsen müssen endlich anerkennen, dass es ein großes Problem mit Rechtsradikalismus bei uns in Deutschland gibt, insbesondere auch in Sachsen. Als erste Maßnahme wäre nötig, dass man die Sicherheitsbehörden auf Vordermann bringt. Das betrifft auf der einen Seite den Verfassungsschutz auf Bundesebene, auf der anderen Seite die Sicherheitsbehörden insgesamt in Sachsen. Die Bürgerinnen und Bürger haben in ganz Deutschland einen Anspruch darauf, dass sie nicht von Rechtsradikalen durch die Straßen gejagt werden. Der sächsische Ministerpräsident muss endlich eingestehen, dass in den letzten über 20 Jahren, in denen die CDU Sachsen regiert hat, dieses Problem ignoriert worden ist. Es wäre gut, wenn sich Herr Kretschmer für das Versagen seiner Landesregierung entschuldigen würde.

Beim Kampf gegen Rechtsextremismus gilt es, nicht nur auf Sachsen zu schauen, es ist ein deutschlandweites Problem. Es genügt natürlich nicht, nur eine funktionierende Polizei und funktionierende Sicherheitsbehörden zu haben, sondern man muss das Problem auf allen Ebenen angehen. Man muss dafür sorgen, dass politische Bildung in den Schulen ausreichend stattfindet. Man muss ausreichend Präventionsarbeit machen und es kann nicht sein, dass Initiativen, die sich gegen Rechtsradikale engagieren, immer unter Druck stehen und Sorge haben, ob nächstes Jahr das Geld noch vorhanden ist. Auch da muss dafür gesorgt werden, dass das verstetigt wird.

TÜRKEI

Die Türkei ist in einer massiven Krise. Es wäre jetzt angesagt, dass die Bundesregierung in dieser Krise klare Worte in Richtung Türkei und Erdogan findet. Die Türkei unter Erdogan ist ein Land geworden, in dem die Pressefreiheit nichts gilt, die Menschenrechte mit Füßen getreten werden und Herr Erdogan immer wieder Geiseln nimmt, um damit andere Länder unter Druck zu setzen. Man könnte diese Krise als Chance nutzen und sagen: Ja, wir unterstützen die Türkei - unter der Bedingung, dass die Menschenrechte wieder gelten, dass die Pressefreiheit wiederhergestellt wird und dass alle Geiseln bedingungslos freigelassen werden. Meine große Sorge ist allerdings, dass die Bundesregierung es an klaren Worten und klaren Maßnahmen vermissen lässt - aus Angst, dass wieder Geflüchtete aus der Türkei kommen. Was ich von Herrn Maas erwarte, sind klare Worte zu Menschenrechten und zur Pressefreiheit und Druck auf Herrn Erdogan, diese wiedereinzuführen.
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SOZIALES/1913: Bundesregierung versagt beim Mieterschutz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. September 2018

Bundesregierung versagt beim Mieterschutz



Zum heute im Kabinett gefassten Beschluss zum Mietpreisgesetz erklärt Chris Kühn, Sprecher für Wohnungspolitik:

Die kosmetischen Reförmchen von Barley reichen nicht aus, um die Mietenexplosion zu stoppen. Die Union ist der größte Bremsklotz beim Mieterschutz in Deutschland. Immer nach dem Motto, so wenig Wirkung wie möglich. Die Mietpreisbremse krankt weiter daran, dass sie in zahlreichen deutschen Großstädten in zwei Jahren ausläuft. Auch die vielen Ausnahmen sorgen dafür, dass sie nicht wirkt. Daran wird sich auch zukünftig nichts ändern. Da helfen auch nicht mehr Auskunftsrechte. Die Absenkung der Modernisierungsumlage auf acht Prozent wird die Menschen mit kleinerem Einkommen nicht vor Verdrängung schützen. Notwendige Verbesserungen beim Kündigungsschutz oder bei der Begrenzung von Mieterhöhungen werden gar nicht erst angegangen. Die Bundesregierung versagt beim Mieterschutz auf ganzer Linie.

Wer Menschen in der Unsicherheit lässt, ihr zu Hause zu verlieren, braucht sich nicht wundern, wenn diese sich vom Staat nicht mehr ausreichend geschützt fühlen. Deswegen fordern wir eine echte Mietpreisbremse ohne unnötige Ausnahmen, die mindestens zehn Jahre gilt und die deutlich mehr Mietverträge erfasst als heute. Auch Mieterhöhungen in bestehenden Mietverhältnissen müssen deutlicher begrenzt werden. Energetische Modernsierungen dürfen nicht mehr als Feigenblatt dafür herhalten, wenn unliebsame Mieter mit kleinem Geldbeutel verdrängt werden sollen. Nur noch sechs Prozent der Kosten und nur noch für Maßnahmen für Barriereabbau, Klima- und Einbruchschutz sollten umgelegt werden dürfen - bis maximal zwei Euro pro Quadratmeter. Außerdem fordern wir einen besseren Kündigungsschutz und mehr MieterInnenrechte gegenüber Großvermietern.
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BILDUNG/1004: Wir erwarten Kulturwandel in Wissenschaft und Forschung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. September 2018

Wir erwarten Kulturwandel in Wissenschaft und Forschung

Hightech-Strategie 2025 beschlossen



Mit der heute beschlossenen Hightech-Strategie 2025 formuliert die
unionsgeführte Bundesregierung Ziele, Schwerpunkte und Meilensteine
der Forschungs- und Innovationspolitik für die nächsten Jahre. Hierzu
erklären der bildungs- und forschungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert Rupprecht, und der zuständige
Berichterstatter Stefan Kaufmann:

Albert Rupprecht: "Transfer, Sprunginnovationen,
Unternehmergeist, offene Innovationskultur, konsequente
Anwendungsorientierung - das sind für uns die Leitbegriffe der
Hightech-Strategie. Mit der Strategie verlangen wir einen
Kulturwandel in Wissenschaft und Forschung - hin zu einer Kultur, die
den Transfer zum Nutzen von Wirtschaft und Gesellschaft als die
bestimmende Geschäftsgrundlage von Forschung sieht. Der Dreiklang
"Wissenschaft, Forschung, Transfer" soll den Takt angeben.

Mit der Agentur für Sprunginnovationen, der Transferinitiative, einer
gezielten Gründungsunterstützung durch Gründungsinkubatoren und
Experimentierräumen, der steuerlichen Forschungsförderung sowie
steuerlichen Anreizen für Wagniskapital schaffen wir die Strukturen
für den Kulturwandel. Wissenschaft und Forschung sind in der Pflicht,
diese Kultur als Selbstverständnis zu leben."

Stefan Kaufmann: "Die Hightech-Strategie 2025 ist unser
Fahrplan zum Erreichen des 3,5 Prozent-Ziels, das wir im
Koalitionsvertrag auf Initiative von CDU und CSU vereinbart haben.
Mit der Schwerpunktsetzung auf die Digitalisierung in allen wichtigen
Lebensbereichen erhält die Hightech-Strategie ein wichtiges Update.
Innovationen werden dank klar formulierter Missionen künftig noch
besser auf die Bedürfnisse der Menschen in unserem Land fokussiert.

Unser Ziel ist es, den Wohlstand Deutschlands durch mehr Mut zu
Zukunftstechnologien weiterhin zu sichern. Deshalb bauen wir den
ressortübergreifenden Ansatz der Hightech-Strategie in der
Forschungs- und Innovationspolitik weiter aus und verstärken die
Zusammenarbeit aller relevanten Akteure. Uns ist bewusst, dass wir
den Standort Deutschland nur durch noch größere Anstrengungen im
Bereich der Innovations- und Technologieförderung sichern werden. Die
Hightech-Strategie 2025 bietet hierfür den richtigen Rahmen."
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EUROPA/925: Einen statt spalten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 5. September 2018

Einen statt spalten



Zur Kandidatur von Manfred Weber als Spitzenkandidat der Europäischen
Volkspartei (EVP) für die Europawahl und damit Bewerbung um das Amt
des Präsidenten der Europäischen Kommission können Sie den
europapolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Florian
Hahn, wie folgt zitieren:

"Die Kandidatur Manfred Webers als Spitzenkandidat der Europäischen
Volkspartei (EVP) bei den Europawahlen im Mai nächsten Jahres ist
eine Riesenchance für Europa. Weber hat als Fraktionsvorsitzender der
EVP im Europaparlament bewiesen, dass er die Fraktion zusammenhalten
kann, statt sie zu spalten. Genau das ist es, worauf es jetzt in
Europa besonders ankommt: Einen statt spalten! Manfred Weber steht
für ein selbstbewusstes, geeintes und demokratisches Europa, das sich
auf das Wesentliche konzentriert. Für ihn steht der Zusammenhalt
Europas an erster Stelle. Deshalb hat er für seine Kandidatur die
volle Unterstützung der Europapolitiker der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag. Der CSU-Politiker hat darüber hinaus die Chance,
der erste EU-Parlamentarier und der erste Deutsche nach über 50
Jahren zu sein, der zum Kommissionschef aufsteigt."
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INNEN/3402: SPD fährt Schlingerkurs in der Zuwanderungspolitik


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 5. September 2018

SPD fährt Schlingerkurs in der Zuwanderungspolitik



Zu dem aktuellen Beschluss des Berliner SPD-Landesverbandes, sich
gegen eine Ausweitung der sicheren Herkunftsstaaten auszusprechen,
können Sie den innenpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Mathias Middelberg, wie folgt zitieren:

"Die SPD fährt in der Zuwanderungspolitik einen verantwortungslosen
Schlingerkurs. Justizministerin Barley wollte den Familiennachzug zu
Gefährdern ermöglichen, in den Ländern wehren sich SPD-Innenminister
gegen die Einrichtung der AnKER-Zentren, jetzt stößt der Berliner
Landesverband mit dem Nein zur Ausweitung der sicheren
Herkunftsstaaten die Parteiführung der SPD vor den Kopf. Die
Einstufung der Maghreb-Staaten und Georgiens als sichere
Herkunftsstaaten ist genau das richtige Mittel, um unser Asylsystem
zugunsten der tatsächlich Schutzbedürftigen zu entlasten: In den
vergangenen Jahren konnten weit über 95 Prozent der Asylbewerber aus
diesen Staaten keine Schutzbedürftigkeit vorweisen. Die Einstufung
als sichere Herkunftsstaaten erlaubt eine Beschleunigung des
Verfahrens; die wenigen tatsächlich Verfolgten können weiterhin
anerkannt werden.

Die SPD muss sich gut überlegen, ob sie bei dieser Sachlage
tatsächlich die mit langen Verfahren verbundenen Kosten für die
Allgemeinheit rechtfertigen kann. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion will
den Anreiz für Nordafrikaner und Georgier, sich aus wirtschaftlichen
Gründen nach Deutschland aufzumachen, so weit wie möglich reduzieren -
 erst recht mit Blick auf die große kriminelle Auffälligkeit dieser
Personengruppen in Deutschland."
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RECHT/878: Mietrechtsanpassungsgesetz jetzt im parlamentarischen Verfahren genau unter die Lupe nehmen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 5. September 2018

Mietrechtsanpassungsgesetz jetzt im parlamentarischen Verfahren
genau unter die Lupe nehmen



Zu dem am heutigen Mittwoch vom Bundeskabinett auf den Weg gebrachten
Mietrechtsanpassungsgesetz können Sie die rechtspolitische Sprecherin
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, wie
folgt zitieren:

"Das Bundeskabinett hat heute das Mietrechtsanpassungsgesetz
beschlossen. Zusammen mit der Sonder-AfA für den Mietwohnungsbau und
dem Baukindergeld, bildet das Mietrechtsanpassungsgesetz ein
Maßnahmenpaket, um das Wohnen auch in der Zukunft bezahlbar zu
machen. CDU und CSU werden jetzt im parlamentarischen Verfahren
darauf achten, dass die Regelungen für Mieter und Vermieter
praktikabel sind und den Vereinbarungen des Koalitionsvertrages
entsprechen. Wir werden dabei auch im Blick behalten, dass die vielen
privaten Vermieter nicht durch überzogene bürokratische Anforderungen
belastet werden."
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AUSSEN/1774: Ein neuer schmutziger Deal mit Erdogan droht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. September 2018

Ein neuer schmutziger Deal mit Erdogan droht



"Als Handlungsreisender will Bundesaußenminister Heiko Maas bei seinem Besuch in Ankara allem Anschein nach neue schmutzige Deals mit dem türkischen Staatspräsidenten Recep Tayyip Erdogan vereinbaren. Die Bundesregierung darf Erdogan weder mit Waffen noch mit neuen Finanz- und Kredithilfen unter die Arme greifen. Maas` Türkeireise ist eine offene Absage an die von der Bundesregierung vielbeschworene werteorientierte Außenpolitik. Statt Imagepflege für Despoten zu betreiben und mit Erdogan zu kungeln, braucht es klare Ansagen, die den Demokraten in der Türkei den Rücken stärken", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Die Bemühungen um eine Normalisierung der Beziehungen mit der Türkei sind das absolut falsche Signal, da Deutsche als politische Geiseln Erdogans weiter eingekerkert sind. Maas` Tête-à-Tête mit dem Diktator Erdogan ist aber auch ein Schlag ins Gesicht der verfolgten Oppositionellen in der Türkei. Während friedliche Proteste wie die der Samstagsmütter, die in Istanbul an verschwundene Angehörige erinnern, brutal zerschlagen und verboten werden, ist das Werben des deutschen Außenministers um die Gunst Erdogans schlicht beschämend. Maas muss der von türkischen Regierung geforderten Erweiterung der Zollunion, der Fortführung der EU-Beitrittsgespräche und Visaliberalisierung angesichts der Menschenrechtsverletzungen und Massenverhaftungen von Andersdenkenden in der Türkei offen widersprechen."

 * 
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FINANZEN/1517: Digitalsteuer - Olaf Scholz hat sich vergoogelt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. September 2018

Digitalsteuer: Olaf Scholz hat sich vergoogelt



"Finanzminister Olaf Scholz verabschiedet sich nach Steuertransparenz für Konzerne und einer echten Finanztransaktionsteuer nun womöglich auch von der Google-Steuer. Sozialdemokratische Finanzpolitik im 21. Jahrhundert geht anders. Die Behauptung, Google & Co hätten keine Wettbewerbsvorteile, die eine Ausgleichssteuer rechtfertigen, ist grotesk", kommentiert Fabio De Masi, stellvertretender Fraktionsvorsitzender und finanzpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die Berichterstattung über Pläne des Bundesfinanzministeriums, eine Steuer auf digitale Wertschöpfung durch die EU sowie dahingehende Pläne auf Ebene der OECD zu blockieren. De Masi weiter:

"Die SPD scheint für das Finanzressort gekämpft zu haben, damit man Sehnsucht nach Wolfgang Schäuble bekommt. Minister Scholz schützt Steueroasen mit seinem Veto gegen eine öffentliche Berichtspflicht von Konzernen über ihre Gewinne und gezahlten Steuern in den EU-Staaten. Die großen Spieler an den Finanzmärkten werden durch die vollständige Verwässerung der Finanztransaktionssteuer hin zu einer Börsenumsatzsteuer geschont. Nun fällt die Internetsteuer, wenn Deutschland auch bei der Digitalsteuer zur Veto-Macht in EU und OECD wird.

Das BMF sollte die Daten offenlegen, nach denen die Internetmultis angeblich keine Wettbewerbsvorteile gegenüber inländischen Unternehmen durch ihre Steuertricks erzielen. Offenbar hat sich Olaf Scholze da vergoogelt. Dies widerspricht allen Zahlen der EU-Kommission sowie der OECD. Zur Herstellung von Steuergerechtigkeit muss Deutschland endlich seine Blockade bei öffentlicher Konzerntransparenz aufgeben und umgehend Quellen- bzw. Strafsteuern auf Finanzflüsse in Steueroasen einführen, um die Verschiebung von Konzerngewinnen zu unterbinden."

 * 
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BUNDESTAG/7489: Heute im Bundestag Nr. 641 - 05.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 641

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. September 2018, Redaktionsschluss: 12.03 Uhr

1. Toilettenanlagen auf Bahnhöfen

2. Messstationen für Luftschadstoffe

3. FDP fragt nach Wolfsmanagement

4. Pläne zur bleihaltigen Jagdmunition

5. Folgen der Trockenheit für die Wälder

6. Defizite bei der Abwicklung von Fraktionen



1. Toilettenanlagen auf Bahnhöfen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) 730 der von der Deutschen Bahn Station&Service AG
betriebenen Verkehrsstationen verfügen über Toiletten, die den Kunden zur
Nutzung bereitgestellt werden. Davon sind ungefähr 60 Prozent barrierefrei
zugänglich. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/4020) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3660) hervor. Die Gebühr für die
Toilettennutzung betrage in der Regel an allen Standorten 50 Cent
beziehungsweise ein Euro, heißt es in der Antwort. "Ein Nutzungsentgelt in
dieser Höhe ist auch in anderen bewirtschafteten Toilettenanlagen üblich",
schreibt die Bundesregierung.

 * 

2. Messstationen für Luftschadstoffe

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem Stand der Umsetzung des Beschlusses der
Verkehrsministerkonferenz zur Überprüfung der Messstationen für
Luftschadstoffe erkundigt sich die Fraktion der FDP in einer Kleinen
Anfrage (19/4035). Die Abgeordneten verweisen darauf, dass auf der
Konferenz der Verkehrsminister der Länder am 19. und 20. April 2018 in
Nürnberg der Beschluss gefasst worden sei, die Messstationen für
Luftschadstoffe in den Städten auf ihre Vereinbarkeit mit den
entsprechenden EU-Vorgaben zu prüfen. Die geforderten objektiven
Belastungswerte seien entscheidend für die erforderliche Rechtskonformität
der Luftreinhaltepläne, schreibt die FDP-Fraktion. Die Installation der
Messeinrichtungen sollten bundes- und europaweit nach einem einheitlichen
Maßstab erfolgen, da Vergleiche der Messergebnisse und die erforderliche
rechtliche Gleichbehandlung der vor Ort Betroffenen ansonsten unmöglich
seien. Daher müssten Fragen wie nach der vorgeschriebenen räumlichen
Repräsentativität der Messungen für ein größeres Gebiet in einer Stadt und
nicht nur für einen kleinen Raum in unmittelbarer Nähe der Messstation
geklärt werden.

Die Verkehrsministerkonferenz, so heißt es in der Vorlage weiter, habe das
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur gebeten, "den
angestoßenen Validierungsprozess wissenschaftlich und administrativ mit dem
Ziel einer kurzfristigen Abwicklung und einer länder- und
europaübergreifenden Einheitlichkeit in enger Abstimmung mit den
zuständigen Behörden in den Ländern zu koordinieren". Die Liberalen wollen
nun wissen, welche Anstrengungen die Bundesregierung inzwischen unternommen
hat, um den Beschluss der Verkehrsministerkonferenz umzusetzen. Gefragt
wird auch, ob der Bundesregierung Hinweise oder Erkenntnisse darüber
vorliegen, "ob insbesondere an besonders belasteten Orten Messstellen in
den zurückliegenden Jahren durch die jeweils zuständigen Behörden bewusst
versetzt und neu eingerichtet worden sind, so dass in der Folge höhere
Messwerte erzielt werden konnten".

 * 

3. FDP fragt nach Wolfsmanagement

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion stellt die "Wolfspolitik" der
Bundesregierung in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/4063). Die
Abgeordneten wollen unter anderem wissen, was nach Ansicht der Regierung
für ein effektives Wolfsmanagement notwendig ist. Außerdem soll Auskunft
darüber erteilt werden, ob die bisherige Ausbreitung des Wolfes in
Deutschland bereits zu einem Rückgang der Freilandhaltung von Tieren
geführt hat. Auch soll erklärt werden, ob die Regierung plant, in Zukunft
Mittel des Bundes zur Übernahme von Kosten für Zäune, Arbeitseinsatz und
Herdenschutzmaßnahmen zur Verfügung zu stellen.

 * 

4. Pläne zur bleihaltigen Jagdmunition

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Der Plan der Bundesregierung zur Minimierung von Blei in
Jagdmunition ist Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/3990).
Die Abgeordneten wollen wissen, wie die Reduzierung konkret umgesetzt und
überwacht werden soll. Außerdem soll die Regierung dazu Stellung nehmen,
dass ein bereits im Jahr 2005 in Norwegen beschlossenes Verbot von
bleihaltiger Munition mittlerweile zurückgenommen wurde.

 * 

5. Folgen der Trockenheit für die Wälder

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP sieht in einer Kleinen Anfrage (19/4034) den
Bedarf nach Regelungen zur Vermeidung von Waldbränden. Die seit Monaten
anhaltende Trockenheit habe zu vielen Waldbränden und extremen
Wasserdefiziten in der Natur geführt. Die Bundesregierung sei im Hinblick
auf zukünftige klimatische Veränderungen nun gefordert, konkrete Maßnahmen
zur Verhinderung von Bränden und Schädlingsbefall in Wäldern sowie Sturm-
und Orkanschäden zu benennen. Des Weiteren wird nach einer Einschätzung zum
sogenannten "Waldumbau" verlangt und der Bedarf für Löschflugzeuge oder
Löschhubschrauber zur Bekämpfung schwer erreichbarer Brände erfragt.

 * 

6. Defizite bei der Abwicklung von Fraktionen

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Der Bunderechnungshof sieht bei den Verfahren zur
Auflösung von Bundestagsfraktionen erhebliche strukturelle Defizite. So
gebe es Rechtsunsicherheiten bei der Abwicklung von Verträgen und im Umgang
mit Schulden, wenn diese das Vermögen der Fraktionen überstiegen, heißt es
in einer Unterrichtung (19/4040) der Behörde an den Bundestag.

Zudem mangele es in den praktischen Liquidationsverfahren an einer
wirksamen begleitenden Kontrolle. Keine staatliche Stelle halte sich
derzeit für zuständig, auf ein zügiges, ordnungsgemäßes und hinreichend
dokumentiertes Verfahren zu achten. Auch gebe es keine klaren Regeln zur
Aufbewahrung von Fraktionsunterlagen.

Die zunehmende Zahl von Bundestagsfraktionen erhöhe die Wahrscheinlichkeit,
dass es künftig öfter zu Liquidationsverfahren kommen werde. Die
Regelungslücken sollten schnell geschlossen werden, denn Kontrolldefizite
sowie streitbehaftete und überlange Liquidationsverfahren könnten mittelbar
den Bundeshaushalt belasten.

Der Bundesrechnungshof empfiehlt konkret, Regelungen zur Dauer von
Liquidationsverfahren, begleitender Kontrolle, Rechnungslegung, Beendigung
von Beschäftigungsverhältnissen, Überschuldung und zur Archivierung von
Unterlagen in das Abgeordnetengesetz aufzunehmen.

Gesetzlich geregelt werden sollte dem Bericht zufolge die Pflicht der
Fraktionen in Liquidation, der Bundestagsverwaltung die Unterlagen der
Fraktion zum Abschluss der Liquidation zur Aufbewahrung zu übergeben. Es
sollten Aufbewahrungsfristen von zehn Jahren festgelegt werden mit
Zugriffsrechten während dieser Frist. Geregelt werden sollte außerdem die
Archivierung oder Vernichtung der Unterlagen nach Ablauf der
Aufbewahrungsfrist.

 * 
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BUNDESTAG/7488: Heute im Bundestag Nr. 640 - 05.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 640

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. September 2018, Redaktionsschluss: 10.54 Uhr

1. Höhere Dienst- und Versorgungsbezüge

2. Beamte mit britischer Staatsangehörigkeit

3. Koalition hält an Afrika-Abkommen fest

4. DEG fördert lokale Banken in Afrika

5. Finanzielle Zusammenarbeit mit Marokko

6. Infrastrukturmaßnahmen in Afrika



1. Höhere Dienst- und Versorgungsbezüge

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Beamte des Bundes und Soldaten können mit höheren
Bezügen rechnen. Dies geht aus dem von der Bundesregierung vorgelegten
"Entwurf eines Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetzes
2018/2019/2020" hervor.

Danach sollen die Dienst- und Versorgungsbezüge im Bund zum 1. März
2018 und zum 1. April 2019 sowie zum 1. März 2020 linear angehoben
werden. Damit werde das Ergebnis der Tarifverhandlungen für die
Tarifbeschäftigten des öffentlichen Dienstes vom 18. April 2018
zeitgleich und systemgerecht übernommen, heißt es in der Vorlage
weiter. Die Erhöhung im Jahr 2018 berücksichtige einen Abzug zugunsten
der Versorgungsrücklage in Höhe von 0,2 Prozentpunkten.

Dementsprechend erhöhen sich die Dienst- und Versorgungsbezüge den
Angaben zufolge im Ergebnis zum 1. März 2018 um 2,99 Prozent, zum 1.
April 2019 um 3,09 Prozent und zum 1. März 2020 um 1,06 Prozent. Die
Empfänger von Dienstbezügen bis einschließlich Besoldungsgruppe A 6
erhalten laut Vorlage im Jahr 2018 ergänzend eine einmalige Zahlung in
Höhe von 250 Euro. Die Anwärterbezüge erhöhen sich laut Vorlage zum 1.
März 2018 um 50 Euro und zum 1. März 2019 um weitere 50 Euro.

 * 

2. Beamte mit britischer Staatsangehörigkeit

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Länder und Kommunen sollen nach dem Willen der
Bundesregierung Beamte mit ausschließlich britischer
Staatsangehörigkeit auch bei einem Ausscheiden Großbritanniens aus der
Europäischen Union im Beamtenstatus halten können. Dies geht aus einem
Gesetzentwurf der Bundesregierung "zur Änderung des
Beamtenstatusgesetzes und des Bundesbeamtengesetzes" (19/4117) hervor.

Wie die Bundesregierung in der Begründung ausführt, ist die Ernennung
von Beamten unter anderem an die Staatsangehörigkeit geknüpft. In das
Beamtenverhältnis berufen werden dürften "Deutsche im Sinne des
Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes oder Personen, die die
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen
Union, eines anderen Vertragsstaats des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum oder eines Drittstaats besitzen, dem die
Bundesrepublik Deutschland und die Europäische Union vertraglich einen
entsprechenden Anspruch auf Anerkennung der Berufsqualifikationen
eingeräumt haben". Im Gegenzug seien Beamte kraft Gesetzes entlassen,
wenn sie keine entsprechende Staatsangehörigkeit mehr besitzen.

Mit dem für März 2019 zu erwartenden Ausscheiden Großbritanniens aus
der EU werde diese Rechtslage zum ersten Mal in einer größeren Zahl
von Fällen relevant, da Beamte mit ausschließlich britischer
Staatsangehörigkeit mit Vollzug des Austritts grundsätzlich kraft
Gesetzes aus dem Beamtenverhältnis entlassen seien, heißt es in der
Begründung weiter. Für die Länder und Kommunen soll nun mit dem
Gesetzentwurf die Möglichkeit geschaffen werden, diese Beamten im
Beamtenstatus zu halten.

Für den Bund besteht den Angaben zufolge bereits die Möglichkeit, vom
Erfordernis des Vorliegens einer der genannten Staatsangehörigkeiten
auch nachträglich abzusehen. Voraussetzung sei, dass ein "dringendes
dienstliches Bedürfnis" dafür besteht, den Beamten im Dienst zu
halten. Für die Beamten im Geltungsbereich des Beamtenstatusgesetzes
solle auf Bitten der Länder "nunmehr eine vergleichbare Regelung
geschaffen werden".

 * 

3. Koalition hält an Afrika-Abkommen fest

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung unterstützt die Umsetzung der
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit Afrika (EPAs), setzt sich aber
gleichzeitig für eine entwicklungsfreundliche Umsetzung ein. "Dies
beinhaltet auch die kontinuierliche Überprüfung der Auswirkungen auf
die wirtschaftliche und soziale Entwicklung unserer Partnerländer",
schreibt sie in einer Antwort (19/4057) auf eine Kleine Anfrage
(19/3731) der Fraktion Die Linke.

Die bisher angewendeten Interim-EPAs sicherten den betroffenen Ländern
den Zugang zum EU-Markt, zeigt sich die Regierung überzeugt. Die
Verhandlungen hierzu seien abgeschlossen. In Westafrika betreffe dies
die "Stepping Stone EPAs" mit Ghana und Elfenbeinküste, in
Zentralafrika das regionale EPA, welches Kamerun unterzeichnet habe
und den übrigen Staaten der zentralafrikanischen Gruppe zum Beitritt
offenstehe. Im südöstlichen Afrika hätten Mauritius, Seychellen,
Simbabwe und Madagaskar das ESA-EPA unterzeichnet. Auch dieses stehe
den übrigen Staaten des östlichen und südlichen Afrika (ESA) zum
Beitritt offen.

 * 

4. DEG fördert lokale Banken in Afrika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Deutsche Investitions- und
Entwicklungsgesellschaft (DEG) ist mit einem Portfolio in Höhe von 1,8
Milliarden Euro in 23 Investitionsländern in Afrika aktiv (Stand: 31.
Dezember 2017). So investierten derzeit rund 25 Prozent aller 
DEG-Kunden in Afrika und bewirkten damit positive Entwicklungseffekte
gemäß dem Mandat der DEG, schreibt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/3882) auf eine Kleine Anfrage (19/3638) der AfD-Fraktion.
Durch die Investitionen seien zum Beispiel insgesamt 403.826 neue
Arbeitsplätze geschaffen worden.

Ein wichtiger Schwerpunkt im Afrikageschäft seien mit rund 102
Millionen Euro Finanzierungsengagements mit sogenannten
Finanzintermediären, also lokalen Banken und Fonds. Lokale Banken sind
nach Ansicht der Bundesregierung "ein wichtiges Instrument zur
Förderung von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) sowie des
Mittelstandes". Sie betont, dass zirka 70 Prozent der 
Finanzsektor-Zusagen der DEG in Afrika zweckgebunden seien und daher von den Banken
an die KMU weitergeleitet würden. Damit erreiche die DEG eine Vielzahl
an KMU, die sie durch Direktfinanzierungen nicht erreichen würde,
heißt es in der Antwort.

 * 

5. Finanzielle Zusammenarbeit mit Marokko

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung hat im Rahmen ihrer finanziellen
Zusammenarbeit (FZ) zwischen 2008 und 2017 Kredite im Gesamtvolumen
von 1,972 Milliarden Euro an das Königreich Marokko vergeben.
Demgegenüber hätten sich die Tilgungsleistungen auf insgesamt 515
Millionen Euro belaufen, schreibt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/4045) auf eine Kleine Anfrage (19/3569) der AfD-Fraktion.

Darlehensnehmer seien entweder das Königreich Marokko, staatliche
Unternehmen und Organisationen, die über eine Zahlungsgarantie des
Königreiches besichert würden, oder Staatsunternehmen und Banken,
deren Bonität eine Darlehensaufnahme ohne zusätzliche Absicherung über
eine Zahlungsgarantie zulässt, gewesen. Der Bundesregierung sind keine
Fälle bekannt, in denen eine Rückzahlung der gewährten Kredite nicht
stattgefunden hätte, heißt es in der Antwort.

 * 

06. Infrastrukturmaßnahmen in Afrika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Nach entwicklungspolitischen Infrastrukturmaßnahmen
in Afrika durchgeführt von Deutschland, der EU, China und den USA,
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/3953).
Die Abgeordneten fragen nach der Höhe der Aufwendungen, den Kriterien
für geförderte Projekte, den konkreten Projektbereichen und der
Evaluierung der Maßnahmen.

 * 
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BILDUNG/919: Forschungs-Output muss messbar sein


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. September 2018

SATTELBERGER: Forschungs-Output muss messbar sein



Zur Hightech-Strategie 2025 erklärt der forschungs- und
innovationspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Thomas Sattelberger:

"Bundesforschungsministerin Karliczek listet auf beinahe 60 Seiten
ihre Hightech-Ziele auf, doch wie sie diese erreichen will, steht auf
gerade mal zwei schwammig formulierten Seiten. All das übertüncht,
was im Argen liegt, nämlich, dass sie gar kein Gesamtkonzept hat:
Beispielsweise die Forschungsförderung von Informations- und
Kommunikationstechnologie ist zwischen 2009 und 2017 nur um
lächerliche 0,03 Prozent gestiegen. Deutschland hat wichtige Trends
der Künstlichen Intelligenz verschlafen. Zudem fehlen dem Konzept
mindestens zwei zentralen Mechanismen: Zum einen ein systematisches
Frühwarnradar für aufkommende Trends, so dass Deutschland nicht stets
aufs Neue mit der Aufholjagd beginnen und Japan, den USA und China
hinterherhecheln muss. Zum anderen ein schlüssiger
Transfermechanismus, ein Ökosystem für Innovation von der angewandten
Forschung in den Mittelstand. Wir brauchen hier endlich messbare
Ergebnisse, die muss Frau Karliczek liefern."

 * 
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FINANZEN/2182: Steuerpolitik der Großen Koalition ist völlig unberechenbar


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. September 2018

TONCAR: Steuerpolitik der Großen Koalition ist völlig
unberechenbar



Zu den Medienberichten über eine Absage des Bundesfinanzministeriums
an eine Digitalsteuer erklärt der finanzpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Dr. Florian Toncar:

"Scholz? Problembewusstsein kommt spät, die Bundesregierung hat die
Idee einer Digitalsteuer lange unterstützt. Das zeigt erneut, dass
die Steuerpolitik der Großen Koalition völlig unberechenbar ist. Egal
ob Soli, Abgeltungsteuer, Finanztransaktionsteuer oder Digitalsteuer:
Eine klare Linie ist nicht erkennbar.

In der Sache wäre eine Absage an eine Digitalsteuer richtig. Denn
durch sie würden Steuern vor allem geografisch umverteilt, weg vom
Herstellungsort von Produkten oder Dienstleistungen hin zu dem
Nutzungsort. Wenn das alle Länder machten, würde ein solches Modell
den deutschen Fiskus unterm Strich sogar Geld kosten und die
Digitalisierung unserer Wirtschaft hemmen. Würde die EU eine solche
Steuer auch noch einseitig ohne Abstimmung mit anderen
Wirtschaftsräumen einführen, würde ein internationaler Steuerstreit
mit Reaktionen und Gegenreaktionen drohen, den wir uns angesichts der
aktuellen Handelskonflikte nicht leisten sollten.

Die FDP-Fraktion will stattdessen, dass alle Unternehmen nach
gleichen und fairen Regeln besteuert werden. Tricks wie etwa die
künstliche Verlagerung von Gewinnen in Offshore-Zentren müssen
unterbunden werden. Dafür brauchen die Finanzbehörden einen
funktionierenden Informationsaustausch und ausreichend Personal.
Innerhalb der EU ist eine einheitliche Bemessungsgrundlage für die
Körperschaftsteuer notwendig."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BAYERN/4955: Bayerische Verfassungsklage der SPD gegen das Polizeiaufgabengesetz eingereicht (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 5. September 2018

Bayerische Verfassungsklage der SPD gegen das Polizeiaufgabengesetz eingereicht

Natascha Kohnen: "Wir wollen unseren Freistaat verteidigen" - Gesetz beschneidet die Grundrechte unbescholtener Bürger



Die SPD-Landtagsfraktion hat heute die Klageschrift gegen das Polizeiaufgabengesetz (PAG) beim Bayerischen Verfassungsgerichtshof eingereicht. Natascha Kohnen betont: "Die CSU hat das Polizeiaufgabengesetz ohne Rücksicht auf berechtigte Kritik durchs Parlament gepeitscht. Das Gesetz beschneidet die Freiheit der Bürgerinnen und Bürger in einer unerträglichen Weise. Ich bin überzeugt, dass es einer verfassungsrechtlichen Prüfung nicht standhält. Bei unserer Klage geht es darum, den Freistaat und seine Bürgerrechte zu verteidigen."

Die SPD-Abgeordnete kritisiert: "Völlig unbescholtene Bürgerinnen und Bürger werden durch dieses Gesetz in ihren Grundrechten eingeschränkt. Und das ohne ein Mehr an Sicherheit. Die bayerischen Polizisten brauchen keine neuen Gesetze, sie brauchen mehr Kolleginnen und Kollegen im täglichen Dienst. Fast jede zehnte Stelle bei der Polizei ist derzeit nicht besetzt. Bei unseren Polizistinnen und Polizisten sind 2,1 Millionen Überstunden aufgelaufen. Diese Probleme müssen wir angehen."

Der bundesweit renommierte Polizeirechtler Prof. Dr. Mark A. Zöller von der Universität Trier wird die SPD-Fraktion als Prozessbeauftragter vertreten. Er hat auf 167 Seiten zusammengetragen, was dieses Gesetz verfassungswidrig macht. Nach seiner Expertise schafft das PAG erhebliche Erweiterungen bei den Eingriffsbefugnissen der Polizei, die weit über den Rahmen des verfassungsrechtlich Zulässigen hinausgehen. Neben einer Klage beim Bayerischen Verfassungsgerichtshof werden Vertreter der SPD-Landtagsfraktion auch vor das Bundesverfassungsgericht ziehen.

Im Mittelpunkt der SPD-Klagen steht der völlig unzureichend definierte Begriff der "drohenden Gefahr", auf den sich viele Detailregelungen des Gesetzes beziehen. Zöller sieht das Gesetz als Zumutung auch für die Beamtinnen und Beamten in ihrem täglichen Dienst. "Mit so einer schwammigen Rechtsgrundlage sollen die Polizisten alleine gelassen werden? Das ist eine Zumutung. Dadurch verstößt das PAG klar gegen das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot", kritisiert der Jurist.

Die Defizite des neuen Gesetzes gehen aber noch weit darüber hinaus. Zahlreiche Regelungen des PAG beschneiden Grundrechte in unverhältnismäßiger und unzulässiger Weise. Das betrifft zum Beispiel den Schutz des privaten Lebensbereichs, wie der Wohnung, des Telekommunikationsgeheimnisses, des Rechts auf Freizügigkeit und den effektiven Rechtsschutz durch unabhängige Gerichte. Außerdem wird die Schwelle, ab der die Polizei tätig werden darf, nahezu durchgehend erheblich herabgesetzt.

Zöller betont: "Die Mängelliste umfasst 20 Artikel. Und da geht es nicht um rechts- oder parteipolitisch auslegbare Meinungsunterschiede, sondern um ganz erhebliche Verstöße gegen unsere Verfassung."

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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HAMBURG/4485: Neonazi-Demo - Die AfD schürt offen Hass (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 5. September 2018

Neonazi-Demo - Die AfD schürt offen Hass



"Rechtsextremismus beim Namen nennen" will die Hamburgische
Bürgerschaft in ihrer heutigen Aktuellen Stunde - Anlass ist die von
Neonazis organisierte so genannte Mittwochsdemo. "Ihre
Organisatoren sind Männer mit teils langer, auf jeden Fall extrem
rechter Geschichte, Männer aus der rechten Türsteher- und
Hooligan-Szene, sagte in der Debatte die innenpolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE, CHRISTIANE SCHNEIDER. "Sie versuchen mit
diesen ,Merkel muss weg'-Demonstrationen, das Ressentiment und den Hass,
 der sich in Teilen der Bevölkerung breitmacht, auf die Straße zu
bringen. Sie waren bisher nicht sehr erfolgreich, und das ist nicht
unwesentlich ein Erfolg der vom Hamburger Bündnis gegen Rechts
organisierten Gegendemonstrationen." 

In der rechten Kampagne spiele die AfD eine wichtige Rolle, so
Schneider: "Dass ihr Verband in Mitte offen zur heutigen Kundgebung
aufruft, ist nicht einmal das Wichtigste. Wichtiger ist, dass und wie
die AfD den Hass schürt, der sich auf der Straße entladen soll.
Schauen Sie sich zum Beispiel die Facebook-Seite der Fraktion an, wie
professionell Hasskampagnen gegen Personen entfesselt und damit zugleich
das Ressentiment gegen Menschengruppen geschürt wird." 

Auf diese rechten Provokationen brauche es eine demokratische Antwort.
Dazu zitierte Schneider in ihrer Rede den Zentralrat der Juden in
Deutschland, der zu den Ereignissen in Chemnitz erklärt hatte: "Es
ist jetzt Bürgerpflicht, sich dem rechten Mob entgegenzustellen. Nie
wieder darf es in Deutschland akzeptiert werden, dass Menschen nur wegen
ihres Äußeren oder ihrer Herkunft angegriffen werden. Nie wieder
dürfen wir es hinnehmen, dass eine politische Gruppe bestimmt, wer dazu
gehört und wer nicht."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 5. September 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255
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HAMBURG/4484: Militärforschung an Hamburgs Hochschulen - Zivilklausel jetzt (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 5. September 2018

Militärforschung an Hamburgs Hochschulen: Zivilklausel jetzt!



Die Zusammenarbeit der Hamburger Universitäten mit militärischen Einrichtungen sowie rüstungsrelevante Forschung und Lehre an den Hochschulen debattiert die Hamburgische Bürgerschaft heute auf Antrag der Fraktion DIE LINKE. "Mehrere Bundesländern haben eine Zivilklausel in den Landeshochschulgesetzen - Hamburg sollte, als in der Verfassung festgelegte ,Mittlerin des Friedens', diesen positiven Beispielen sofort folgen", erklärt dazu Martin Dolzer, wissenschafts- und friedenspolitischer Sprecher der Fraktion. "Notwendig ist dabei allerdings, dass die Zivilklausel bindend ist und ohne Wenn und Aber umgesetzt wird."

Die Antworten auf die Große Anfrage "Forschung nur für friedliche Zwecke!" Welche Hamburger Hochschulen und Forschungsinstitute verfügen bereits über eine Zivilklausel?" (Drs. 21/13143) zeigen deutlich, dass in Hamburg in großem Umfang rüstungs- und militärrelevante Forschung und Lehre betrieben wird. Der Senat vertritt allerdings die Auffassung, dass eine Zivilklausel lediglich eine "begrenzte Wirkung" entfalten könne, da sie nicht für Drittmittelprojekte gelte. "Wenn der politische Wille da ist, kann die Klausel auch verbindlich für sämtliche Bereiche von Forschung und Lehre gestaltet werden - also auch für Drittmittelprojekte", so Dolzer.

Zuletzt hatte das Fraunhofer Center für Maritime Logistik (CML) beim Projekt MUNIN "Maritime Unmanned Navigation through intelligence in networks" ("Schiffsdrohnen") in Hamburg mit dem Rüstungsunternehmen Aptomar aus Norwegen zusammengearbeitet, das unter anderem U-Boote baut. Nun läuft, ebenfalls am Fraunhofer CML, das von Rheinmetall beauftragte Projekt "Starterkit Visualisierung für das European Maritime Simulator Network".

"DIE LINKE steht für Bildung und Hochschulbildung ohne Bundeswehr", erklärt Martin Dolzer. "Rund 70 Prozent der in Deutschland lebenden Menschen sind gegen Auslands-einsätze der Bundeswehr. Es ist wichtig, diese friedliche Mentalität durch eine humanistische Wissenschaftspolitik mit verbindlicher Zivilklausel zu fördern und auch Forschungspartner wie die Fraunhofer Stiftung zu ausschließlich friedlicher Nutzung ihrer Forschungsergebnisse und Patente zu verpflichten."

Die Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE sowie eine Aufstellung zu rüstungs- und militärrelevanter Forschung und Lehre in Hamburg finden Sie im Anhang dieser Mitteilung.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 5. September 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4483: Trotz voller Kassen - Senat legt wieder Kürzungshaushalt vor (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 5. September 2018

Trotz voller Kassen - Senat legt wieder Kürzungshaushalt vor



Der heute von den Regierungsfraktionen in die Hamburgische Bürgerschaft
eingebrachte Doppelhaushalt für 2019/20 ist ein erster Schritt in die
richtige Richtung, führt ansonsten aber zu weiteren Kürzungen und
erfüllt wesentliche Anforderungen werden nicht.

"Wir begrüßen die Erhöhung der Investitionen: Wir haben uns über
Jahre den Mund fusselig geredet und sehen uns jetzt bestätigt", so in
der Debatte NORBERT HACKBUSCH, haushaltspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE. "Die Sanierung der öffentlichen Infrastruktur
in Hamburg wurde über Jahrzehnte vernachlässigt, auch im Straßenbau -
es drohten italienische Verhältnisse! Die Schönrederei von SPD und
Grünen hat in vielen Bereichen kräftige Spuren hinterlassen: Die
Weigerung, neue Schulen zu bauen, hat in Altona zu einer chaotischen
Situation geführt, und es fehlt immer noch der wichtige Ausbau in
Bereichen wie Sportplätze, Spielplätze, öffentliche Toiletten etc."

Dass DIE LINKE trotz einer Erhöhung des Haushalts um eine Milliarde
Euro über Kürzungen klage, habe seinen Grund, so Hackbusch: "Neben
den zusätzlichen Investitionen hält der Senat an seiner Strategie
fest, die regulären Ausgaben nur um 1,5 oder 0,88 Prozent oder gar
nicht zu erhöhen. Angesichts der Tarifsteigerungen von drei Prozent in
diesem und nächstem Jahr bedeutet das für alle betroffenen
Institutionen eine reale Kürzung." Die Nichtfinanzierung der
Tarifsteigerung an Institutionen, die städtische Belange organisieren,
sei ein Angriff auf die Gewerkschaften und die Tarifverträge: Mehr und
mehr Einrichtungen könnten deshalb nicht mehr nach Tarif bezahlen.

Hackbusch forderte den Senat auch auf, sich von seiner Personalstrategie
zu trennen: Die Stadt hat nicht zu viele Angestellte, sondern in
wichtigen Bereichen zu wenige! Eine wichtige Schlussfolgerung aus dem
Desaster Elbphilharmonie war, dass es zu wenig städtische
Kontrollmechanismen gab, zu wenig bauliches Wissen. Selbst Bezirksämter
stellen inzwischen offiziell fest, dass sie unterbesetzt sind. In Altona
zum Beispiel dauert es Monate, bis die Alleinerziehenden die
Unterhaltshilfe ausgezahlt bekommen. All diese Defizite haben die
Menschen in dieser Stadt auszubaden!"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 5. September 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255
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HAMBURG/4482: Geschäftsbericht 2017 - Kürzungen gehen weiter (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 4. September 2018

Geschäftsbericht 2017: Kürzungen gehen weiter



Finanzsenator Andreas Dressel hat heute den Geschäftsbericht 2017 der Freien und Hansestadt vorgestellt. Dazu Norbert Hackbusch, finanzpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Der Bericht muss weiterhin eine wachsende Verschuldung der Stadt konstatieren. Gründe sind die HSH-Nordbank-Katastrophe und die mangelhafte Berücksichtigung der Pensionslasten." 

Hackbusch kritisiert die sozialen Folgen der Haushaltspolitik: "Der Senat spricht von  Konsolidierungsanstrengungen bis zum Jahr 2024, gemeint sind damit Kürzungen. Tarifsteigerungen werden nicht ausgeglichen und wichtige Funktionen der Stadt zurückgenommen. Betraf es in früheren Jahren die Kundenzentren, sind es jetzt soziale Programme wie die Auszahlung der Unterhalte für Alleinerziehende in Altona. Diese Fehler der Politik sollen weiterhin von den Bürgern der Stadt getragen werden."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 4. September 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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RHEINLAND-PFALZ/4918: Radverkehrsentwicklungsplan - Bestandsaufnahme abgeschlossen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 04.09.2018

Radverkehrsentwicklungsplan: Bestandsaufnahme abgeschlossen



Zur heutigen Berichterstattung zum Radverkehrsentwicklungsplan im
Verkehrsausschuss des Landtags erklärt Jutta Blatzheim-Roegler,
verkehrspolitische Sprecherin:

"Ich freue mich, dass die Bestandsaufnahme des Radverkehrs durch die
Arbeitsgruppe des Verkehrsministeriums und Vertreter des Landesbetrieb
Mobilität vergangene Woche endlich abgeschlossen worden ist, und die
Vergabe für die Arbeiten zum Radverkehrsentwicklungsplan mit einer
konkreten Leistungsbeschreibung im ersten Quartal 2019 erfolgen soll.

Je früher ein Radverkehrs-Entwicklungsplan für Rheinland-Pfalz steht,
desto besser. Der Klimaschutzbericht des Landes hat angemahnt, dass
wir dringend die klimaschädlichen Emissionen im Verkehrsbereich
reduzieren müssen, die seit 1990 um 17 Prozent zugenommen haben.
Gerade von einer Zunahme des Radverkehrs im Alltag erhoffen wir uns
einen wichtigen Beitrag zur Reduktion klimaschädlicher Gase. Wir
GRÜNEN wollen deshalb den Anteil des Radverkehrs am sogenannten Modal
Split bis 2030 auf 20 Prozent erhöhen. Der Radverkehrsentwicklungsplan
ist ein wichtiger Baustein dafür. Dafür wird es aber auch notwendig
sein, dass die rheinland-pfälzischen Kommunen flächendeckend
Radverkehrskonzepte erstellen. Das Land kann mit seinem
Entwicklungsplan einen solchen Prozess anstoßen und kommunale Konzepte
fördern. Darüber hinaus ist allerdings auch entscheidend, dass
generell noch mehr in die Sicherheit des Radverkehrs investiert wird.

Für eine zügige, abgestimmte Umsetzung des Entwicklungsplans fordern
wir außerdem eine zentrale Kommunikationsstelle auf Landesebene, auf
der sich die kommunalen Spitzenverbände und Interessenvertreter des
Radverkehrsbereichs über die Förderung, Leitfäden und Zukunftsprojekte
für den Radverkehr verständigen. Ein Radverkehrsbeauftragter sollte
Kommunen zu Fördermöglichkeiten beraten und sie bei der Entwicklung
des Radverkehrs unterstützen."


Hintergrund:

Die Landesregierung hat sich in ihrem Koalitionsvertrag darüber
verständigt, dass die Potentiale des Fahrradverkehrs sowohl im Alltag
als auch im Tourismus verstärkt erschlossen werden sollen. Dafür soll
ein Radverkehrsentwicklungsplan erarbeitet werden. Zu erwarten ist
darin eine Stärken-Schwächen-Analyse des bestehenden
Radverkehrsystems, eine Potentialabschätzung für den Radverkehr, eine
Bedarfsabschätzung für Bike & Ride-Anlagen sowie Anreize für neue
Mobilitätsketten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4917: Drei Fahnen und drei Farben für den Landtag (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 4. September 2018

Drei Fahnen und drei Farben für den Landtag

Landtag kürt Wettbewerbsgewinner "Kunst am Bau"/Rekordbeteiligung



Drei Fahnen mit den aufgetrennten drei Farben der deutschen
Nationalflagge werden eingebettet in hohe Messingrahmen nach der
Sanierung des rheinland-pfälzischen Landtags vor dem Parlamentsgebäude
auf dem Platz der Mainzer Republik wehen. Ein hochkarätig und breit
besetztes Preisgericht hat am Montag den an die Fahne des Hambacher
Fests angelehnten Entwurf des Berliner Künstlers Michael Sailstorfer
mit dem Titel "Drei Farben" mit großer Mehrheit zum Sieger des
Wettbewerbs "Kunst am Bau" gekürt.

Im Zuge der Generalsanierung des historischen Deutschhauses, dem Sitz
des Landesparlamentes, hatte der rheinland-pfälzische Landtag im April
dieses Jahres das Bewerberverfahren für den Wettbewerb gestartet. Die
Resonanz war überwältigend: 171 Künstlerinnen und Künstler aus ganz
Europa hatten sich für die erste Stufe des Verfahrens beworben. "So
viele wie noch nie bei einem solchen Wettbewerb in Rheinland-Pfalz",
freute sich Landtagspräsident Hendrik Hering. Zehn davon wurden in
einer zweiten Stufe nach Sichtung durch ein Auswahlgremium eingeladen,
das Modell eines Kunstwerks zu entwerfen.


Demokratie muss immer wieder erneuert werden

"Mit dem Wettbewerb `Kunst am Bau` will der Landtag seiner
Wertschätzung für die Bildende Kunst im öffentlichen Raum an
prominenter Stelle sichtbar Ausdruck verleihen", sagte Hendrik Hering.
Die Aufgabe lautete, den rheinland-pfälzischen Landtag als besondere
Stätte der Demokratie künstlerisch darzustellen. Gewünscht war, dass
das Kunstwerk Anlaufstelle für die vielen Landtagsbesucher ist und
sich sensibel in die städtebauliche Situation einfügt.

Die Jury befand in ihrer Urteilsbegründung, dass der Gewinnerentwurf
"in herausragender Weise Bezug auf die inhaltlichen und
städtebaulichen Rahmenbedingungen am Platz der Mainzer Republik"
nehme, erläuterte die Vorsitzende des Preisgerichts, Beate Kemfert,
Vorstandsvorsitzende der Kunst- und Kulturstiftung Opelvillen
Rüsselsheim. Das Werk leiste eine "künstlerische Transformation" des
Themas der Hambacher Fahne, deren Original nach der Landtagssanierung
im Übrigen wieder im Plenarsaal aufgehängt werden wird. Durch die
Trennung der drei Farben der deutschen Fahne auf jeweils rund neun
Meter hohen Messingrahmen könne die Fahne neu erlebt werden. Der
Künstler habe das Verblassen und Verschleißen des Tuches mitbedacht,
heißt es weiter in der Begründung. "Wie die Demokratie selbst muss
auch diese Fahne immer wieder erneuert werden." Und schließlich stehe
die Form der drei Elemente für eine "Offenheit". Der geschichtlich für
Mainz und die deutsche Demokratie so bedeutsame Platz erfahre durch
das im Wind flatternde Tuch eine neue Leichtigkeit ohne die Historie
zu verdrängen. Der Ort bleibe begehbar, nahbar und lade Passanten ein.

Der Künstler Michael Sailstorfer wolle mit seinem Kunstwerk dazu
beitragen, einen Ort zu entwickeln, an dem Demokratie aktiv erlebt und
gestaltet wird, heißt es in seiner Bewerbung. Der Besucher solle
eingeladen werden, über den Ort und seine Bedeutung zu reflektieren.
Einheit, Freiheit und Demokratie

"Dieser gelungene künstlerische Entwurf erinnert insbesondere auch an
den Mut der damaligen Freiheitskämpfer, die ungeachtet aller Gefahren
für ihr Leib und Leben die deutsche Einheit, Freiheit und Demokratie
forderten, wofür die schwarz-rot-goldene Fahne stand und steht", sagte
Landtagspräsident Hendrik Hering. Für ihn stehe das Kunstwerk auch für
eine offene und vielfältige Gesellschaft sowie für eine transparente
Demokratie, für deren Erhalt und Weiterentwicklung es sich jeden Tag
zu arbeiten lohne.

Insgesamt ist der Platz, auf welchem das Kunstwerk verwirklicht werden
wird, mit rund 800 Quadratmetern etwa so groß wie ein Handballfeld.
Der Platz für die "Kunst am Bau" liegt dabei an der Großen Bleiche vor
dem neuen Anbau des Deutschhauses. In diesem Anbau werden das
Restaurant und Besprechungsräume untergebracht.

Wenn der Staat baut, ist er verpflichtet, immer auch einen gewissen
Anteil der Baukosten in die so genannte "Kunst am Bau" zu investieren.
"Gemäß der Richtlinien des Finanzministeriums für "Kunst am Bau"
stehen insgesamt 228.000 Euro für das Kunstwerk zur Verfügung",
erklärte Hendrik Hering.

Ausstellung aller Entwürfe bis 13. September

Im Rahmen einer Ausstellung in der Lobby der Steinhalle im Mainzer
Landesmuseum sind der Gewinnerentwurf sowie alle weiteren neun
Finalentwürfe ab diesem Mittwoch bis zum 13. September 2018 öffentlich
ausgestellt. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2214: Studie zur Kandidatensuche - "Parteien müssen sich öffnen" (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 02 / Juni 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Studie zur Kandidatensuche - "Parteien müssen sich öffnen"



Welche Voraussetzungen muss man mitbringen, um erfolgreich für
Landtag oder Bundestag zu kandidieren? Nach welchen Gesichtspunkten
wählen Parteien ihre Kandidaten aus? Mit diesen Fragen befasst sich
eine aktuelle Studie des Instituts für Parlamentarismusforschung an
der Uni Halle. Ende April stellten die Politikwissenschaftler ihre
Ergebnisse rund 70 Gästen vor, die auf Einladung des
Landesbeauftragten für politische Bildung ins Landeshaus gekommen
waren.


Vor der Bundestagswahl 2017 hat das Forscherteam bundesweit 166
Parteiveranstaltungen besucht und mehr als 10.000 Fragebögen von
Delegierten und Kandidaten ausgewertet. Eine wesentliche Erkenntnis:
"In Deutschland kann jeder Abgeordneter werden", wie Studienleiter
Benjamin Höhne betont - unabhängig von Bildungsstand, Geschlecht oder
dem eigenen Geldbeutel. Aber "der Weg ist lang", so Höhne. Denn bis
ein Parteimitglied eine aussichtsreiche Kandidatur erreiche, müsse es
die "Ochsentour" bewältigen, also das oft jahrzehntelange Engagement
auf Orts- und Kreisebene. Mehr als 60 Stunden pro Monat sind
Bundestagskandidaten nach eigenen Angaben ehrenamtlich aktiv.
Vorteile habe, wer einen "politiknahen Beruf" ausübe, unterstreicht
Politikwissenschaftler Daniel Hellmann. Wer bereits im Parteiapparat
arbeite oder einen Posten in einer Fraktion oder einem Ministerium
habe, der besitze einen Wissensvorsprung und sei besser vernetzt.


"Blick nach innen" dominiert

Die enge Bindung an die Partei sei für Parteitagsdelegierte
entscheidend, berichten die Forscher. Der Kandidat müsse als "einer
von uns" gelten. Ob er beim Wahlvolk tatsächlich ankomme, spiele
dagegen kaum eine Rolle. "Parteien sind in sich geschlossene Systeme",
so Hellmann: "Die Bevölkerung bleibt weitgehend außen vor", und
"Seiteneinsteiger" bekämen selten eine Chance.

Dieses Denken berge Gefahren, merkt Studienleiter Höhne an. Denn die
Parteien verlieren fast durchgehend an Mitgliedern. SPD und CDU etwa
hätten sich seit 1990 mehr als halbiert. Entsprechend sinke die Zahl
der geeigneten Bewerber. Sein Vorschlag: Statt nur den "Blick nach
innen" zu richten, sollten "attraktive Kandidaten" gesucht werden,
"die die Sprache der Menschen sprechen". Die Nominierung von
Wahlkreisbewerbern und die Aufstellung der Listen müssten auf einer
breiteren Basis stehen. So sei es denkbar, wichtige Posten nicht nur
durch Delegierte vergeben zu lassen, sondern alle Parteimitglieder zu
fragen. Oder gar, wie bei den Vorwahlen in den USA üblich, auch die
potentiellen Wähler zu beteiligen. "Deutschland ist ein föderales
Land", so Höhne: "Das bietet viele Möglichkeiten zum Experimentieren."

Mehr zur Studie unter: 

www.iparl.de

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 02 / Juni 2018, S. 18
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BILDUNG/1488: Hightech Strategie 2025 - Ganzheitliche Innovationsstrategie


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. September 2018

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Hightech Strategie 2025: Ganzheitliche Innovationsstrategie



René Röspel, zuständiger Berichterstatter:

Ein breites Innovationsverständnis, das nicht nur technische, sondern auch soziale Innovationen in den Fokus nimmt, und eine starke Zusammenarbeit der verschiedenen Ressorts sind die Basis für eine erfolgreiche Forschungs- und Innovationspolitik. Nur dadurch sichern Forschung und Innovation die Zukunfts- und Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes. Mit dem heutigen Kabinettsbeschluss der Hightech-Strategie 2025 wird dieses sozialdemokratische Leitbild konsequent weitergeführt. Jetzt ist es wichtig, dass die Hightech-Strategie 2025 zügig durch konkrete Förderprogramme und -maßnahmen umgesetzt wird.

"Auf Drängen der SPD-Bundestagsfraktion wurde die 2006 ins Leben gerufene Hightech-Strategie bereits in der vergangenen Wahlperiode weiterentwickelt zu einer ressortübergreifenden Innovationsstrategie für Deutschland. Gleichzeitig ist es auch zu einer wichtigen Akzentverschiebung gekommen: weg von einer rein technologieorientierten Förderung hin zu einer ganzheitlichen Innovationsstrategie, die auch soziale Innovationen, Vorsorge und Nachhaltigkeit in den Blick nimmt. Dies ist der richtige Weg, damit Forschung und Innovation unsere Innovationsfähigkeit sichern und zu Wohlstand, Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit in unserem Land beitragen.

Bisher tat sich das CDU-geführte Ministerium schwer, neben technischen Innovationen auch soziale Innovationen angemessen in ihrer Forschungs- und Innovationsstrategie zu berücksichtigen. Jetzt ist es an der Zeit, die Hightech-Strategie 2025 zügig umzusetzen. Die SPD-Bundestagsfraktion wird Bundesministerin Anja Karliczek bei der Umsetzung intensiv unterstützen und immer wieder daran erinnern, dass die großen gesellschaftlichen Herausforderungen unserer Zeit nicht nur durch die Entwicklung neuer Technologien gelöst werden können."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/662: SPD setzt sich durch - Mieterschutzgesetz stärkt die Rechte der Mieter


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. September 2018

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

SPD setzt sich durch - Mieterschutzgesetz stärkt die Rechte der Mieterinnen und Mieter



Michael Groß, zuständiger Berichterstatter:

Heute hat das Bundeskabinett das Mieterschutzgesetz verabschiedet. Es ist ein wichtiger Beitrag, um Rechte der Mieterinnen und Mieter zu stärken, sie vor Verdrängung zu schützen und die finanziellen Folgen von Modernisierungen zu verdrängen. Ziel ist ein Inkrafttreten zum 1. Januar 2019.

"Bezahlbares Wohnen ist mittlerweile die soziale Frage, die Menschen auch jenseits von Großstädten bewegt. Es ist gut, dass der heute von Bundesjustizministerin Katarina Barley vorgelegte Gesetzentwurf dazu beitragen wird, Wohnen wieder bezahlbar zu machen und Menschen damit in ihrem angestammten Wohnumfeld bleiben können, auch wenn saniert wurde. Wir werden alles daran setzen, dass der verbesserte Schutz von Mieterinnen und Mietern zum 1. Januar 2019 in Kraft treten kann.

Mit der heutigen Entscheidung des Bundeskabinetts stärken wir die soziale Funktion des Mietrechts. Wohnungen sind keine Spekulationsobjekte. Wir verbessern die Mietpreisbremse, damit sie schneller und einfacher wirken kann. Vermieter müssen demnach erstmals die Vormiete offenlegen. Das schafft die notwendige Transparenz, die bislang fehlt. Wir senken die Umlagefähigkeit bei Modernisierungen von derzeit 11 auf 8 Prozent. Es muss Schluss sein damit, dass Vermieter gerade auch ältere Menschen bewusst aus ihren Wohnungen herausmodernisieren, indem ihnen zum Beispiel wochenlang das Wasser abgestellt wird. Wir führen empfindliche Geldbußen ein, die die Vermieter bei solch einem Verhalten sanktionieren. Verdrängung ist mit der SPD nicht zu machen. Mieten und Wohnen kann man eben nicht allein dem Markt überlassen. Wohnen ist keine Ware.

Mit dem neuen Mietrechtsgesetz, den zusätzlichen Haushaltsmitteln für die Stärkung der sozialen Wohnraumförderung, dem neuen Baukindergeld und weiteren Abschreibungen beim Wohnungsneubau schaffen wir das notwendige Ziel, Mieter besser vor Wucher und Verdrängung zu schützen und unterstützen gleichzeitig einen stärkeren Neubau und die Modernisierung von Wohnungen.

Der Gesetzentwurf kommt jetzt in den Deutschen Bundestag. Als SPD-Bundestagsfraktion halten wir die Forderung aufrecht, dass der Betrachtungszeitraum beim Mietspiegel deutlich über die bisher angedachten vier Jahre hinaus liegen muss. Die SPD-Bundestagsfraktion plädiert auch für eine flächendeckende Geltung der Absenkung der Modernisierungsumlage. Offenbar ist dieses Problem endlich auch beim Koalitionspartner angekommen. Darüber hinaus setzen wir uns dafür ein, das neue Bestellerprinzip bei Mietwohnungen auch auf Immobilienkäufe auszudehnen. Damit würden insbesondere die Kaufnebenkosten für junge Familien, die Eigentum erwerben wollen, gesenkt."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2715: Volle Gleichstellung homosexueller Ehepaare


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. September 2018

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Volle Gleichstellung homosexueller Ehepaare



Karl-Heinz Brunner, stellvertretender Sprecher der AG Recht und Verbraucherschutz:

In der heutigen Kabinettssitzung wurde das Begleitgesetz Ehe für alle auf den Weg gebracht. Damit werden rechtstechnische und redaktionelle Lücken geschlossen, um eine einheitliche Handhabung in der Praxis zu gewährleisten und Unklarheiten zu beseitigen. Das ist ein wichtiger Schritt zum Abbau der Diskriminierung Homosexueller.

"Die Öffnung der Ehe war ein großer Schritt. Die Schwierigkeiten zeigten sich dann aber im Kleingedruckten. Endlich können sich nun gleichgeschlechtliche Paare im Personenstandsregister so registrieren, wie sie sind: Frau und Frau oder Mann und Mann.

Der Gesetzentwurf der Bundesjustizministerin Katarina Barley sieht eine rechtliche Gleichstellung wie auch redaktionelle Anpassungen vor. Das ist ein wichtiger Schritt zum Abbau der Diskriminierung Homosexueller.

Damit ist es aber nicht getan. Aus Sicht der SPD-Bundestagsfraktion ist zum vollständigen Abbau der Ungleichbehandlung lesbischer Paare die Einführung einer Mutterschaftsvermutung erforderlich, so dass wie bei heterosexuellen Paaren die Ehepartnerin automatisch als Mutter eines in der Ehe geborenen Kindes gilt. Nach geltender Rechtslage bleibt für lesbische Ehepaare bleibt aktuell nur der Umweg über die Sukzessivadoption.

Unsere Aufgabe wird es jetzt sein, den Gesetzentwurf genau zu prüfen und sachgemäß zu diskutieren. Wir Sozialdemokraten wollen Diskriminierung beseitigen und nicht neue schaffen. Hierzu werden wir auch die Anregungen des Bundesrates aufgreifen. Die Koalition hat sich auf die Beseitigung der Diskriminierung Homo-, Trans- und Intersexueller im Koalitionsvertrag geeinigt. Wir werden uns für dieses Ziel einsetzen - auch gegen etwaige Widerstände der Union."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2009: Für ein zeitgemäßes Kartellrecht und eine wirksame Missbrauchsaufsicht


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 4. September 2018

Arbeitsgruppen: Wirtschaft und Energie, Digitale Agenda

Für ein zeitgemäßes Kartellrecht und eine wirksame Missbrauchsaufsicht



Jens Zimmermann, digitalpolitischer Sprecher;

Falko Mohrs, zuständiger Berichterstatter AG Wirtschaft und Energie:

Der Bundeswirtschaftsminister hat heute eine Studie und erste Überlegungen zur Reform des Wettbewerbsrechtes vorgestellt, um endlich wirksamer gegen die Marktmacht der Internetplattformen vorgehen und einen fairen Wettbewerb wiederherstellen zu können. Der Bundeswirtschaftsminister ist aufgefordert, schnell entsprechende Regelungsvorschläge für ein zeitgemäßes Kartellrecht und eine wirksame Missbrauchsaufsicht vorzulegen.

"Im Koalitionsvertrag haben wir Maßnahmen vereinbart, um den Missbrauch von Marktmacht vor allem auf sich schnell verändernden Märkten zügig und effektiv abstellen und um die Missbrauchsaufsicht insbesondere im Hinblick auf Missbräuche von Internetplattformen weiterzuentwickeln. Es ist gut, dass der Bundeswirtschaftsminister auf den Vorarbeiten von Brigitte Zypries und Sigmar Gabriel aufbaut und heute eine Studie mit ersten Überlegungen zur Reform des Wettbewerbsrechtes vorstellt. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt diese Vorschläge, die in die gleiche Richtung zielen wie die von Andrea Nahles vorgestellten Eckpunkte zur Anpassung des Wettbewerbsrechts an die Herausforderungen der digitalen Plattformwirtschaft.

Wir brauchen dringend ein proaktives Wettbewerbsrecht, um frühzeitiger gegen die missbräuchliche Ausübung der Marktmacht von Internetplattformen vorgehen und bereits vor dem Umkippen in Monopolstrukturen reagieren zu können. Außerdem müssen wir stärker diejenigen Plattformen in den Blick nehmen, die als Intermediäre immer öfter eine Monopolstellung einnehmen, um auch hier wieder Wettbewerb und die Durchsetzung unserer Standards, beispielsweise im Arbeitsrecht oder beim Verbraucherschutz, sicherzustellen.

Zudem müssen neue Datenmonopole verhindert werden, um das Recht auf informationelle Selbstbestimmung zu gewährleisten.

Der Bundeswirtschaftsminister ist jetzt aufgefordert, zügig konkrete Regelungsvorschläge für ein zeitgemäßes Kartellrecht und eine wirksame Missbrauchsaufsicht vorzulegen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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BERUF/1894: Potenziale junger Geflüchteter besser fördern (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 31. August
2018

Potenziale junger Geflüchteter besser fördern:

Paritätischer Gesamtverband und DGB fordern Ausweitung der Ausbildungsduldung



Der Paritätische und der DGB rufen anlässlich des Ausbildungsbeginns 2018,
wenn rund eine halbe Million junge Menschen in die duale Ausbildung
einmünden, dazu auf, die Potenziale junger geflüchteter Menschen besser zu
nutzen und ihnen durch die verstärkte Anwendung der 3+2 Regelung eine
Berufsausbildung zu gewähren. Diese Regelung soll den Aufenthalt während
und nach der Ausbildung ermöglichen.

Die bisherige Praxis der Ausländerbehörden verhindert allzu oft trotz der
gesetzlichen Neuregelung die Erteilung der Ausbildungsduldung. Diese
Vergeudung von Potenzial ist völlig unverständlich. Viel zu häufig erleben
engagierte Arbeitgeber/-innen, dass trotz unterzeichnetem
Ausbildungsvertrag und bereits begonnener Ausbildung Azubis abgeschoben
werden.

Der Paritätische und der DGB fordern mehr Rechtssicherheit für junge
geduldete Geflüchtete. Nach Abschluss eines Ausbildungsvertrages dürfen bis
zum Beginn der Ausbildung (z.B. während einer Einstiegsqualifizierung als
ausbildungsvorbereitende Maßnahme) und während der Dauer der Ausbildung
keine aufenthaltsbeenden Maßnahmen eingeleitet werden. Das Motto muss
heißen: Volle Kraft in Ausbildung! Dafür braucht es einen
unmissverständlichen Auftrag an die Ausländerbehörden. Bevorstehende
aufenthaltsbeendende Maßnahmen, die der Erteilung entgegenstehen, dürfen
hingegen nur dann angenommen werden, wenn die faktische Vollstreckung der
Abschiebung eingeleitet ist.

Asylsuchende und geduldete Auszubildende müssen zudem genau wie andere
Azubis während der Ausbildung pädagogisch und finanziell unterstützt
werden. Besonders wichtig für junge Geflüchtete ist eine flexible und
individuelle Sprachförderung vor und auch während der Ausbildung. Ebenso
wichtig ist es, bestehende Förderlücken zu schließen, um
Ausbildungsabbrüche zu vermeiden.

Der Paritätische und der DGB sind grundsätzlich der Auffassung, dass junge
Geflüchtete, die eine Ausbildung machen, einen sicheren Aufenthalt
außerhalb des Duldungssystems benötigen.




Download und weiterführende Informationen:

Arbeitshilfe "Die Ausbildungsduldung nach § 60a Abs. 2 S. 4 ff.
AufenthG: Praxistipps und Hintergründe", Paritätischer Gesamtverband

https://www.der-paritaetische.de/schwerpunkte/migration/publikationen/?tx_news_pi1%5Bnews%5D=11055&cHash=f1332065d37a1612b67989582e0991ae

Handreichung "3+2 Regelung - Informationen und Handlungsempfehlungen",
Deutscher Gewerkschaftsbund

http://www.dgb.de/themen/++co++533a298a-9798-11e7-9b6d-525400e5a74a

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





GENTECHNIK/569: Gentechnik à la Industrie (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 423 - Juli/August 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Gentechnik à la Industrie

Unternehmen entwickeln einen gemeinsamen Kommunikationsleitfaden für
mehr Akzeptanz

von Annemarie Volling, AbL-Gentechnikexpertin



Die Gentechnikindustrie und die ihr nahestehenden Wissenschaftler
haben sich aufgestellt. Ziel ist es, die Regierungen zu überzeugen,
dass Produkte (Pflanzen und Tiere), die mittels
"Genom-Editing"-Verfahren, wie beispielsweise CRISPR/Cas, erzeugt
wurden, keine Risikobewertung und Zulassungsverfahren durchlaufen
sollen. Am liebsten global, um Handelshemmnisse, wie bei der alten
Gentechnik - Zulassungsverfahren, Kennzeichnung, Nulltoleranz für
nicht zugelassene GVO und Rückverfolgbarkeit - zu vermeiden. Dies geht
aus einem internen Kommunikationsleitfaden hervor, den die ISF
(International Seed Federation) entwickelt hat. Die konzernkritische
Organisation CEO (Corporate Europe Observatory) hat die
Kommunikationsstrategien untersucht (s. www.corporateeurope.org unter
Embracing Nature). Die zentrale Botschaft: Die neuen
"Präzisionszüchtungsverfahren" der "modernen Biotechnologie" seien
präzise und deshalb sicher. Sie seien nichts weiter als eine
"Weiterentwicklung der klassischen Pflanzenzüchtung" und folgten deren
Prinzipien - Säen, Beobachten, Selektieren. Auch ihre Produkte seien
"ähnlich oder nicht mehr unterscheidbar" von Sorten, die mit
bisherigen Züchtungsmethoden hergestellt werden können. Deshalb
bräuchten sie auch keine Risikoprüfung. Vielmehr würden
Zulassungsverfahren wie bei der alten Gentechnik sämtliche
Innovationen ersticken - nur Techniken, die den Risikobewertungen
"entgingen", könnten kommerziell erfolgreich sein. Allerdings wird
gefordert, dass es Patentschutz auch auf die neuen
Biotechnologie-Pflanzen geben müsse.

Nur konventionelle Züchtung?

Der Versuch der Industrie, die neuen Gentechnikverfahren mit
Mutageneseverfahren - oder sogar mit der Kreuzungszüchtung -
gleichzusetzen, zielt darauf ab, dass bestimmte ältere
Mutagenesetechniken mit Hilfe von Strahlung oder Chemie nicht nach dem
Gentechnikrecht reguliert werden müssen. Diese Ausnahme wollen die
Befürworter auch bei den neuen Gentechnikverfahren erreichen. Die
klassische Mutationszüchtung, bei der Strahlung oder Chemikalien
eingesetzt werden, arbeitet an der ganzen Pflanze, dem Samen oder
zumindest der ganzen Zelle und greift nicht direkt in die DNA im
Zellkern ein. Ziel ist es, das Auftreten von Mutationen zu
beschleunigen und die Vielfalt an Genvarianten im Pflanzengenom zu
erhöhen. Die Mutationen entstehen ungerichtet, die Zielsequenz im
Erbgut der Pflanze kann nicht festgelegt werden. Danach werden
gewünschte Eigenschaften und Merkmale selektiert. Anders die
Genom-Editing-Verfahren: Hier werden synthetische Nukleinsäuren
und/oder Proteine in die Zellen eingeschleust, die dann das Erbgut
gezielt verändern. Hier will man nicht die Vielfalt im Erbgut erhöhen,
sondern möglichst nur bestimmte Veränderungen an vorher bestimmten
Positionen des Erbguts erzielen.

Das Verfahren ist entscheidend

Die europäische Gentechnikregulierung orientiert sich am Prozess. Das
verwendete Verfahren bestimmt, ob der daraus entwickelte Organismus
als Gentechnik eingestuft werden muss und auch einer Regulierung
unterliegt. Die neuen Verfahren verändern das Erbgut eines Organismus,
wie in der Gentechnik-Freisetzungsrichtlinie 2001/18 beschrieben, "auf
eine Weise, die auf natürliche Weise nicht durch Kreuzung und/oder
natürliche Rekombination zustande kommt". Sie sind also klar als
Gentechnik einzustufen.

Streitpunkt ist trotzdem, ob die neuen Gentechnikverfahren von einer
Regulierung ausgenommen werden. Dies ist aber nach Erwägungsgrund 17
der Richtlinie nur für solche Verfahren möglich, die
"herkömmlicherweise in einer Reihe von Anwendungen verwendet wurden
und eine lange Sicherheitsbilanz aufweisen." Das betrifft bestimmte
Mutagenese-Verfahren der 1940er Jahre, die chemische Reagenzien oder
radioaktive Strahlung anwenden. Gentechnikverfahren aus den 1980er
Jahren hingegen, bei denen Genkonstrukte mit Hilfe von dem sog.
"Schrotschussverfahren" oder "Agrobacterium" in die Zelle eingebracht
wurden, und die zum Zeitpunkt der Richtlinienentstehung neu waren,
müssen nach der Gentechnikrichtlinie reguliert werden. Das sollte also
erst recht für die aktuellen neuen Genom-Editing-Verfahren gelten.

Präzise ist nicht sicher

Verfahren wie CRISPR/Cas sind tatsächlich noch sehr neu und es gibt
ganz wenige Erfahrungen damit. Es sind viel weiter gehende Eingriffe
ins Genom möglich als bisher. Alle Verfahren nehmen technische
Eingriffe direkt auf der Ebene der DNA vor und verändern das Genom.
Die Veränderung an vorbestimmten Stellen kann einzelne Basenpaare
betreffen, es können aber auch ganze Genabschnitte integriert oder
verändert werden. Gene können stillgelegt oder angeschaltet werden.
Veränderungen können mehrfach hintereinander oder an verschiedenen
Stellen im Genom eines Organismus vorgenommen werden. Darüber hinaus
ist es möglich, verschiedene Verfahren miteinander zu kombinieren. Um
die Genschere in die Zellen einzuschleusen, werden oft Methoden der
alten Gentechnik verwandt. Die Veränderungen an der DNA können sehr
viel grundlegender sein. Natürliche Regulationsmechanismen der Zelle
werden unterlaufen. Zudem können ganze Stoffwechselwege ausgeschaltet
oder verändert werden. Selbst wenn der gentechnische Eingriff
möglicherweise gezielter erfolgt, ist es nicht ausgeschlossen, dass
die Auswirkungen des Eingriffs ganz anders sind als erwartet. Schon
jetzt zeigt sich, dass es zu unerwarteten Effekten kommen kann und
zwar sowohl an den Stellen, an der die Genschere schneidet, als auch
an Nicht-Zielstellen. Deshalb darf präzise nicht mit sicher
gleichgesetzt werden. Bisher gibt es kaum Daten, die eine seriöse
Bewertung der Verfahren und der mit ihnen erzeugten Produkte erlauben
würden. Auch mögliche Auswirkungen der Veränderungen auf die Umwelt
oder in Nahrungssystemen sind unbekannt.

Vorsorge

Der Umgang mit den neuen Gentechnikverfahren ist von Wissenslücken und
Unsicherheiten geprägt. Diese Unsicherheit ist mit der plausiblen
Befürchtung verbunden, dass in komplexen Systemen wie der Umwelt auch
kleine Veränderungen sehr große Schäden bewirken können. Zudem gibt es
eine sehr dynamische Entwicklung bei den neuen Verfahren, innerhalb
kurzer Abstände werden neue Verfahren oder neue Varianten der
Verfahren vorgestellt. Um Mensch und Umwelt zu schützen, ist die
Anwendung des in der EU-Gesetzgebung verankerten Vorsorgeprinzips
essentiell und Teil der Gentechnikrichtlinie. Nur durch eine
Regulierung der neuen Gentechnikverfahren als Gentechnik sind eine
Risikobewertung, ein Zulassungsverfahren, eine Kennzeichnung und ein
allgemein zugängliches Nachweisverfahren, Rückverfolgbarkeit und
Monitoring gewährleistet. Nur durch die Regulierung der neuen
Verfahren als Gentechnik kann die von Verbraucherinnen, Bäuerinnen und
Bauern geforderte gentechnikfreie Landwirtschaft und
Lebensmittelerzeugung sichergestellt werden.



Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Neue Gentechnikverfahren bedürfen Risikoprüfungen in geschlossener
Umgebung
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ASIEN/905: Pakistan - Verläßliche Fronten ... (SB)


Pakistan - Verläßliche Fronten ...



Zwischen Pakistan und den USA befinden sich die Beziehungen auf dem
absoluten Tiefpunkt. Grund ist zweifelsohne die selbstherrliche und
schäbige Art und Weise, wie die Amerikaner seit Jahren mit dem
pakistanischen Verbündeten umgehen. Seit Washington und Islamabad in
den achtziger Jahren gemeinsam für die militärische Niederlage der
Sowjetunion in Afghanistan sorgten, geht es in dem bilateralen
Verhältnis nur noch bergab. Sollte, wie befürchtet, demnächst die USA
in den Krieg mit dem Iran ziehen, sieht es so aus, als könnte Pakistan
Partei für Teheran ergreifen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß
Pakistan eine Atommacht ist, die über geschätzt 125 Nuklearsprengköpfe
sowie die dazu gehörigen Trägersysteme - Raketen und Flugzeuge -
verfügt.

Erste Risse traten nach indischen und pakistanischen Atomtests 1998
auf. Damals bestraften die USA Pakistan dafür, lediglich das
strategische Gleichgewicht zum großen Rivalen Indien aufrechterhalten
zu haben, indem sie die Lieferung mehrerer extrem teurer Kampfjets vom
Typ F-16 an die pakistanischen Luftwaffe mit dem Argument stornierten,
die Flugzeuge eigneten sich zum Transport von Atombomben, man wolle
das Wettrüsten auf dem Subkontinent nicht anfeuern. Mit dem Einwand
hätten sich die Pakistaner vielleicht abgefunden, doch die
gleichzeitige Weigerung der USA, Pakistan sein Geld, mit dem es
bereits für die F-16s gezahlt hatte, nicht zu zurückzuerstatten, hat
in der pakistanischen Öffentlichkeit für große Empörung gesorgt. Nach
den Flugzeuganschlägen vom 11. September 2001 zwangen die USA Pakistan
zur Teilnahme am "globalen Antiterrorkrieg", der mit einem Einfall in
Afghanistan und dem dortigen Sturz der Taliban-Regierung beginnen
sollte. Damals flog der Stellvertretende US-Außenminister Richard
Armitage nach Islamabad und erklärte dem damaligen pakistanischen
Präsidenten General Pervez Musharraf, entweder leistete Islamabad
Schützenhilfe und stellt sein Territorium als Aufmarschgebiet zur
Verfügung oder die USA würden die Islamische Republik "in die
Steinzeit zurückbomben".

Der Krieg der NATO in Afghanistan, der inzwischen siebzehn Jahre
dauert, hat in Pakistan schwere Schäden angerichtet. Weil die
pakistanischen Paschtunen ihre Volksgenossen in Afghanistan
unterstützen, wurde Pakistans nördliche Grenzregion ebenfalls zum
Kriegsgebiet. Infolge heftiger Kämpfe zwischen den pakistanischen
Taliban und den staatlichen Streitkräften Pakistans sind ganze
Landstriche verwüstet, Zehntausende Menschen getötet worden.
Zahlreiche pakistanische Grenzanwohner - die meisten von ihnen
Zivilisten - sind CIA-Drohnenangriffen, die völkerrechtlich illegal
sind, zum Opfer gefallen.

Unvergessen bleibt in Pakistan auch die Raymond-Davis-Affäre. Wegen
der Erschießung zweier Pakistaner auf offener Straße in Lahore 2011
mußte der US-Botschaftsmitarbeiter und mutmaßliche CIA-Agent zwei
Monate in Gefängnis verbringen, bis Hillary Clinton und Barack Obama
durch die Zahlung von Entschädigungsgeldern an die Opferfamilien ihn
freipressen konnten. Um die Pakistaner für ihre Unartigkeit zu
bestrafen, griff die CIA, unmittelbar nachdem Davis den pakistanischen
Luftraum verlassen hatte, per Drohne das Dorf Datte Khel in
Nordwasiristan an und tötete 44 Teilnehmer eines Treffens von
Stammesältesten. Fünf Monate später zitierte die Nachrichtenagentur
Associated Press ein Mitglied der Obama-Regierung mit der Aussage, die
blutigste Einzelaktion des gesamten CIA-Drohnenkrieges sei "Vergeltung
für Davis" gewesen, denn "die CIA war zornig".

In Pakistan ärgert man sich zudem seit längerem über den Umgang der
USA mit Indien. Im Unterschied zu Islamabad hat Washington Neu-Delhi
zu keinem Zeitpunkt wegen des Kernwaffenprogramms sanktioniert oder
der indischen Führung wegen ihrer Weigerung, dem
Nichtverbreitungsvertrag beizutreten und Indiens Nuklearanlagen für
Inspektionen der IAEO zu öffnen, Vorwürfe gemacht. Ganz im Gegenteil
haben die USA unter George W. Bush Indien mit der Lieferung ziviler
Nukleartechnologie bestochen, um das aufstrebende Riesenreich als
Kunde für die eigene Rüstungsindustrie gewinnen und langfristig in
seine China-Containment-Strategie einbinden zu können.

Mit Obamas und Clintons neuer Pazifik-Strategie haben die Bemühungen
der USA um eine Militärallianz mit Indien nur noch weiter zugenommen.
Der Verzicht Washingtons auf eine Vermittlerrolle zwischen Islamabad
und Neu-Delhi hat Pakistan in die Arme Chinas getrieben. 2015 hat die
Volksrepublik verkündet, für 62 Milliarden Dollar Pakistan an die Neue
Seidenstraße anzubinden, dort neue Pipelines, Straßen und
Schienenstrecken zu bauen sowie eine ganze Reihe von
Sonderwirtschaftszonen anzulegen. Über die strategische Partnerschaft
Pakistans und Chinas ist man in Washington überhaupt nicht glücklich.
Dies wurde mehr als deutlich, als Präsident Donald Trump am 1. Januar
bei seiner ersten Twitter-Meldung des Jahres 2018 behauptet, die USA
hätten Pakistan seit 2002 mehr als 33 Milliarden Dollar Finanzhilfe
zukommen lassen und im Gegenzug nichts als "Lügen und Betrug"
erhalten. Gleichzeitig setzte Washington die Zahlungen, mit denen die
USA die Unkosten Pakistans im Antiterrorkampf erstattet, bis auf
weiteres aus.

In Pakistan hat man allmählich die Nase gestrichen voll vom Verhalten
der USA. Mit Rückendeckung und inoffiziellen Unterstützung des
Militärs, der mächtigsten Institution in Pakistan, erlebte die
pakistanische Gerechtigkeitsbewegung (Pakistan Tehreek-e-Insaf - PTI)
um den einstigen Kapitän der Cricket-Nationalmannschaft einen
Siegeszug bei den Parlamentswahlen im vergangenen Juli. Am 18. August
wurde Khan, der sich seit Jahren als großer Kritiker des seines
Erachtens kontraproduktiven "Antiterrorkriegs" hervortut,
Premierminister Pakistans. Als ersten ausländischen Besucher hat Khan
am 31. August ausgerechnet den iranischen Außenminister Mohammed
Dschawad Sarif empfangen. Dies war sicherlich als Affront gegenüber
den USA gedacht. Schließlich hat Trump im Mai das internationale
Atomabkommen mit dem Iran aus dem Jahr 2015 aufgekündigt, seitdem
schwere Wirtschaftssanktionen gegen das Land verhängt und mit Krieg
gedroht. Bis November wollen die USA den Ölexport des Irans "auf Null"
gedrosselt haben, weswegen eine militärische Auseinandersetzung am
Persischen Golf unvermeidlich erscheint.

Vor diesem Hintergrund war der zweitägige Staatsbesuch aus Iran in
Pakistan eine bemerkenswert selbstbewußte Aktion der neuen
Khan-Administration. Die iranische Delegation wurde nicht nur in
Islamabad von Khan und Außenminister Shah Mehmood Qureshi, sondern
auch im Hauptquartier der pakistanischen Streitkräfte in Rawalpindi
von Generalstabschef Qamar Javed Bajwa empfangen. Dort hat man über
die "regionale Sicherheitslage" gesprochen. Nach dem Treffen im
Außenministerium erklärte Qureshi, Pakistan unterstützte Irans
Eintreten für die Einhaltung des Atomabkommens durch alle
Unterzeichnerstaaten - wozu auch China, Deutschland, Frankreich,
Großbritannien und Rußland gehören - und stehe dem Nachbarland "in
dieser Stunde der Not" bei.

Gleich am nächsten Tag hat das State Department in Washington die
Streichung weiterer 300 Millionen Dollar Ausgleichszahlungen an
Pakistan verkündet und die Strafmaßnahme erneut mit dem angeblich
mangelnden Einsatz Islamabads im "Antiterrorkrieg" begründet. Am 3.
September hat Pakistans Außenminister Qureshi den Schritt der USA
heftig kritisiert: "Das sind keine Hilfsgelder ... Das ist unser Geld,
denn wir haben es vorgestreckt." Am 5. September wurde Trumps
Außenminister Mike Pompeo in Islamabad erwartet. In den US-Medien hieß
es, er wolle einen "Neustart" in den amerikanisch-pakistanischen
Beziehungen erzielen. Doch angesichts des Kriegskurses der USA
gegenüber China und dem Iran wäre ein solcher "Neustart" nur möglich,
wenn sich Pakistan erneut den strategischen Interessen der USA
unterordnen und mit der Rolle als Büttel Washingtons abfinden würde.
Doch dafür scheint die Zeit mittlerweile vorbei zu sein.

5. September 2018
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WOHNEN/149: Paritätischer fordert echten Schutz vor Verdrängung von Mietern (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 5. September
2018

Mietpreisbremse weiter wirkungslos: 

Paritätischer fordert echten Schutz vor Verdrängung von Mietern



Als "enttäuschend" bezeichnet der Paritätische Wohlfahrtsverband die heute
im Bundeskabinett beschlossene Mietrechtsreform. Insgesamt seien die
geplanten Maßnahmen entgegen der Absichtserklärung der Bundesregierung
nicht geeignet, dafür zu sorgen, dass zukünftig Mieten in Ballungsräumen
wieder bezahlbar werden und bleiben. Aus Sicht des Paritätischen muss
wieder mehr bezahlbarer Wohnraum für geringere und mittlere Einkommen
geschaffen werden. Der Verband sieht zwar in dem Gesetzentwurf einige
Verbesserungen, aber um die derzeitige Wohnungsnot in den Griff zu
bekommen, seien bau- und wohnungspolitisch weitere Maßnahmen zwingend
notwendig.

Vermieter müssen in Zukunft Auskunft über die Vormiete und getätigte
Sanierungen erteilen. "Das begrüßen wir. Damit haben Mieterinnen und Mieter
endlich die Möglichkeit zu wissen, ob sie ihre Miete überhaupt bremsen
können. Mehr Transparenz ist aber nur ein erster Schritt", kommentiert
Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands.
"Vermieter, die bewusst die Mietpreisbremse umgehen und bei der zulässigen
Höhe der Vormiete getäuscht haben, sollten jeden zu viel verlangten Cent
zurückerstatten müssen." Der Verband fordert außerdem, alle Ausnahmen der
Mietpreisbremse zu streichen. Die Mietpreisbremse müsse dauerhaft und
flächendeckend greifen, zudem brauche es kollektive Verbandsklagerechte für
Mietervereine.

Eine weitere Entlastung für Mieterinnen und Mieter sollen die Absenkung der
Modernisierungsumlage von derzeit 11 auf 8 Prozent in bestimmten Gebieten
und die Einführung einer Kappungsgrenze bewirken. Der Verband ist
skeptisch: "Das grundsätzliche Problem, nämlich der Mangel an bezahlbarem
Wohnraum, bleibt bestehen. Trotz der Begrenzung der Umlage werden
Mietsteigerungen Menschen mit kleinen und mittleren Einkommen weiter in
finanzielle Not bringen", so Schneider. Der Verband weist daraufhin, dass
gerade einkommensärmere Haushalte nicht selten bereits mehr als die Hälfte
ihres Einkommens für die Miete aufbringen. Hier drohe mit jeder Erhöhung
ein Auszug und im schlimmsten Fall die Wohnungslosigkeit.

Der Paritätische spricht sich unter anderem für die Stärkung des Sozialen
Wohnungsbaus, ein höheres Wohngeld, Prävention von Wohnungsverlust, eine
neue Wohnungsgemeinnützigkeit und die Bereitstellung von genügend passendem
Wohnraum für Menschen mit Behinderung aus und ist auch daher
Mitveranstalter des Alternativen Wohngipfels am 20. September in Berlin.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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ARBEIT/2854: Erstmals seit langer Zeit Rückgang der Teilzeitquote (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 04.09.2018

Erstmals seit langer Zeit Rückgang der Teilzeitquote



"Teilzeitjobs nehmen noch immer deutlich zu, aber ihre Wachstumsrate wurde
im zweiten Quartal 2018 von der Vollzeit überholt. Damit gibt es nach
einem langen Aufwärtstrend wieder einen Rückgang der Teilzeitquote",
erklärte am Dienstag Enzo Weber, Leiter des Forschungsbereichs "Prognosen
und gesamtwirtschaftliche Analysen" des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB). Während die sozialversicherungspflichtige Teilzeit
kräftig weiterwächst, sinkt die Zahl der sogenannten Minijobs.

Weber sagte, maßgeblich für den Rückgang der Teilzeitquote sei vor allem
die Entwicklung in Wirtschaftszweigen wie Verkehr und Lagerei oder
Erbringung von wirtschaftlichen Dienstleistungen, wozu unter anderem
Zeitarbeit und Wachdienste gehören.

Die Zahl der Teilzeitbeschäftigten stieg im zweiten Quartal 2018 gegenüber
dem Vorjahresquartal um 1,5 Prozent, die der Vollzeitbeschäftigten um 1,8
Prozent. Daher lag die Teilzeitquote mit 39,2 Prozent leicht unter dem
Stand des Vorjahres (-0,1 Prozentpunkte).

Die Erwerbstätigkeit insgesamt nahm im zweiten Quartal 2018 gegenüber dem
Vorjahresquartal um 1,4 Prozent zu und lag bei 44,8 Millionen Personen.
Die durchschnittliche Arbeitszeit pro Erwerbstätigem betrug im zweiten
Quartal 326,5 Stunden. Gegenüber dem Vorjahresquartal ist sie um 1,4
Prozent gestiegen.

Der Krankenstand der Beschäftigten lag mit 3,82 Prozent knapp über dem
Niveau des Vorjahresquartals (3,79 Prozent). Der Arbeitsausfall in
Krankentagen erhöhte sich damit insgesamt leicht um 0,1 Tage auf 2,3 Tage.

Die durchschnittliche vereinbarte Wochenarbeitszeit ist mit gut 30 Stunden
gegenüber dem Vorjahresquartal leicht gestiegen. Bei den
Vollzeitbeschäftigten ist die tarifliche bzw. betriebsübliche
Wochenarbeitszeit gleich geblieben, während bei Teilzeitbeschäftigten ein
Anstieg um 0,1 Prozent zu verzeichnen ist. Vollzeitbeschäftigte arbeiteten
im Durchschnitt rund 38 Stunden, Teilzeitbeschäftigte rund 17 Stunden.

"Angesichts der im ersten Halbjahr kräftigen Konjunktur wurden mehr
Überstunden geleistet und Arbeitszeitkonten aufgefüllt", sagte IAB-Forscher
Weber. Die bezahlten Überstunden je Arbeitnehmer sind im zweiten
Quartal gegenüber dem Vorjahresquartal um 0,4 Stunden auf 6,7 Stunden
gestiegen. Die Zahl der unbezahlten Überstunden erhöhte sich um 0,2
Stunden auf ebenfalls 6,7 Stunden. Zudem wurden im zweiten Quartal von den
Beschäftigten im Durchschnitt 0,3 Stunden Guthaben auf den
Arbeitszeitkonten aufgebaut.

Insgesamt arbeiteten die Erwerbstätigen in Deutschland im zweiten Quartal
14,6 Milliarden Stunden. Das bedeutet einen Anstieg von 2,7 Prozent
gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/tab-az1802.pdf

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/AZ_Komponenten.xlsx

http://doku.iab.de/aktuell/2014/aktueller_bericht_1407.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 04.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1698: Verhandlungen mit Ryanair werden kurzfristig fortgesetzt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
5. September 2018

Verhandlungen mit Ryanair werden kurzfristig fortgesetzt - Angebot
aus erster Runde enttäuschend



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die
Fluggesellschaft Ryanair setzen am heutigen Mittwoch (5. September)
die Tarifverhandlungen für die rund 1.000 Flugbegleiter bei Ryanair
in Deutschland fort. Die Verhandlungen finden in Berlin statt. Der
Verhandlungstermin war von Seiten der Fluggesellschaft kurzfristig
vereinbart worden. In der zweiten Verhandlungsrunde werde es
vorrangig um das Thema Leiharbeit gehen.

Das Angebot aus der ersten Verhandlungsrunde sei ausgesprochen
enttäuschend, betont ver.di-Verhandlungsführerin Mira Neumaier.
Ryanair hatte das Angebot gemacht, nationale Verträge abschließen zu
wollen, allerdings erst zum Jahr 2022. Darüber hinaus habe die
Fluggesellschaft die Einführung von Betriebsräten abgelehnt. Das
Entgeltangebot, das für die Jahre 2018 und 2021 keine weiteren
Erhöhungen vorsieht, für 2019 die Umwandlung einer bestehenden
Leistungsprämie sowie eine Erhöhung pro Flugstunde um 50 Cent, und
eine Erhöhung der Entgelte in 2020 um 41 Euro pro Monat sei völlig
indiskutabel.

"Ryanair hat mit diesem Angebot gezeigt, dass sie den Beschäftigten
keine Wertschätzung entgegenbringen und nicht bereit sind für echten
Wandel", kritisiert ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle.
Eine der wenigen Zusicherungen, sei die Übernahme der
Sozialversicherungsbeiträge durch den Arbeitgeber bei saisonalen
Freistellungen. Die kurzfristig angekündigten zum Teil monatelangen
Freistellungen ohne Kompensation würden dabei aber weiterbestehen.

Zu den zentralen Forderungen von ver.di für die Kabinenbeschäftigten
gehört eine substantielle Entgeltsteigerung, die das Einkommen für
alle Beschäftigten existenzsicher und planbar macht. Dazu gehören
unter anderem die Einführung eines Basisgehaltes für alle
Flugbegleiter, die Erhöhung dieses Gehaltes und die Einführung einer
Mindeststundengarantie. Des Weiteren fordert ver.di eine Kompensation
bei Verspätungen und die Einrichtung einer betrieblichen
Interessenvertretung.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 05.09.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1697: Tarifrunde T-Systems - Fünfte Verhandlungsrunde ohne Ergebnis (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. September 2018

Tarifrunde T-Systems: Fünfte Verhandlungsrunde ohne Ergebnis



Berlin - Im Tarifkonflikt zwischen der T-Systems und Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ist am Dienstag in Hannover die
fünfte Verhandlungsrunde für die deutschlandweit rund 11.000
tarifgebunden Beschäftigten ohne Ergebnis beendet worden. "Das leicht
verbesserte Angebot des Arbeitgebers ist für uns nicht annehmbar",
sagte ver.di-Verhandlungsführer Michael Jäkel. Zwölf Leermonate und
eine ab 2019 folgende Entgelterhöhung von 2,0 Prozent würden für die
Beschäftigten deutliche Reallohnverluste bedeuten. Der angebotene
Schutz vor betriebsbedingten Kündigungen sei wertlos, da er an nicht
erfüllbare Bedingungen geknüpft sei. "Das ist mit uns so nicht zu
machen."

Die Tarifverhandlungen waren Anfang April begonnen worden. Die
Gewerkschaft ver.di fordert eine Entgelterhöhung von 5,5 Prozent bei
einer Laufzeit von zwölf Monaten. Um ihren Forderungen Nachdruck zu
verleihen, hatten sich am Donnerstag und Montag insgesamt rund 2.500
Beschäftigte an vollschichtigen Warnstreiks beteiligt.

Über die Fortsetzung der Tarifverhandlungen in einer sechsten Runde
haben die Tarifparteien in Hannover nicht entschieden. ver.di wird
nun die weiteren Schritte in den zuständigen Gremien beraten.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 04.09.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





VERMÖGEN/114: Bei der Geldanlage machen Vietnamesen und Deutsche die gleichen Fehler (idw)


Universität Trier - 04.09.2018

Bei der Geldanlage machen Vietnamesen und Deutsche die gleichen Fehler

Eine Studie an der Universität Trier bestätigt: Freunde und Verwandte sind
schlechte Berater



Wenn Vietnamesen Geld anlegen, verhalten sie sich kaum anders als
Deutsche oder Amerikaner. Das haben Prof. Dr. Marc Oliver Rieger und Thuy
Chung Phan von der Universität Trier herausgefunden. Diese Erkenntnis
überrascht, wäre doch zu vermuten, dass sich wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Unterschiede auch auf das Anlageverhalten auswirken. "Letztlich
ist bei der Geldanlage weniger der kulturelle Unterschied als die
Psychologie der ausschlaggebende Faktor. Die psychologischen Motive sind
bei den Menschen gleich - ob im Westen oder in einem sich entwickelnden
Land wie Vietnam", sagt Marc Oliver Rieger, Professor für Bank- und
Finanzwirtschaft.

Menschen aus unterschiedlichen Kulturen und Wirtschaftssystemen machen die
gleichen Fehler bei der Geldanlage. Das ist ein weiteres Ergebnis der
Studie von Marc Oliver Rieger, Thuy Chung Phan und Professorin Mei Wang
(WHU - Otto Beisheim School of Management), in der sie den sogenannten
"social transmission bias" erstmals empirisch belegen. Dahinter verbirgt
sich folgender Zusammenhang: Geldanleger, die sich von Freunden, Verwandten
oder Bekannten beeinflussen lassen, gestalten ihr Aktien-Portfolio
überproportional risikoreich. Statt das Anlagevermögen auf viele
verschiedene Aktien zu streuen und die Gefahr von Verlusten zu minimieren,
setzen sie zu sehr auf eine einzelne Aktie.

Grund ist ein Nachahmer-Effekt. Wird im Bekanntenkreis über Geldanlagen
gesprochen, neigen die Gesprächspartner dazu, nur von ihren erfolgreichen
Aktiengeschäften zu berichten und Fehlschläge zu unterschlagen. Das
verleitet die Zuhörer, selbst konzentriert in diese vermeintliche
Erfolgsaktie zu investieren. Marc Oliver Rieger rät dazu, die
Einzelaktien-Strategie den Profis zu überlassen. "Mit einem gestreuten
Anlagenportfolio erreicht man die gleiche Durchschnittsrendite bei einem
geringeren Risiko."

In einigen Aspekten unterscheiden sich Geldanleger in Vietnam und im
Westen aber doch. "In Vietnam investiert man auch vergleichsweise kleine
Summen in Aktien. Außerdem sind Vietnamesen beim Kaufen und Verkaufen von
Aktien deutlich aktiver", hat Thuy Chung Phan herausgefunden, die für die
Studie 620 vietnamesische Investoren befragt hat. Sie erklärt den
Unterschied mit geringeren Vermögen und damit, dass in Vietnam die
Geldanlage als eine seltene Möglichkeit für einen Zusatzverdienst genutzt
wird.

Gegenüber vorhergehenden Untersuchungen verfolgt die Studie den neuen
Ansatz, sich nicht nur auf einen Aspekt der Entscheidungsfindung von
Anlegern zu konzentrieren. Sie betrachtet vielmehr das Zusammenspiel
verschiedener Variablen und deren Bedeutung.

Die Studie ist auch für Bankberater interessant, denn die Ergebnisse legen
nahe, dass über Länder und Kulturen hinweg gleiche Muster in der
Geldanlage-Beratung angewendet werden können. Dank der dynamischen und
zuletzt konstanten wirtschaftlichen Entwicklung dürfte sich Vietnam für
die internationale Finanzwirtschaft zu einem stetig interessanteren Markt
entwickeln.


Die Studie "What leads to overtrading and under-diversification? Survey
evidence from retail investors in an emerging market" von Thuy Chung Phan,
Marc Oliver Rieger und Mei Wang ist im "Journal of Behavioral and
Experimental Finance" erschienen:

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S221463501730117X

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution103

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Trier, 04.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/009: Wieder deutscher Staatsbürger im Urlaub festgenommen (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 04.09.2018

Wieder deutscher Staatsbürger im Urlaub festgenommen

Rote Hilfe e.V. fordert Freilassung von Mehmet Y.



Der 44jährige war gemeinsam mit seiner Frau auf dem Weg in den Urlaub, als
er bei der Einreise aufgrund einer sogenannten Interpol-"Red Notice" auf
Betreiben der türkischen Regierung bei der Ausweiskontrolle verhaftet
wurde. Ihm droht nun die mögliche Auslieferung.

Mehmet Y. war während seines Studiums in den 90er Jahren in der Türkei
politisch aktiv und wurde wie viele Studierende verfolgt, inhaftiert und
gefoltert.

Im Jahr 2001 ist er schließlich nach Deutschland geflohen und wurde in
Abwesenheit zu einer mehrjährigen Haftstrafe wegen angeblicher 
PKK-Mitgliedschaft verurteilt.

2009 wurde Mehmet Y. in der BRD eingebürgert. Die türkischen Behörden
entließen ihn jedoch nicht aus der Staatsbürgerschaft, er besitzt deshalb
sowohl einen deutschen als auch einen türkischen Pass.

Der Inhaftierte war in den vergangenen Jahren mehrfach innerhalb von Europa
gereist und war nicht über das Interpol-Gesuch informiert.

Hierzu erklärt Heiko Lange, Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe
e.V.:

"Wie oft soll es Erdogan und seinen Repressionsbehörden eigentlich noch
gestattet werden, mit Hilfe von Interpol vermeintliche oder tatsächliche
Oppositionelle im Exil verhaften zu lassen? Die türkischen Gefängnisse sind
voll von politischen Gefangenen und das Regime geht mit äußerster Härte
gegen linke Kräfte und soziale Bewegungen vor. Mit diesen willkürlichen
Festnahmen und dem Missbrauch von Interpol muss unverzüglich Schluss sein.
Die Rote Hilfe e.V. fordert die sofortige Freilassung von Mehmet Y."

Y. war von der Grenzpolizei bei der Einreise nach Bulgarien erst für 24,
später für 72 Stunden festgenommen worden.

Morgen erwartet den Bonner Sozialarbeiter nun um 14 Uhr sein Prozess vor
dem Bezirksgericht Varna, indem über eine mögliche Auslieferung entschieden
werden soll.

"Mehmet Y. ist bis heute von der Folter gezeichnet und muss sich behandeln
lassen. Eine Auslieferung darf gar nicht in Frage kommen. Auswärtiges Amt
und Justizministerium müssen hier unverzüglich tätig werden und sich
öffentlich erklären, statt sich aus diplomatischen Erwägungen wegzuducken",
so Lange abschließend.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 04.09.2018

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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REZENSION/005: Dr. Karsten Müller, Claus Dieter Meyer - Magie der Schachtaktik (SB)


Dr. Karsten Müller/Claus Dieter Meyer



Magie der Schachtaktik

Intuition, Fantasie & Präzision




Das Grundmotiv einer Schachpartie ist der Abtausch. Nur so lassen
sich überhaupt positionelle Vorteile, seien sie statischer oder
dynamischer Art, für die eigene Seite und gegen den Kontrahenten
erzielen. Was nach einer simplen Selbstverständlichkeit klingt, die
des Aufhebens von Worten, Gedanken und Reflexionen nicht zu bedürfen
scheint, wird, in den Zement einer Fragestellung gegossen, zu einer
ernsten Auseinandersetzung um Denkprozesse, die weit über die
allgemeinen Auffassungen von Spiel und Logik hinausreichen. Strategie
und Taktik, Grenzgänge von kombinatorischer Genialität, die das
Schachherz höher schlagen lassen, oder die leidenschaftlich
verfolgte, zumeist jedoch unerfüllt bleibende Partie aus einem Guß
sind den operativen Abtauschvorgängen auf dem Brett stets
nachgeordnet. Hingegen stellen Pläne, Manöver und die in letzter
Konsequenz auf Perspektive beruhende, zudem durch Turnierbedingungen
und Zeitkontrollen stark eingeschränkte Fähigkeit zur
Vorausberechnung von Zugfolgen den Versuch dar, die Unendlichkeit
mathematischer Fiktionen wieder auf ein greifbares Maß einzugrenzen.
Unabhängig von der Komplexität strategischer Methoden zur
Vorteilsgewinnung wird Schach in erster Linie durch Abtausch
gespielt. Der russische Großmeister und Weltmeister von 1948-1957,
1958-1960 und 1961-1963 Michail Botwinnik hat dazu in seinem Werk
"Algorithmus im Schach" ein ernüchterndes Resümee gezogen: "Meiner
Meinung nach besteht das Wesen einer Schachpartie ganz allgemein aus
Abtausch. Dieser allgemeine Abtausch bezweckt einen relativen Gewinn
von materiellen oder positionellen Werten. Andere Ziele gibt es
nicht, kann es nicht geben." (S. 210)

In der Schachliteratur hat es sich eingebürgert, von Transformationen
bzw. kritischen Momenten zu sprechen, wenn sich eine Stellung derart
einschneidend verändert, daß der "Charakter des Kampfes, der Pläne
und Ideen eine neue Richtung" (S.210) erhält, also die Taktik das
Brettgeschehen maßgeblich bestimmt. Doch wie erkennt man als
Schachspieler dieses besondere Moment, wo doch im Dickicht
entufernder Möglichkeiten praktisch jeder Zug mit taktischen
Elementen oder Motiven verknüpfbar ist? Wie erwirbt man sich
taktisches Wissen, das mehr ist als ein Repertoire auswendig
gelernter Schlüsselkombinationen?

Claus Dieter Meyer und Karsten Müller haben mit "Magie der
Schachtaktik" ein Studienbuch herausgegeben, das sich an
fortgeschrittene Spieler richtet, die ihre Fertigkeiten im
Turnierschach verbessern und auf diesem Feld Erfolge feiern wollen.
So soll anhand ausgewählter Beispiele und Übungen und vor allem
durch, wie der Untertitel verrät, "Intuition, Fantasie & Präzision"
das Terrain zum Erkennen transformativer Momente begehbar gemacht
werden. Gleichwohl machen die Autoren keinen Hehl daraus, keineswegs
als Vermittler eines fundamentalen Taktikwissens aufzutreten. Wozu
dann ein Buch mit einem didaktischen Anliegen verfassen? fragt man
sich unwillkürlich und glaubt sich im ersten Augenblick verschaukelt.

Davon kann in keinster Weise die Rede sein. Der Sachverhalt ist ein
anderer. Meyer und Müller sind sich durchaus der Schwierigkeit
bewußt, für Novizen als auch Fortgeschrittene in der Kunst in
Buchform zu binden, was im Grunde jahrelanges Studium erfordert.
Meisterschaft fällt nicht vom Himmel, sie ist weder eine Gabe noch
ein Geschenk der Musen, sondern wird erstritten und erkämpft auf dem
steinigen Pfad mühsamer Fehlerkorrektur. Papageien plappern nach, um
die Arbeit kommt man nicht herum. Daher wäre es fahrlässig und in der
Sache nicht zielführend, lediglich eine Art taktisches Grundwissen
mit dem Anspruch der Abrufbarkeit vermitteln zu wollen. Denn dazu
müßte man notwendigerweise mit Faustregeln und Lehrsätzen operieren,
deren hoher Grad an Abstraktion, eben weil sich der spezifische
Charakter kombinatorischer Positionen nicht auf die allgemeingültigen
Maße einer Merkformel herunterbrechen läßt, niemals 1:1 auf die
Komplexität taktisch-affiner Stellungen zu übertragen ist. Die Folge
wäre ein Lernschritt ins Leere, Verwirrung statt Verständnis würde
die Oberhand gewinnen, als ob man jemandem einen Pinsel in die Hand
drückt und sagt, nun hast du alles, was du brauchst, um eine Mona
Lisa zu malen. Der Reinfall wäre vorprogrammiert.

In Meisterpartien schlummert die Quintessenz taktischer Überlegungen,
doch die einzelnen Züge selber geben keine Anleitung dazu her. Was
ein Meister denkt, was er verwirft und für tauglich erachtet, bleibt
in der reinen Notation verborgen. Um diese Hürde zu nehmen und
zugleich für eine größtmögliche Annäherung zu sorgen, die es dem
Leser und Liebhaber der Schachkunst erlaubt, aus beispielhaften
Proben taktischer Versiertheit einen Gewinn für sich selber zu
ziehen, ist daher ein Kompromiß vonnöten. Dieses probate Mittel, dem
Lernen aufs engste verwandt, ist die Analyse. Wird sie gewissenhaft
und in einer systematischen Spurenlese vorgenommen, kann der Zaun
andachtsvoller Bewunderung gegenüber den Königen der Taktik
heruntergerissen und aus dem Staunen des Publikums ein Nutzwert
generiert werden.

Den Autoren ist es auf bemerkenswert plausible und zugängliche Weise
gelungen, die Entscheidungen der Großmeister auf dem Brett analytisch
fundiert darzustellen und weit über das Dokumentieren von
Lösungswegen hinaus näherzubringen, was sie dazu veranlaßt hat und
ihrer Intuition Nahrung gab. Gerade dieser Punkt ist wichtig, denn
oftmals gestaltet sich der Kampf am Brett nicht in den kalkulierbaren
Bahnen eines Anfangs und Endes. Viele Seitenwege und Alternativen
müssen mitberücksichtigt werden, wozu die Zeit unter dem
Turnierreglement in der Regel fehlt. Intuition ist daher mehr als ein
bloßes Gefühl oder mutig ins Dunkel zu schreiten, sondern basiert auf
der Summe von Erfahrungen und den logischen Voraussetzungen, die
einem bestimmten Stellungstyp eigen sind.

Der Blick für taktische Feinheiten wird in der Heimanalyse erworben
und am Turnierbrett dann vollzogen. Von daher ist es fundamental
wichtig und lehrreich, daß die Autoren insbesondere dem analytischen
Teil in ihrem Buch einen hohen Stellenwert einräumen und quasi
assistierend und begleitend auch ausgedehnte Exkursionen zu den
Nebenvarianten einer Kombination unternehmen. So erschließt sich dem
Leser ein taktischer Gesamteindruck, und er begreift, daß Pointen und
Schlüsselzüge nicht selten erst nach dem Ausbruch der Kampfhandlungen
gefunden werden. Zehn Züge vorauszudenken ist angesichts der
verwirrenden Fülle an Verwicklungen kaum möglich, aber den jeweils
nächsten besten Zug zu finden, der einer taktischen Idee zugrunde
liegt, schon. Den Leser auf dem Wege der Analyse dahin zu führen, daß
sein Blick sich sowohl für konkrete Details schärft als auch die
Umrisse transformativer Verdichtungen erkennt, macht die
eigentümliche Magie dieses Buches aus.

Dabei spielt auch die Reihenfolge der Kapitel eine wichtige Rolle.
Daß mit Dame und Springer im Angriff, gefolgt vom Springer im Angriff
begonnen wird, sodann der Angriff mit ungleichfarbigen Läufern und
Fesselungsvariationen zur Anwendung kommen, macht durchaus Sinn,
zumal Dame und Springer ein schlagfertiges Duo bilden und
Königsangriffen oft die nötige Sprengkraft verleihen. Überhaupt ist
der Springer aufgrund seiner speziellen Gangart bestens dafür
geeignet, auf engem Raum überraschende taktische Pointen zu kreieren.
Bei ungleichen Läufern wiederum kann die Dominanz einer Läuferfarbe
in Verbindung mit Felderschwächen im gegnerischen Lager taktischen
Wendungen Vorschub leisten. Auch das Motiv der Fesselung dient häufig
als Drehscheibe kombinatorischer Überfälle.

Im Anschluß an die taktischen Finessen von Springer und Läufer ist
das 5. Kapitel den Weltmeistern Alexander Aljechin, Michail Tal,
Garri Kasparow, Viswanathan Anand und Magnus Carlsen gewidmet, die in
puncto Angriffstechniken Maßstäbe setzten. Das Studium ihrer Partien
ist für das Taktiktraining von besonderem Wert und geradezu
unverzichtbar, wenn man die Kombinationskunst durchdringen will und
Inspiration sucht. Das Schlußkapitel Transformationen & Abtäusche
stellt sich der schwierigsten Aufgabe, nicht nur, weil es schwer zu
greifen, sondern in der Fachliteratur bislang viel zu wenig behandelt
worden ist. Hierzu haben die Autoren ein paar grundlegende Gedanken
zur Thematik der Stellungstransformationen vorgelegt und ihre
Bedeutung analytisch vertieft, auch mit Blick auf die zweckmäßige
Abwicklung und das Streben nach statischer Kontrolle bzw. Dynamik.
Jedem Kapitel sind Trainingsaufgaben zum behandelten Thema gewidmet,
um die gewonnenen Erkentnisse und Einsichten sogleich einem
Praxistest zu unterziehen. Der Lösungsteil findet sich am Ende des
Buches.

Sicherlich ist es für einen Schachspieler, der die Züge auf dem Brett
und die Konzeption einer Partie als Ausdruck von Aktion und Reaktion
versteht, gewissermaßen auf der Suche nach einer richtigen Antwort
auf sich wandelnde Prozesse ist, nicht leicht, den Boden vertrauter
Wahrnehmungs- und Deutungsmuster zu verlassen. Stellungskomponenten
wie Figurenspiel und die Beurteilung von Bauernstrukturen sind indes
nur Aspekte einer wesentlich weiter greifenden
Transformationsdynamik, deren beiläufiges Ergebnis durchaus auch
taktische Manöver sein können. Die Taktik ist einer von vielen
Schlüsseln dazu, die Gesamtkomposition strategischer Ziele und
Abtäusche in ein Bild zu transformieren, das wir gewohnt sind, als
Schachpartie zu begreifen. An den Rändern der strukturellen
Auseinandersetzung, die Meyer und Müller in ihrem Werk pionierhaft
betreiben, zeichnen sich indes die Aufwirbelungen von Fragen ab, die
unserem Verständnis vom Schach möglicherweise eine neue Richtung
geben. Schon dieser Spur zu folgen macht das Buch lesenswert, spornt
und inspiriert den forschenden Geist und schärft den Blick für den
weiten Horizont taktischer Möglichkeiten.

Die Autoren haben bei ihrer Arbeit zurückgegriffen auf "The Magic of
Chess Tactics" (Russell Enterprises/2002), die ChessBase DVD "Magic
of Chess Tactics - revised and enlarged" (2009) und "Magic of Chess
Tactics 2", das in Buchform 2017 ebenfalls bei Russell Enterprises
erschienen ist. Die gebundene Ausgabe von "Magie der Schachtaktik" in
deutscher Sprache stellt jedoch eine wesentliche Erweiterung des
Stoffes und der inhaltlichen Konzentrierung der Themen unter
Einbeziehung eines reichhaltigen Fundus an Partien und Fragmenten
dar, die den aktuellen Stand in der modernen Turnierpraxis
sicherstellen.

Claus Dieter Meyer ist FIDE-Meister und ein bekannter Autor und
Schachtrainer und steht seit vielen Jahren hauptamtlich in den
Diensten des SV Werder Bremen. Großmeister Dr. Karsten Müller vertrat
den Hamburger Schachklub von 1988 bis 2015 in der Schachbundesliga.
Er gilt international als einer der führenden Endspielexperten und
wurde 2007 vom Deutschen Schachbund als "Trainer des Jahres"
ausgezeichnet. Mit diversen Schachbüchern hat er sich weit über die
Grenzen der BRD hinaus den Ruf eines kompetenten Autors erworben.

5. September 2018
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06676: Reiz des Kompromittierens (SB)


Es gibt eine Art von Risikospiel, die unter Großmeistern sehr beliebt
ist. Man nehme eine Variante, in der Weiß oder Schwarz, das ist
austauschbar, mit Opfergeboten einen Angriff inszeniert. Die Attacke
schlägt nicht durch. Es dauert jedoch nicht lange, bis Weiß seine
Kombination verstärkt hat. Beim nächsten Turnier erringt die Weißseite
einen stürmischen Sieg. Du ahnst es, nicht wahr, Wanderer, der Domino-
Effekt ist da. So geht es hin und her, mal gewinnt Schwarz, indem er
die Inkorrektheit des Angriffs nachweist, dann wieder Weiß, weil er
eine verborgene Ressource aufdecken konnte. Hier geht es nicht um die
Frage von richtig oder falsch. Das wäre eine geringe Freude. Sondern
vielmehr darum, seine schöpferische Energie an einem bestimmten
Problem auszutoben. Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte der russische
Großmeister Alexej Drejew eine Variante der Französischen Verteidigung
gewählt, die den letzten Sturm abgewehrt hatte. Er selbst hatte Anteil
daran gehabt. Seine Zuversicht sank jedoch rapide gegen Null, als sein
englischer Kontrahent Michael Adams den alten Streit mit einer
Neuerung entfachte, und siehe da, das Figurenopfer ließ sich doch
spielen. Der schwarze König steht kompromittiert. Es fehlt nur noch
die entscheidende Angriffswendung.






[image: SCHACH-SPHINX/06676: Reiz des Kompromittierens (SB)]



Adams - Drejew

Wijk aan Zee 1996


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Augenfällig war 1.f4xg5? nicht dazu geeignet, den Kampf um die
Initiative am Leben zu erhalten, so daß der bulgarische Großmeister
Topalow sehenden Auges und mit nicht minderer Gedanenkenschärfe den
schwarzen Angriff vorantreiben konnte: 1...Lf6xg5+ 2.Kc1-b1 f7-f5
3.Td1-d3 f5-f4 4.Lb3xc4 Dc8xc4 und Weiß gab auf, vielleicht ein wenig
zu früh, doch die Folge 5.Sd4-e6 f4-f3 6.De2-e1 f3-f2 7.De1-e2 Ld7xe6
8.De2xe6+ Kg8-h8 9.Th1-f1 Dc4-f4 bzw. 5.De2-e4 Ld7-f5 sah in der Tat
nicht rosig aus.



Erstveröffentlichung am 6. September 2005
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KURSUS/1165: Bielefeld - Rücken und Schultern stärken, 12 Termine ab 10.9.


Rücken und Schultern stärken



Bielefeld (bi). Vorbeugung gegen verspannte Schultern, nachlassende
Beweglichkeit oder Bandscheibenverschleiß bietet ein Kurs der
Volkshochschule ab Montag, 10. September, in der Ravensberger
Spinnerei (Raum 255). Der Diplomsportler Christian Pukrop vermittelt
an zwölf Terminen, jeweils montags von 20 bis 21 Uhr, zahlreiche
Übungen, mit denen Rücken und Schultern mobilisiert und gekräftigt
werden. Information und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder
Telefon 0521 / 51-3008.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. September 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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SPIELPLAN/855: Hamburg - Kampnagel Termine im September und Oktober 2018


Kampnagel Termine September/Oktober 2018

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste

Spielzeiteröffnung 27.09. bis 06.10.



Der spanische Philosoph und Queer-Theoretiker Paul B. Preciado
eröffnet am 27. September mit einer Rede gegen das Ancien Régime der
Sexualität die neue Spielzeit auf Kampnagel. Damit setzt er den Ton
für das Programm 2018/19, mit dem Kampnagel sich zum STATE OF THE ARTS
erklärt, einem heterotypischen Ort, an dem Konzepte von nationalen
Grenzen und Kulturen und von Heteronormativität hinterfragt und
dekonstruiert werden.

Tianzhou Chen, einer der prominentesten Vertreter einer neuen
Generation chinesischer Künstler*innen, ist ein Meister der
Dekonstruktion. Aus Elementen von Popkultur, Internet, Buddhismus und
LGBT-Symbolik kreiert er groteske Bilderwelten. Nach seinem ersten
Kampnagel-Gastspiel zur Eröffnung von Theater der Welt 2017 ist er nun
zurück mit seiner Arbeit AN ATYPICAL BRAIN DAMAGE, einem
Gesamtkunstwerk aus Installation, Musik und Performance. (27.-29.09.)

So wie Tianzhou Chen kommt auch der in Hong Kong lebende Royce Ng aus
dem Kontext der Bildenden Kunst und analysiert in seinen installativen
Performance-Arbeiten asiatische Geschichte vor dem Kontext globalen
Handels und politischer Ökonomie. Seine neue Produktion QUEEN ZOMIA,
die als europäische Erstaufführung (4.-6.10.) gezeigt wird,
beschäftigt sich mit Olive Yang, einer 2017 verstorbenen bisexuellen
Bandenchefin, die den Opium- und Heroin-Handel in Südostasien
kontrollierte.

Bekannt für überbordende Bühnenspektakel ist auch die
Ausnahme-Choreografin und -Tänzerin Marlene Monteiro Freitas, die zur
Spielzeiteröffnung mit ihrem Duo JAGUAR eingeladen ist (28. und
29.09.).

Den Geschlechter-Diskurs aus Paul Preciados Eröffnungsrede greift die
britische Performerin (The Famous) Lauren Barri Holstein wieder auf,
die mit ihrer Arbeit NOTORIOUS zum ersten Mal auf Kampnagel zu Gast
ist (4.-6.10. / Deutsche Erstaufführung). Sie gilt als eine der
radikalsten feministischen Theater-Stimmen Großbritanniens und stellt
in ihren interdisziplinären Arbeiten, ihren eigenen Körper ins
Zentrum.

Im Rahmen der Spielzeiteröffnung findet am Samstag, den 29.09. das
Symposium KRITIK AUSTEILEN - KRITIK EINSTECKEN statt, für das auch die
Diskussionen um Chris Dercon und Matthias Lilienthal Anlass gegeben
haben. Neben einer Ausstellung von Studierenden der HfBK aus der
Klasse von Friedrich von Borries gibt es ein Gespräch u.a. mit der
Aktivistin Sarah Waterfeld (Staub zu Glitzer, Volksbühnenbesetzung)
und dem Kurator Bonaventure Ndikung (savvy contempory, documenta 14).
Über die Rolle der Frauen im Theater, insbesondere deren Gewalt- und
Sexismuserfahrungen arbeitet die Regisseurin Ute Rauwald schon seit
einiger Zeit. Am 13. Oktober präsentiert sie in einer szenischen
Installation die Ergebnisse ihrer bisherigen Recherchen: #METOO. EIN
PLÄDOYER FÜR DAS SPRECHEN. Und am 29.10. ist die französische
Vordenkerin des Feminismus Hélène Cixous in der Reihe Passagen
Gespräche - Forum für neues politisches Denken auf Kampnagel zu Gast.

Der weibliche Körper steht auch im Mittelpunkt der neuen Arbeit der
Hamburger Choreografin Ursina Tossi, die sich in BLUE MOON mit der
Figur der Werwölfin auseinander setzt. (Uraufführung am 17.10.)

Anonymität in zeitgenössischen Online- und Offline-Welten ist Thema
eines künstlerischen und theoretischen Schwerpunktes vom 24. bis zum
27. Oktober, für den das Performance Duo SKILLS (Camilla Milena Fehér
und Sylvi Kretzschmar) sein neues Stück WELCOME TO HELL produziert,
eine dokumentarische Konzertperformance, die zurückblickt auf die
Welcome to Hell Demonstration während des G20 Gipfels, auf der sowohl
der "Schwarze Block" als auch die Polizist*innen vermummt waren.
(Uraufführung am 24.10.). Außerdem ist der libanesische Künstler Rabih
Mroué mit seiner Lecture Performance SAND IN THE EYES eingeladen,
einer Recherche über die Rekrutierungsvideos islamischer
Extremist*innen in Hessen.

Im Musikprogramm startet das Hamburger Label One Mother zur
Spielzeiteröffnung die neue Konzertreihe GLOBAL FEMINIST BAD(B)ASS.
Preach und Natascha P. lassen damit den queer-feministischen HipHop in
Hamburg aufleben. Los geht es am 28.09.. Außerdem gibt es Konzerte von
Beach House (11.10.), Tellavision (12.10.) und PeterLicht (24.10.).


Spielzeiteröffnung 2018/19


STATE OF THE ARTS

27.09. bis 06.10.

Paul B. Preciado

ENDE DES ANCIEN RÉGIME DER SEXUALITÄT: EINE KRIEGSERKLÄRUNG

Do. 27.09. / 19:00

Keynote zur Spielzeiteröffnung

Tianzhuo Chen

AN ATYPICAL BRAIN DAMAGE

Do. 27.09. bis Sa. 29.09. / 20:00

Performance

Marlene Monteiro Freitas mit Andreas Merk

JAGUAR

Fr. 28.09. und Sa. 29.09. / 20:30

Tanz, Performance

Symposium

KRITIK AUSTEILEN - KRITIK EINSTECKEN

Sa. 29.09. / 19:00

Ausstellung: ÜBUNGSRAUM KRITIK (27.09.-06.10.)

(The Famous) Lauren Barri Holstein

NOTORIOUS

Do. 04.10. bis Sa. 06.10. / 20:00

Deutsche Erstaufführung / Performance

Royce Ng

QUEEN ZOMIA

Do. 04.10. bis Sa. 06.10. / 19:00

Europäische Erstaufführung / Performance

God's Entertainment

SUPER NASE UND CO - OPERATION KAMPNAGEL

Do. 04.10. bis Sa. 06.10. / jeweils ab 21:00

Performance/Installation


Termine Oktober 2018

Ute Rauwald

 #METOO. EIN PLÄDOYER FÜR DAS SPRECHEN

Sa. 13.10. / 20:00

Szenische Installation

Ursina Tossi

BLUE MOON

Mi. 17.10. bis Sa. 20.10. / 20:30

Uraufführung / Performance

Nico and the Navigators

DIE ZUKUNFT VON GESTERN

Do. 18.10. bis Sa. 20.10. / 20:00

Musiktheater

20 JAHRE FEINKUNST KRÜGER

Sa. 20.10. / 20:00

SKILLS (Camilla Milena Fehér & Sylvi Kretzschmar)

WELCOME TO HELL - Eine dokumentarische Konzert-Performance

Mi. 24.10. bis Sa. 27.10. / 20:30

Uraufführung / Performance

Rabih Mroué

SAND IN THE EYES

Do. 25.10. bis Sa. 27.10. / 19:00

Lecture Performance

Konferenz

A WIE ANONYM

Zeitgenössische Regime der Anonymität zwischen Online und
Offline

Mi. 24.10. bis Sa. 27.10.

MIGRANTPOLITAN

mittwochs ab 3.10. / 20:15

New Media Socialism: Hello Deutschland - Die Einwanderer

samstags ab 6.10. / ab 20:00

Jam Sessions mit Anas Aboura

Fr. 19.10. / 20:00

Mista Larry: MIGRANTPOLITAN TV

Felwine Sarr

AFROTOPIA

Mi. 24.10. / 19:30

Kooperation im Rahmen des Filmfestivals Augen Blicke Afrika

Hélène Cixous

PASSAGEN GESPRÄCHE - FORUM FÜR NEUES POLITISCHES DENKEN

Mo. 29.10. / 19:30


Konzerte September/Oktober 2018

ONE MOTHER

Fr. 28.09. / 22:00

Beach House 7

Do. 11.10. / 20:00

Tellavision

Fr. 12.10. / 20:00

PETERLICHT

Album Release Konzert

Mi. 24.10. / 20:00


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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MELDUNG/468: Hungrige Igelmütter unterwegs! (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 4. September 2018

Hungrige Igelmütter unterwegs!

Trockenheit setzt den Igeln schwer zu - Igelbabys oft nur scheinbar
verlassen - Handaufzucht nur im Notfall



Hilpoltstein, 04.09.18 - Die meisten Igelkinder in Bayern werden im
Spätsommer geboren. Für die Aufzucht brauchen die Igelmütter nun
besonders viel Energie. Der Regen der letzten Tage ist daher höchst
willkommen, denn die lange Trockenheit zuvor erschwerte ihnen die
Nahrungssuche. Die Würmer verzogen sich in tiefere und feuchtere
Erdschichten und der Boden war und ist teils immer noch zu hart zum
Scharren nach Nahrung. Trotz erstem Regen ist es gerade jetzt wichtig,
den Igelmüttern im heimischen Garten zu helfen. Frisches Wasser und
eine kurzfristige Fütterung unterstützen den stacheligen
Gartenbewohner. Doch Vorsicht! Bei unvorsichtiger Gartenarbeit laufen
die Igelnester Gefahr, zerstört zu werden. "Ein Igelnest ohne Mutter
ist noch kein Grund zur Sorge. Ist das Nest jedoch definitiv
verlassen, benötigen verwaiste Igelbabys sofort Hilfe und eine
artgerechte Versorgung", erklärt die LBV-Igelexpertin Martina Gehret.




[image: Igelfamilie unterwegs - Foto: © Dieter Hopf / LBV]
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Während der Trockenheit mangelt es dem Igel nicht nur an Wasser,
sondern oft auch an Boden-Nahrungstieren. Regenwürmer und Co. ziehen
sich in feuchtere Bodenschichten zurück und sind damit für den Igel
nicht zu erreichen. Als Folge müssen die Igelmütter weitere Strecken
laufen, um satt zu werden oder ihren Durst zu stillen. "Es gibt viele
Gründe, warum eine Igelmutter das Nest verlässt. So lässt sie
beispielsweise ihre Jungen im geschützten Nest zurück, solange sie auf
Nahrungssuche geht", weiß Martina Gehret. Ein scheinbar verlassenes
Igelnest ist also noch kein Grund zur Sorge. "Wichtig ist es zu
wissen, wann ein Nest wirklich verlassen ist. Flüchtet die Mutter,
weil das Nest durch Gartenarbeiten zerstört wurde, kommt sie
vielleicht zurück und quartiert ihren Nachwuchs um", erklärt die
LBV-Igelbeauftragte. Frisch geborene Igelkinder können ohne Probleme
zwei Stunden ohne Mutter überstehen, ältere Igelkinder können sogar
sechs Stunden ohne Nahrung auskommen. Erst wenn die Igelmutter in
dieser Zeitspanne nicht zurückkommt, gelten die Igelkinder als
verwaist und brauchen Schutz, Wärme und Nahrung.

Im August und September kommen die meisten Igelkinder zur Welt. Nach
35 Tagen Tragzeit werden durchschnittlich vier bis sechs Igelsäuglinge
mit gerade mal 12 Gramm Körpergewicht geboren. Zu diesem Zeitpunkt
sind die Leichtgewichte jedoch noch blind und taub und werden von der
Mutter beschützt und gesäugt. "Die Entwicklung der Igelbabys kostet
die Igelmutter viel Kraft", so Gehret. Ständig sind die Jungen auf der
Suche nach den Zitzen der Mutter und wollen gesäugt werden. Auch die
Igelmutter hat während der Jungenaufzucht einen riesigen Hunger und
geht nachts selbst auf Beutefang.

Die Aufzucht verwaister Igelsäuglinge ist ein 24-Stunden-Job und sehr
anstrengend. Niemand kann das besser als die Igelmutter. Die Aufzucht
sollte daher nur übernommen werden, wenn definitiv feststeht, dass die
Mutter nicht zurückkommen wird. "Am besten wendet man sich an einen
Tierarzt oder eine Igelstation", empfiehlt Martina Gehret.
Detaillierte Informationen zur Aufzucht von Igelsäuglingen sind unter
www.igel-in-bayern.de zu finden.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 04.09.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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FORSCHUNG/1471: Feinwurzeln der Bäume sind deutlich jünger als gedacht (idw)


Max-Planck-Institut für Biogeochemie - 03.09.2018

Feinwurzeln der Bäume sind deutlich jünger als gedacht



Internationale Forscher bestimmten mit einer neuen Methode das Alter
von Feinwurzeln, mit denen Bäume Wasser und Nährstoffe aufnehmen. In
der kürzlich veröffentlichten Studie fanden sie heraus, dass die
ohnehin kurzlebigen Feinwurzeln im Schnitt 10 Jahre jünger sind als
bisher angenommen. Denn in herkömmlichen Analysen erscheinen Wurzeln
älter, da Bäume auch älteren Kohlenstoff aus Speicherorganen zur
Wurzelbildung verwenden können. Das Forscherteam, unter Beteiligung
des Max-Planck-Instituts für Biogeochemie in Jena, vermutet hinter
dieser Art der Kohlenstoffnutzung eine Überlebensstrategie der Bäume
für trockene Perioden.




[image: Bild: © Emily Solly, Eidg. Forschungsanstalt WSL, Schweiz]

Jahresringe in Querschnitten von Feinwurzeln 

Bild: © Emily Solly, Eidg. Forschungsanstalt WSL, Schweiz



Zum Wachsen und Leben sind Bäume auf Wasser und Nährstoffe angewiesen,
die sie über ihre Feinwurzeln aus dem Boden aufnehmen und danach über
Seiten- und Hauptwurzeln an die oberirdischen Pflanzenteile
weiterleiten. Da Wurzeln im Gegensatz zu Blättern und Ästen im
Verborgenen wachsen, war über den Lebenszyklus der Feinwurzeln bisher
wenig bekannt. Wie die Blätter werden auch sie kontinuierlich neu
gebildet und sterben periodisch wieder ab.

In einer vergleichenden Studie bestimmte das Forscherteam aus der
Schweiz, Finnland und Deutschland das Alter der Feinwurzeln von
einigen Hundert Bäumen (Pinien, Fichten, Buchen, Birken), die in
Wäldern der gemäßigten Zone (Deutschland, Schweiz), der borealen Zone
(Schweden) und der subarktischen Region (Nordrussland) wachsen. Dazu
untersuchten sie zum einen das Alter des Kohlenstoffs, aus dem die
Wurzeln aufgebaut wurden, anhand der vorhandenen
14C-Kohlenstoffisotope. Mit der sogenannten Radiokarbonmethode wird
ermittelt, wann genau der untersuchte Kohlenstoff erstmalig aus der
Atmosphäre mittels Photosynthese in die Pflanze gelangte. Bei den
Feinwurzeln wurde so, je nach Art und Herkunft der Bäume, ein
mittleres Alter von 10-20 Jahren gemessen.

An denselben Feinwurzeln, die meist nur bis zu etwa 2 mm dick werden,
erprobten die Forscher eine neue Methode: In dünnen Querschnitten
zählten sie die Jahresringe, die hier ähnlich wie in Baumscheiben
auftreten. Überraschenderweise lieferte diese mikroskopische Methode
sehr viel jüngere Durchschnittsalter der Feinwurzeln. Sie lagen
zwischen 1-3 Jahren bei Bäumen der gemäßigten und borealen Zone und
waren nur bei Bäumen an der subarktischen Baumgrenze mit 4-12 Jahren
deutlich älter. Damit ergab die neue Jahresring-Methode, unabhängig
vom Lebensraum der Bäume, durchschnittlich 10 Jahre jüngere Wurzeln im
Vergleich zur Radiokarbonmethode.

Nach weiteren Experimenten und Literaturrecherchen zur Klärung des
überraschenden Befunds waren sich die Forscher einig: "Diese
überraschenden Altersunterschiede können wir am wahrscheinlichsten
damit erklären, dass neue Feinwurzeln aus älteren Kohlenstoffreserven
der Pflanzen gebildet werden" kommentiert Dr. Emily Solly,
Erstautorin der Studie, das Ergebnis. Die herkömmliche
Radiokarbonmethode überschätzt damit das tatsächliche Wurzelalter
deutlich. Sie misst zwar das korrekte Kohlenstoff-Alter, die
Wurzelausbildung ist jedoch jüngeren Datums.

Dass Pflanzen Kohlenstoffreserven in verschiedenen Speicherorganen
anlegen können, ist lange bekannt. Dass die Reserven maßgeblich zum
Aufbau der Feinwurzeln beitragen, wurde bisher nicht vermutet. Die
Forscher deuten diese Art der Kohlenstoffnutzung als wichtige
Überlebensstrategie der Pflanzen, die eine Anpassung an variable
Umweltbedingungen erlaubt: Kohlenstoff, unter günstigen
Klimabedingungen durch Photosynthese aufgenommen, kann später in
trockenen Jahren zur Ausbildung der Feinwurzeln eingesetzt werden, die
für die Wasser- und Nährstoffaufnahme so wichtig sind.

Eine weitere Konsequenz der Studie ist, dass bisher die Menge der
organischen Substanz unterschätzt wurde, die durch absterbende Wurzeln
beständig in den Boden eingetragen wird. "Wurzeln sind von zentraler
Bedeutung für den im Boden gespeicherten Kohlenstoff" erklärt Marion
Schrumpf, Gruppenleiterin am Max-Planck-Institut für Biogeochemie in
Jena. "Genau zu bestimmen, wieviel Kohlenstoff jährlich durch
abgestorbene Wurzeln in den Boden gelangt, ist jedoch immer noch eine
Herausforderung für die Wissenschaft und wir müssen dafür wissen, wie
lange Wurzeln leben."

Die Forscher konnten dieses Wissen jetzt an Bäumen ableiten, die aus
einem großen Bereich verschiedener Ökosysteme unserer Erde stammen.
Sie schätzen die globale Bedeutung daher als sehr hoch ein: " Die
neuen Erkenntnisse werden unser Verständnis der Kohlenstoff-Versorgung
in den Pflanzen wesentlich verbessern, und darüber hinaus auch unsere
Modelle des Kohlenstoffkreislaufs zwischen Pflanzen und Böden." sagt
Prof. Susan Trumbore, Direktorin am Max-Planck-Institut für
Biogeochemie.

Originalpublikation:

Solly, E. F., Brunner, I., Helmisaari, H.-S., Herzog, C.,
Leppälammi-Kujansuu, J., Schöning, I., Schrumpf, M., Schweingruber, F.
H., Trumbore, S. E., Hagedorn, F. (2018). Unravelling the age of fine
roots of temperate and boreal forests. Nature Communications, 9(1).


https://www.nature.com/articles/s41467-018-05460-6

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news701577

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1377

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Biogeochemie - 03.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/470: Jeder zweite Deutsche kennt "Biodiversität" oder "Biologische Vielfalt" (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 04.09.2018

Jeder zweite Deutsche kennt "Biodiversität" oder "Biologische
Vielfalt"



47, so lautet die diesjährige Biozahl des Netzwerks BioFrankfurt. Sie
steht dafür, dass 47 Prozent der deutschen Bevölkerung im Sommer 2018
schon einmal die Begriffe "Biodiversität" oder "Biologische Vielfalt"
gehört oder gelesen haben. Im Jahr 2007 waren es erst 26 Prozent der
deutschen Bevölkerung, wie eine Befragungsreihe von BioFrankfurt e.V.
ergeben hat. Zwei von drei Personen in Deutschland glauben ferner,
dass der Rückgang der Biologischen Vielfalt ein großes Problem für die
Menschheit ist, ähnlich dem Problem des Klimawandels. Im Jahr 2007 war
es erst knapp die Hälfte der Deutschen.

"Biodiversität" oder "Biologische Vielfalt" sind für 60 Prozent der in
Hessen lebenden Deutschen und EU-Ausländer bekannte Begriffe. Damit
führt das Land den bundesweiten Vergleich an. Auch in Rheinland-Pfalz
(56 Prozent) sind die Begriffe mehr als der Hälfte der Bevölkerung
bekannt. In allen übrigen Bundesländern liegt die Bekanntheit der
Begriffe unter 50 Prozent. Schlusslichter im Ländervergleich bilden
Niedersachsen und Bremen mit je 38 Prozent. Personen mit hoher Bildung
und Menschen, die sich selbst als neuen Trends gegenüber
aufgeschlossen betrachten, sind die Begriffe Biodiversität oder
Biologische Vielfalt mit 67 Prozent beziehungsweise 58 Prozent
bundesweit signifikant häufiger geläufig als dem Durchschnitt. Das
Krisenbewusstsein für die Biodiversität ist im Jahr 2018 recht hoch:
Fast zwei Drittel (65 Prozent) der Deutschen glauben, dass der
Rückgang der Biologischen Vielfalt ein großes Problem für die
Menschheit ist, ähnlich dem Problem des Klimawandels. Besonders häufig
äußern sich Abiturienten und Personen mit abgeschlossenem Studium
besorgt (80 Prozent). Personen mit Hauptschulabschluss sind
signifikant häufiger als der Bevölkerungsdurchschnitt unentschieden:
39 Prozent von ihnen antworten mit "weiß nicht". Menschen in
Rheinland-Pfalz und Saarland sorgen sich im Ländervergleich besonders
häufig um die Naturvielfalt: 79 Prozent antworten hier mit "Ja" und
sehen den Rückgang der Biologischen Vielfalt als ein großes Problem
für die Menschheit. In Hessen antworten 71 Prozent mit "Ja".

"Obwohl die öffentlichen Diskussionen seit einigen Jahren stark durch
andere Themenfelder geprägt sind, darunter die Themen Flüchtlinge und
Migration, persönliche Sicherheit sowie die destabilisierte Welt- und
Welthandelslage, realisieren die Deutschen zu einem erheblichen Anteil
die Bedeutung unserer zurückgehenden Lebensvielfalt. Dennoch müssen
unsere Anstrengungen zur Kommunikation weitergehen, speziell auch für
Personen geringerer Bildung, solchen mit Sprachbarrieren sowie
Menschen unterschiedlicher kultureller Orientierung", so Professor
Bruno Streit, Sprecher des Netzwerks. BioFrankfurt e.V. dokumentiert
die Entwicklung des Begriffs- und inhaltlichen Verständnisses von
Biodiversität sowie das Krisenbewusstsein seit 2007 und präsentiert
damit die diesbezüglich längste Langzeitstudie für die deutsche
Bevölkerung. Die Ergebnisse sind repräsentativ für die Gruppe der
Deutschen und EU-Ausländer ab 14 Jahren und basieren auf jeweils rund
2000 Befragungen. Im Rahmen der Trendanalyse wurden im Zeitraum von
Frühjahr 2007 bis Herbst 2011 viermal und dann erneut im Sommer 2018
bundesweit rund 2000 mittels einer Quotenstichprobe ausgewählte
Personen zum Thema Biodiversität befragt. Es wurden drei "geschlossene
Fragen" (Fragen mit vorformulierten Antwortvorgaben) gestellt, mit
denen der Wissensstand zum Begriff Biodiversität und das Problem- und
Krisenbewusstsein in Bezug auf den Verlust der Biodiversität erhoben
wurden. Alle weitergehenden Ergebnisse werden in den kommenden Monaten
veröffentlicht. Die Befragungswelle 2018 wurde finanziell durch den
Umweltfonds der Fraport AG unterstützt.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.biofrankfurt.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news701578

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 04.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RECHT/274: Bundeskabinett beschließt Verordnung zur weiteren Modernisierung des Strahlenschutzrechts (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 5. September 2018

Bundeskabinett beschließt Verordnung zur weiteren Modernisierung
des Strahlenschutzrechts

Auch der Einsatz von Lasern zu kosmetischen oder sonstigen
nichtmedizinischen Zwecken wird erstmals geregelt



Das Bundeskabinett hat heute auf Vorschlag von Bundesumweltministerin
Svenja Schulze eine Verordnung zur weiteren Modernisierung des
Strahlenschutzrechts beschlossen. Damit wird der Schutz der Gesundheit
vor ionisierender und nichtionisierender Strahlung verbessert. Die
Verordnung soll am 31. Dezember 2018 in Kraft treten; vorher muss der
Bundesrat zustimmen.

Schulze: "Das Strahlenschutzrecht ist für viele Lebensbereiche
relevant und hat weitreichende Bedeutung für die menschliche
Gesundheit. Es ist wichtig, dass wir in diesen Bereichen gute
Regelungen haben, die Bürgerinnen und Bürgern einen umfassenden
Schutz vor schädlicher Strahlung gewähren.Dazu trägt die in meinem
Haus erarbeitete und heute vom Bundeskabinett beschlossene Verordnung
maßgeblich bei."

Der Regelungsbereich der Verordnung ist sehr weit. Die Regelungen zur
ionisierenden Strahlung reichen vom beruflichen über den medizinischen
Strahlenschutz bis hin zum Schutz der Bevölkerung. Sie dienen der
Ergänzung und Konkretisierung des im Jahr 2017 verkündeten
Strahlenschutzgesetzes. Beide Regelwerke zusammen gewährleisten einen
umfassenden Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung
und setzen die Richtlinie 2013/59/Euratom um. Zudem wird der Auftrag
aus dem aktuellen Koalitionsvertrag umgesetzt, den Schutz der
Gesundheit vor ionisierender Strahlung weiter zu verbessern. Zum
Schutz vor dem natürlich vorkommenden Edelgas Radon vorgesehen sind
etwa Regelungen für die Ausweisung sogenannter Radonvorsorgebiete. In
diesen Gebieten muss für Neubauten schon nach der genannten Richtlinie
gewährleistet sein, dass der Zutritt von Radon aus dem Boden in die
Gebäude verhindert oder erschwert wird. Radon gilt neben Tabakrauch
als die zweithäufigste Ursache für Lungenkrebs.

Mit den Regelungen zum Schutz vor schädlichen Wirkungen
nichtionisierender Strahlung bei der Anwendung am Menschen werden
erstmals rechtliche Anforderungen an den sicheren Betrieb
nichtionisierender Strahlungsquellen festgelegt, die zu kosmetischen
oder sonstigen nichtmedizinischen Zwecken eingesetzt werden. Hierzu
gehören beispielsweise Laser, hochenergetische Blitzlampen und
Ultraschall. Bislang können diese Strahlungsquellen von jeder Person
gewerblich eingesetzt werden, ohne dass eine besondere Qualifikation
erforderlich ist. Derartige Anwendungen sind jedoch mit erheblichen
gesundheitlichen Risiken für die zu behandelnden Personen verbunden,
wie z. B. Verbrennungen, Narbenbildung und die Erschwerung der
Diagnose und Therapie von Hautkrebserkrankungen. Diese Regelungslücke
soll nun geschlossen werden. Beispielsweise soll die Entfernung von
Tätowierungen mittels Laser künftig nur noch von Fachärztinnen und
Fachärzten vorgenommen werden. Damit betroffene Betriebe sich auf die
neue Rechtslage einstellen können, enthält der Verordnungsentwurf eine
Übergangsfrist von drei Monaten für Anlagen, die zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens des Facharztvorbehalts bereits betrieben werden.

Die Verordnung soll zeitgleich mit dem Strahlenschutzgesetz Ende
Dezember 2018 in Kraft treten. Bevor dies geschehen kann, muss der
Bundesrat der vom Kabinett beschlossenen Fassung zustimmen.

Der vom Kabinett beschlossene Verordnungstext ist abrufbar unter:

 www.bmu.de/GE808
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VERKEHR/1147: Abgasskandal aufklären, Schäden beheben und Verkehrswende jetzt einleiten (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Gemeinsame
Pressemitteilung vom 04. September 2018

Abgasskandal aufklären, Schäden beheben und Verkehrswende jetzt
einleiten

Umweltschutzverbände kritisieren Versagen der Bundesregierung beim
Klima- und Gesundheitsschutz im Verkehr und fordern sofortiges Handeln



Berlin. Mit ihrer derzeitigen Verkehrspolitik schadet die
Bundesregierung dem Klima, der Gesundheit von Millionen von Menschen
und dem Wirtschaftsstandort Deutschland. Der Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND), die Deutsche Umwelthilfe (DUH) und der
ökologische Verkehrsclub VCD fordern die Große Koalition auf, ihre
verkehrspolitische Irrfahrt zu beenden und die Verkehrswende sofort
einzuleiten, anstatt die Umsetzung zentraler Maßnahmen für einen klima-
 und gesundheitsschonenden Verkehr weiterhin hinauszuzögern. Die
Umweltverbände fordern Bundeskanzlerin Angela Merkel auf, sich noch im
September für eine verpflichtende Hardware-Nachrüstung für schmutzige
Diesel-Pkw auf Kosten der Hersteller auszusprechen. Wirtschafts-,
Finanz-, und Verkehrsminister des Bundes müssen ihre
Verweigerungshaltung gegenüber ambitionierten CO2-Grenzwerten für Pkw
auf EU-Ebene beenden. Der Grenzwertvorschlag von Umweltministerin
Svenja Schulze sollte der Minimalkonsens der Bundesregierung sein.

Die Verbände kritisieren, dass alle seit dem Bekanntwerden des
Dieselskandals vor drei Jahren getroffenen Maßnahmen auch in der Summe
nicht geeignet sind, um den Ausstoß giftiger Stickoxide zeitnah im
notwendigen Maße abzusenken. Statt alles daran zu setzen, den
Abgasskandal aufzuklären und die bereits seit 2010 geltenden
Grenzwerte für Stickstoffdioxid (NO2) in unseren Städten einzuhalten,
halten Politiker aller Ebenen bis heute vor allem an der Vermeidung
von Diesel-Fahrverboten fest. Das zeigt einmal mehr die Fernsteuerung
auch dieser Regierung durch die Autoindustrie.

Hubert Weiger, Vorsitzender des BUND: "Das Ziel, Fahrverbote zu
vermeiden, ist gescheitert. In Hamburg ist durch eine BUND-Klage das
deutschlandweit erste Fahrverbot für schmutzige Diesel bereits
Realität. Fahrverbote in anderen Städten werden folgen. Schwarz-Rot
hat im Dieselskandal immer noch vor allem privatwirtschaftliche
Interessen der Autokonzerne und deren Aktionäre im Blick. Die
gesamtgesellschaftlichen Kosten durch die zu hohen Stickoxid-Werte
werden faktisch nicht berücksichtigt. Wir fordern eine Aufstellung
aller volkswirtschaftlichen Kosten für Krankheit, Mortalität,
Ernteausfälle und Naturkosten, die mit der hohen NO2-Belastung
einhergehen." Unabhängige Untersuchungen belegen, dass insbesondere
Hardware-Nachrüstungen die Luft in den Städten kurzfristig sauberer
machen können. Jede Entscheidung gegen verpflichtende
Hardware-Nachrüstungen ist somit eine Entscheidung für Fahrverbote.

Mit Blick auf die "Plattform Zukunft der Mobilität", die im Herbst vom
Bundesverkehrsministerium eingerichtet werden soll, fordert Weiger:
"Bevor die Arbeit einer Mobilitätskommission beginnt, müssen die
grundsätzlichen Ziele klar sein. Wir erwarten ein eindeutiges
Bekenntnis der Kanzlerin und aller relevanten Ministerinnen und
Minister zum festgelegten Klimaziel für den Verkehr von minus 40 bis
42 Prozent CO2-Ausstoß bis 2030. Hinter dieses Ziel darf eine
Mobilitätskommission nicht zurückfallen."

Sowohl für den Klimaschutz, als auch für die Luftreinhaltung ist
maßgeblich, dass Entscheidungen auf realen Emissionswerten basieren.
Jürgen Resch, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Die Autokonzerne
manipulieren mit betrügerischen Abschalteinrichtungen nicht nur die
Stickoxid-Werte sondern auch die CO2-Angaben von Fahrzeugen mit Diesel-
 wie Benzinantrieb. Bereits seit 2007 weist die DUH darauf hin und
forderte bis zur Aufdeckung des Diesel-Abgasskandals durch
US-amerikanische Behörden erfolglos behördliche Überprüfungen
hierzulande. Die Abweichungen zwischen dem realen Verbrauch von Pkw
und den Herstellerangaben liegen mittlerweile bei durchschnittlich 42
Prozent. In den USA liegen diese, dank der behördlichen Nachprüfungen
der Umweltbehörde EPA, bei nur vier Prozent. Wann endlich befreit sich
diese Bundesregierung aus dem Würgegriff von BMW, Daimler und VW und
führt behördliche Nachprüfungen im realen Fahrbetrieb auf der Straße
mit mobilen Messgeräten durch, veröffentlicht alle
Untersuchungsergebnisse und verhängt die gesetzlich vorgeschriebenen
'abschreckenden' Strafen?"

Deutschland hat ein flächendeckendes Problem mit der Luftverschmutzung
durch Abgase aus Verbrennungsmotoren. Nach einer aktuellen Übersicht
der DUH werden die NO2-Grenzwerte in 115 Städten überschritten. Für
die notwendige Verkehrswende soll die Bundesregierung die circa 22
Milliarden Euro Strafzahlungen der bisher nachgewiesenen 4,4 Millionen
Betrugsdiesel verwenden, die deutsche Dieselhersteller wegen illegalen
Abschalteinrichtungen zahlen müssen. Resch weiter: "Bislang sondert
diese Bundesregierung nur 'heiße Luft' ab. Aus dem vor einem Jahr
verabschiedeten 'Sofortprogramm Saubere Luft' ist bislang nicht ein
Cent geflossen. Auch wird es dem Ausmaß der Probleme in unseren
Städten in keiner Weise gerecht. Die Menschen leiden unter Lärm und
Abgasen. Um schnellstmöglich saubere Luft in unseren Städten zu
bekommen, wird die DUH wirksame zonale Diesel-Fahrverbote im Rahmen
gerichtlicher Entscheidungen durchsetzen."

Wie ernst es der Bundesregierung unter Führung der ehemaligen
Klimakanzlerin mit ihren eigenen Klimazielen ist, muss sie noch in
diesem Jahr zeigen, fordert Gerd Lottsiepen, verkehrspolitischer
Sprecher des VCD: "Bis zum Oktober muss die Bundesregierung ihre
Position zum CO2-Grenzwert für Pkw festlegen. Das ist der Lackmustest
für die Glaubwürdigkeit Deutschlands in Sachen Klimaschutz. Der bisher
vorliegende Vorschlag der EU-Kommission, den CO2-Austoß von Neuwagen
bis 2030 um 30 Prozent zu senken, reicht nicht aus, um die Klimaziele
zu erreichen. Das sieht auch das Bundesumweltministerium und fordert
wie andere EU-Mitgliedsstaaten ein höheres Ambitionsniveau. Das
Verkehrsministerium und das Wirtschaftsministerium folgen aber den
kurzfristigen Gewinninteressen der Autoindustrie, Vizekanzler und
Finanzminister Olaf Scholz erliegt den Einflüsterungen der IG Metall."

Aus der Sicht der Umweltverbände ist eine CO2-Minderung um 60 bis 70
Prozent beim CO2-Ausstoß von Pkw bis 2030 notwendig, technisch machbar
und volkswirtschaftlich sinnvoll. Lottsiepen: "Je schwächer die
CO2-Grenzwerte ausfallen, umso stärker müssen andere Maßnahmen wirken.
Eine extreme Erhöhung der Energiesteuer oder hohe
Straßenbenutzungsgebühren sind dann geboten, um die Klimaziele doch
noch zu erreichen. Ein Tempolimit auf Autobahnen wird auf jeden Fall
kommen. Je lascher die CO2-Emissionen bei neuen Pkw, desto schärfer
wird es ausfallen. Ambitionierte Grenzwerte sind zudem wichtige
Antreiber für die europäische Automobilindustrie, um auch in Zukunft
wettbewerbsfähig zu sein. Mittelfristig werden global nur noch solche
Geschäftsmodelle tragfähig sein, die dem Klima- und Umweltschutz
Rechnung tragen."

BUND, DUH und VCD begrüßen, dass Bundeskanzlerin Angela Merkel sich -
anders als Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer - zur Verkehrswende
bekannt hat. Eine solche Wende muss den Klimaschutz und die
Lebensqualität ins Zentrum rücken und das Primat des Autos beenden,
fordern die Verbände. Für eine umfassende Mobilität der Menschen
braucht es sofortige Investitionen in ein attraktives Fuß- und
Radwegenetz, für Busse und Bahnen. Gleichzeitig muss für lebenswerte
Städte auch die Zahl der Pkw dort deutlich sinken.
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WETTER/047: Dürre betraf rund 90 Prozent der Fläche Deutschlands (KIT)


Karlsruher Institut für Technologie - 29. August 2018

Dürre betraf rund 90 Prozent der Fläche Deutschlands



Der Vier-Monats-Zeitraum April bis Juli 2018 war der wärmste in
Deutschland seit Aufzeichnungsbeginn. Viele Orte erreichten neue
Allzeitrekorde und Monatsrekorde. Dazu kam eine ab Februar herrschende
Trockenheit. Im August waren rund 90 Prozent der Fläche Deutschlands
unter Dürre. Hitze und Trockenheit führten in mehreren Regionen
Europas zu schweren Waldbränden und in Deutschland zu Ernteausfällen.
Dies berichtet das Center for Disaster Management and Risk Reduction
Technology (CEDIM) des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) in
seinem aktuellen Report.

Ausgetrocknete Flüsse, verdorrte Felder, Wald- und Flächenbrände,
aufgeplatzte Straßen und verformte Gleise: Die Auswirkungen der
diesjährigen Hitzewelle in Deutschland waren und sind nicht zu
übersehen. Wie sich Temperatur und Niederschlag in Deutschland und
Europa bis Mitte August 2018 entwickelten, wie Hitze und Trockenheit
meteorologisch zu erklären und historisch einzuordnen sind und welche
Folgen sie für Mensch und Natur nach sich ziehen, hat die
interdisziplinäre Forensic Disaster Analysis (FDA) Group am CEDIM des
KIT analysiert und in einem soeben erschienenen Report "Dürre &
Hitzewelle Sommer 2018 (Deutschland)" festgehalten.




[image: Foto: © Marco Kaschuba]

Ausgetrocknet: Flussbett der Elbe in Magdeburg am 8. Juli 2018. 

Foto: © Marco Kaschuba



Kein neuer Hitzerekord - wärmster Viermonatszeitraum

"Der Vier-Monats-Zeitraum April bis Juli 2018 geht als der wärmste in
Deutschland seit Beginn der regelmäßigen Wetteraufzeichnungen 1881 in
die Geschichte ein", sagt Professor Michael Kunz, wissenschaftlicher
Sprecher des CEDIM und Arbeitsgruppenleiter am Institut für
Meteorologie und Klimaforschung (IMK-TRO) des KIT. In allen vier
Monaten lag in sämtlichen Bundesländern die Mitteltemperatur
mindestens 1,7 Kelvin (entspricht einer Temperaturdifferenz von 1,7
Grad Celsius) über dem langjährigen Vergleichswert 1981 bis 2010;
insgesamt betrachtet lag die Temperatur 2,8 Kelvin über der Norm. Der
gleiche Vier-Monats-Zeitraum war dagegen im Rekordsommerjahr 2003 im
Mittel 1,3 Kelvin kälter als 2018. Bei Einbeziehung des Monats August,
dessen Mitteltemperatur für 2018 noch nicht vorliegt, aber unter der
von 2003 liegen wird, verringert sich die Temperaturdifferenz
allerdings noch etwas zugunsten von 2003. Der gültige deutsche
Hitzerekord von 40,3 Grad Celsius blieb 2018 zwar unangetastet. Aber
am 31. Juli kam Bernburg an der Saale in Sachsen-Anhalt mit seinem
Allzeitrekord von 39,5 Grad Celsius ziemlich nah heran. Viele weitere
Orte erreichten 2018 Allzeitrekorde oder Monatsrekorde.

Extreme Trockenheit seit Februar 2018

Was den Niederschlag betrifft, fielen nach einem nassen Januar die
Monate Februar bis Juli 2018 extrem trocken aus: "Insgesamt kamen in
diesem Sechs-Monats-Zeitraum deutschlandweit gemittelt nur knapp 61
Prozent der üblichen Regenmenge zusammen", berichtet Professor Michael
Kunz. Das Saarland war mit 80,5 Prozent der Norm vergleichsweise gut
beregnet; Sachsen-Anhalt erreichte mit 52 Prozent den schlechtesten
Wert. Allerdings zeigt ein Blick in die Geschichte, dass der Sechs-
Monats-Zeitraum Februar bis Juli in den Jahren 1921 und 1976 im
deutschlandweiten Flächenmittel jeweils noch trockener verlief als
2018.

Die ab Februar 2018 herrschende Trockenheit verschärfte sich mit den
steigenden Temperaturen und führte zu einer Dürre, die bis August
immer größere Ausmaße erreichte. Im Report des CEDIM ist agrarische
Dürre basierend auf der Bodenfeuchteverteilung im Zeitraum 1951 bis
2015 klassifiziert. Entwickelt wurde diese Klassifizierung am
Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung - UFZ in Leipzig, das in seinem
"Dürremonitor Deutschland" die jeweils aktuelle Bodenfeuchte
berechnet. Dürreklasse 4 - "außergewöhnliche Dürre", die trockenste
Klasse - bedeutet, dass der aktuelle Bodenfeuchtewert nur in zwei
Prozent der langjährigen Simulationswerte und damit statistisch nur
alle 33 Jahre unterschritten wird, bei Dürreklasse 3 sind es fünf
Prozent, bei Dürreklasse 2 zehn Prozent und bei Dürreklasse 1 20
Prozent. "Am 14. August 2018 waren 89 Prozent der Fläche Deutschlands
unter Dürre. Diese erreichte damit eine wesentlich größere Ausdehnung
als im Jahr 2003, in dem maximal 74 Prozent der Fläche unter Dürre
waren", erklärt Dr. Andreas Marx, Leiter des Mitteldeutschen
Klimabüros am UFZ. Trotz der insgesamt äußerst geringen
Niederschlagsmengen gab es 2018 auch Tage, an denen heftige Gewitter
vielerorts große Regenmengen brachten und örtlich auch erhebliche
Schäden anrichteten.

Hitze und Dürre in Europa

Auch andere Regionen Europas litten unter extremer Hitze und Dürre. In
Südwestspanien und Südportugal lagen die Tageshöchsttemperaturen viele
Male jenseits von 45 Grad Celsius. Ungewöhnlich hohe Temperaturen und
Trockenheit waren zeitweise auch im Süden und Südosten Englands zu
verzeichnen. Immer wieder erreichten Warmluftvorstöße sogar den Norden
Skandinaviens.

Der aktuelle Report des CEDIM führt die Hitze und Trockenheit 2018 auf
ein monatelang dominierendes großräumiges Strömungsmuster über Europa
zurück, das sich in beständigem Hochdruck vor allem über dem Norden
des Kontinents äußerte. Trotz einiger Variationen den Frühling und
Sommer über regenerierte sich dieses Strömungsmuster in seinen
Grundzügen immer wieder. Bei einer solchen blockierenden
Großwetterlage gelangen atlantische Tiefdruckgebiete mit kühler,
wolkenreicher Luft und Niederschlägen nur äußerst selten nach
Mitteleuropa.

Waldbrände und Beeinträchtigungen von Straßen-, Flug- und
Schiffsverkehr

Die Folgen der Hitze und Dürre waren und sind teils dramatisch: In
mehreren Regionen Europas, besonders in Griechenland, Portugal und
Spanien sowie Schweden, kam es zu verheerenden Waldbränden. "In
Deutschland zeigen sich die größten Auswirkungen in der
Landwirtschaft, wobei vor allem der Norden und der Osten betroffen
sind", berichtet Susanne Kubisch, Doktorandin am CEDIM und am Institut
für Regionalwissenschaft (IfR) des KIT. Der Deutsche Bauernverband
prognostizierte im August eine Getreideernte von 36 Millionen Tonnen -
dies wäre sogar weniger als 2003. Die Durchschnittsmenge der
vergangenen fünf Jahre beträgt 47,9 Millionen Tonnen. Auch
Forstwirtschaft und Fischzucht sind negativ betroffen; lediglich der
Weinanbau profitiert von den Folgen der Hitze, unter anderem weil die
Weinlese viel früher als erwartet stattfinden kann.

Im Straßenverkehr führte die Hitze zu Fahrbahnschäden, Sperrungen und
Geschwindigkeitsbegrenzungen. Der Bahnverkehr war durch
Gleisverformungen und Böschungsbrände beeinträchtigt. Im Flugverkehr
kam es zu Ausfällen und Verspätungen. Besonders eingeschränkt war
wegen des Niedrigwassers in den Flüssen die Schifffahrt; dies betraf
Industrie und Transport, aber auch den Tourismus. "Erholungsgebiete
mit Flüssen und Seen hatten mit den Folgen der Wasserknappheit zu
kämpfen, während Tourismusdestinationen an Ost- und Nordsee mit
Zuwächsen rechneten", erläutert Christina Wisotzky, Doktorandin am
CEDIM und am Institut für Volkswirtschaftslehre (ECON) des KIT.

Sowohl in der Landwirtschaft als auch im Tourismus wirkte sich die
Hitzewelle regional unterschiedlich aus. Einzelne Branchen innerhalb
der beiden Sektoren profitierten sogar. Insgesamt betrachtet
überwiegen jedoch die Kosten, die sich aus den Folgen der dem
Klimawandel zuzuschreibenden Hitzewelle ergeben.

Über das CEDIM

Das Center for Disaster Management and Risk Reduction Technology, kurz
CEDIM, ist eine interdisziplinäre Einrichtung des KIT im Bereich des
Katastrophenmanagements. Am CEDIM forschen Wissenschaftler über
Ursachen, Bewältigung und Prävention von natürlichen und technischen
Risiken und entwickeln Konzepte zur Stärkung der Sicherheit in einer
von Bevölkerungswachstum, Urbanisierung und Klimawandel geprägten
Welt.

Originalpublikation:

Bernhard Mühr, Susanne Kubisch, Andreas Marx, Johanna Stötzer,
Christina Wisotzky, Christian Latt, Fabian Siegmann, Maren
Glattfelder, Susanna Mohr, Michael Kunz/CEDIM Forensic Disaster
Analysis Group: Dürre & Hitzewelle Sommer 2018 (Deutschland). 18
August 2018 - Report No. 1. 

Abrufbar unter https://www.cedim.kit.edu

Details zum KIT-Zentrum Klima und Umwelt:

http://www.klima-umwelt.kit.edu
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ATOM/1361: Neue Untersuchungsmethode für Abfälle aus der Stilllegung von Kernkraftwerken (idw)


Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit (GRS) gGmbH,
03.09.2018

Forscher erproben neue Untersuchungsmethode für Abfälle aus der
Stilllegung von Kernkraftwerken



Wenn ein Kernkraftwerk zurückgebaut wird, fallen einige Hunderttausend
Tonnen an Bauschutt an. Nur einige Prozent dieser Abfälle müssen als
radioaktiver Abfall entsorgt werden. Forscher der Gesellschaft für
Anlagen- und Reaktorsicherheit (GRS) und der Universität zu Köln
arbeiten derzeit daran, eine neue Messmethode für die Untersuchung von
Abfällen aus der Stilllegung von Kernkraftwerken zu etablieren, mit
der Art und Menge der radioaktiven Stoffe in den Abfällen noch genauer
und zuverlässiger bestimmt werden können.

Gesucht: schwer messbare Radionuklide

Wenn ein Kernkraftwerk stillgelegt und zurückgebaut wird, stellt der
Umgang mit der verbleibenden Radioaktivität eine der größten
Herausforderungen dar. Der Betrieb der Anlage führt dazu, dass
bestimmte Komponenten und bauliche Strukturen mit radioaktiven
Stoffen, auch als Radionuklide bezeichnet, belastet sind. Neben der
Kontamination von Oberflächen spielt dabei ein als Aktivierung
bezeichneter Prozess eine wichtige Rolle. Dabei werden ursprünglich
nicht radioaktive Stoffe im Inneren von Bauteilen durch die während
des Betriebs herrschende Neutronenstrahlung in Radionuklide
umgewandelt. Dieser Prozess führt beispielsweise dazu, dass im
Biologischen Schild, einer rund ein bis zwei Metern dicken
Betonstruktur, die den Reaktordruckbehälter umgibt, Radionuklide wie
das Kalzium-41 entstehen. Ein Teil des Betons muss deshalb nach der
Stilllegung als radioaktiver Abfall entsorgt werden.

Möglichst genau zu wissen, welche Radionuklide in welcher Menge in
Anlagenteilen vorhanden sind, ist für viele Aspekte der Stilllegung
wichtig - etwa für die Planung des Strahlenschutzes oder die Wahl
geeigneter Methoden für die Dekontamination von Komponenten.
Entscheidend ist dieses radioaktive Inventar auch dafür, welche
Materialien aus dem Rückbau wiederverwendet bzw. als konventioneller
Abfall entsorgt werden können und welche als radioaktiver Abfall
einzuordnen sind. Für die Bestimmung des radioaktiven Inventars
spielen Messungen eine wesentliche Rolle.

Die Messung oberflächlicher Kontaminationen stellt dabei meist kein
Problem dar. Schwieriger gestaltet sich dagegen die Messung der
Radionuklide innerhalb aktivierter Strukturen. Vor Ort können von
diesen Radionukliden nur diejenigen gemessen werden, die
Gammastrahlung aussenden. Für die Bestimmung der übrigen wird in
diesen Fällen auf sogenannte Leitnuklide und Nuklidvektoren
zurückgegriffen. Dahinter steht die Erkenntnis, dass in bestimmten
Anwendungsfällen - etwa in der Wand des Biologischen Schilds -
Gammastrahler und andere, schwerer messbare Radionuklide in einem
bestimmten Mengenverhältnis auftreten. Aus der Menge des leicht
messbaren Leitnuklids lässt sich so die Menge der übrigen Radionuklide
bestimmen. Diese Methode stößt allerdings unter bestimmten Umständen
an Grenzen. Hat das Leitnuklid eine kurze Halbwertszeit und zerfällt
deshalb schneller als die übrigen Nuklide des Vektors, kann bereits
nach einigen Jahren die verbleibende Menge des Leitnuklids zu gering
sein, um gemessen zu werden. Ein ähnliches Problem stellt sich, wenn
als Leitnuklid nur ein Element in Frage kommt, das von vornherein nur
in sehr geringen Spuren vorhanden ist.

Eins zu 10 Billiarden

Forscher der Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit (GRS)
haben sich deshalb zum Ziel gesetzt, das radioaktive Inventar von
aktiviertem Beton mit einer der genauesten Methode zu untersuchen, die
derzeit zur Bestimmung kleinster Stoffmengen zur Verfügung steht. In
einem Forschungsprojekt, das mit Mitteln des Bundesumweltministeriums
gefördert wird, nutzen die Fachleute dazu gemeinsam mit
Wissenschaftlern der Abteilung Nuklearchemie und des Instituts für
Kernphysik der Universität zu Köln die sogenannte 
Beschleuniger-Massenspektrometrie - kurz AMS 
(accelerator mass spectrometry). Dabei
wird die Substanz einer Messprobe zunächst in einen Ionenstrahl
umgewandelt. Aus diesem Strahl werden dann in einem ersten
Massenspektrometer die Ionen abgetrennt, die dieselbe Masse aufweisen
wie das gesuchte Radionuklid. Bei den danach verbleibenden Ionen kann
es sich aber sowohl um einzelne Atome als auch um ionisierte Moleküle
mit derselben Masse handeln. An dieser Stelle kommt der Beschleuniger
ins Spiel: Er sorgt dafür, dass alle Molekülverbindungen zerstört
werden, so dass nur noch ein Strahl aus einzelnen ionisierten Atomen
übrig bleibt. Dieser Strahl wird dann in einem zweiten
Massenspektrometer erneut anhand der Masse gefiltert, so dass am Ende
nur die gesuchten Nuklide in einem Detektor gezählt werden.

Mit dieser Methode lässt sich äußerst präzise messen. Konkret bedeutet
das: Mit der AMS ließe sich ein einzelnes Radionuklid in einer Menge
von bis zu 10 Billiarden anderen, nicht radioaktiven Nukliden
aufspüren. Auf die Idee, diese Messmethode für die Untersuchung von
Abfällen aus der Stilllegung von Kernkraftwerken zu nutzen, hat die
Forscher die Geschichte der "Eismumie Ötzi" gebracht: "Bei Ötzi wurde
mit einem Beschleuniger-Massenspektrometer gemessen, wieviel
Kohlenstoff-14 in seinen Überresten zu finden ist. Früher hat man für
solche Messungen noch Verfahren wie die Flüssigszintillation genutzt,
die bislang auch noch in der Kerntechnik angewendet wird. Inzwischen
ist die AMS bei der Altersbestimmung oder der Spurenanalyse in der
Klimaforschung das Mittel der Wahl - das Verfahren ist einfach
deutlich präziser und weniger aufwendig als die übrigen. Deshalb lag
es für uns nahe, das auch auf unsere Fragestellungen anzuwenden",
erklärt der Physiker Matthias Dewald, der das Projekt bei der GRS
leitet.

Forschungsreaktor als Zeitraffer

Aktuell werten die Forscher in einer der zwei AMS-Anlagen der
Universität Köln Beton-Proben aus, die zuvor im Forschungsreaktor
TRIGA in Mainz bestrahlt wurden. "Dort können wir innerhalb von
Sekunden bis zu einigen Minuten zu einer Aktivierung der Proben
kommen, wie sie in einem Kernkraftwerk erst nach vielen Jahren
Betriebszeit erreicht ist. Der TRIGA ist für uns so etwas wie ein
Zeitraffer", so Dewald. Um in den Proben verschiedene Konzentrationen
der gesuchten Radionuklide zu erzeugen, wurde die Dauer der
Bestrahlung variiert. Als konkrete Zielmarke haben sich die
Wissenschaftler eine Konzentration des Radionuklids Kalzium-41 in der
Größenordnung zwischen Eins zu 10 Milliarden und Eins zu einer Billion
gesetzt. Dies entspricht ungefähr der Konzentration, die nach der
Stilllegung eines Kernkraftwerks im Biologischen Schild zu finden ist.

Zusätzlich zu den AMS-Messungen werden einige der Proben auch mithilfe
der Gammaspektroskopie ausgewertet. Diese Methode macht sich den
Umstand zunutze, dass jedes Radionuklid, das Gammastrahlen emittiert,
dies in einem ganz spezifischen Energiebereich tut. In dem Projekt
können die Wissenschaftler anhand dieses "energetischen
Fingerabdrucks" ermitteln, welche Gammastrahler sich in welchen
Mengenverhältnissen in den Proben befinden. Zusammen mit den
Ergebnissen aus der AMS wird es damit möglich zu prüfen, wie
realitätsnah die bislang verwendeten Nuklidvektoren sind. Daneben
lässt sich auch klären ob andere, sehr langlebige Radionuklide wie das
Kalzium-41 als Leitnuklide in Frage kommen.

Erste neue Erkenntnisse

Die ersten Analyseergebnisse bestätigen nach Einschätzung von Matthias
Dewald den Ansatz, auf das für die Kerntechnik neue Verfahren zu
setzen: "Wir konnten bereits erste Unterschiede zwischen den von uns
gemessenen Radionuklid-Zusammensetzungen und Nuklidvektoren
feststellen, die uns aus der Literatur bekannt sind. Wie relevant
diese Unterschiede sind und ob das Konsequenzen für die Freimessung
von Stilllegungs-Abfällen hat, lässt sich aber heute noch nicht sagen -
 da liegt noch Arbeit vor uns." In der nächsten Projektphase sollen
Proben aus den Biologischen Schilden zweier stillgelegter Reaktoren
untersucht werden, um die Ergebnisse aus den vorangegangenen
Untersuchungen weiter abzusichern. Bis Ende 2019 soll das Projekt
abgeschlossen sein. Ein ausführlicher Bericht soll Anfang 2020
veröffentlicht werden.

Auf längere Sicht streben Dewald und seine Kollegen einen
Materialwechsel an: Nach dem Beton soll mittels AMS aktiviertes
Graphit untersucht werden, das in Reaktoren verbaut wurde. Das findet
sich nicht nur in Reaktoren der Tschernobyl-Baulinie RBMK, sondern
wurde auch in Deutschland im Hochtemperaturreaktor THTR-300 in Hamm
und in mehreren Forschungsreaktoren verwendet.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news701509

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution651
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FORSCHUNG/473: Verringerung der Stickstoffeinträge verhindert Algenblüten in Seen (idw)


Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) -
04.09.2018

Verringerung der Stickstoffeinträge verhindert Algenblüten in
Seen



Seit Jahrzehnten wird diskutiert, ob ein verringerter Eintrag der
Stickstoffverbindungen Nitrat und Ammonium die Gewässergüte nachhaltig
verbessert, obwohl Stickstoff auch durch Blaualgen aus der Luft
gebunden werden kann. Um das zu klären fehlten Langzeitbeobachtungen
von Seen, in denen Stickstoff verringert wurde - bis jetzt:
Wissenschaftler vom Leibniz-Institut für Gewässerökologie und
Binnenfischerei (IGB) haben nachgewiesen, dass eine Reduzierung von
Stickstoff im Berliner Müggelsee der Schlüssel zur Vermeidung von
Algenblüten im Sommer ist.




[image: Bild: © Tom Shatwell, IGB]

Probenahme auf dem Müggelsee in Berlin.

Bild: © Tom Shatwell, IGB



Bereits in den 1970ern wurden Nährstoffeinträge durch die
Landwirtschaft und Abwassereinleitungen als Hauptverursacher für ein
übermäßiges Pflanzen- und Algenwachstum in Seen und Flüssen erkannt.
Seither setzt man im Gewässermanagement auf eine Verringerung der
Phosphoreinträge. "Diese Strategie ist oft erfolgreich, allerdings
längst nicht in allen Gewässern: in flachen Seen gibt das Sediment im
Sommer große Mengen Phosphor ab. Dann könnte eine Verringerung des
Stickstoffangebotes helfen, weil die Algen sowohl Phosphor als auch
Stickstoff zum Wachsen brauchen. Bisher fehlten allerdings
stichhaltige Beweise dafür, dass die - aufwendigere und teurere -
Reduzierung von Stickstoffeinträgen langfristig erfolgreich ist",
erklärt Dr. Tom Shatwell, Gewässerökologe am IGB, den Ausgangspunkt
der Untersuchung.




[image: Bild: © IGB]

Mikroskopaufnahme der stickstofffixierenden Blaualge Anabaena crassa
aus dem Müggelsee. 

Bild: © IGB



Langzeitdaten lassen tief blicken

Für ihre Untersuchung haben die Wissenschaftler Daten aus 38 Jahren
(1979-2016) statistisch ausgewertet. Im Rahmen eines Langzeitprogramms
werden der Müggelsee und seine Zuflüsse seit den 1970ern wöchentlich
beprobt und unter anderem die Konzentrationen von Phosphor und
Stickstoff sowie die Artenzusammensetzung der Algengemeinschaften
untersucht. Der Müggelsee ist einer der wenigen Seen weltweit, dessen
Belastung mit Phosphor und Stickstoff deutlich abgenommen hat und der
gleichzeitig schon lange genug untersucht wird, um Rückschlüsse auf
die Auswirkungen verringerter Stickstoffeinträge zu ziehen. Phosphor
war im Müggelsee jeden Sommer im Überfluss vorhanden, weil er aus den
Seesedimenten freigesetzt wurde. Die Algenmenge nahm allein durch die
Verringerung des Stickstoffangebotes ab - und die Klarheit des Wassers
zu. Die Annahme, dass bestimmte Blaualgenarten den fehlenden
Stickstoff aus den Zuflüssen langfristig durch Luftstickstoff ersetzen
würden, hat sich im Müggelsee nicht bestätigt. Tatsächlich haben sich
die Blaualgen nicht vermehrt und kaum Stickstoff aus der Luft
gebunden. "Die Fixierung von Luftstickstoff erfordert sehr viel mehr
Energie als die Nutzung von Nitrat oder Ammonium aus dem Wasser. Die
Blaualgen nutzen diese Methode offenbar nur dann, wenn es unbedingt
nötig ist und wenn ausreichend Sonnenenergie zur Verfügung steht",
erklärt Dr. Jan Köhler, Mitautor und Leiter der Arbeitsgruppe
"Photosynthese und Wachstum von Algen und Makrophyten" am IGB.

Vom Müggelsee lernen

Bislang ist der Müggelsee das einzige Fallbeispiel im großen Stil.
Allerdings ist die starke Freisetzung von Phosphor aus dem Sediment
und von Stickstoff aus dem Wasser in die Luft typisch für Flachseen im
Sommer, sodass sich viele andere flache Seen ähnlich verhalten
dürften. "In jedem Fall sollten die Ergebnisse Ansporn genug sein, um
eine gezielte Reduzierung von Stickstoff auch für andere Seen zu
testen. Unsere Studie ist ein Baustein für ein effektiveres
Gewässermanagement", fasst Tom Shatwell die Relevanz der Ergebnisse
zusammen.

Über das Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei
 (IGB): 

Das IGB ist das bundesweit größte Forschungszentrum für
Binnengewässer. Es verbindet Grundlagen- und Vorsorgeforschung, bildet
den wissenschaftlichen Nachwuchs aus und berät Politik und
Gesellschaft in Fragen des nachhaltigen Gewässermanagements.
Forschungsschwerpunkte sind u.a. die Langzeitentwicklung von Seen,
Flüssen und Feuchtgebieten angesichts sich rasch ändernder
Umweltbedingungen, die Renaturierung von Ökosystemen, die
Biodiversität aquatischer Lebensräume sowie Technologien für eine
ressourcenschonende Aquakultur. Die Arbeiten erfolgen in enger
Kooperation mit den Universitäten und Forschungsinstitutionen der
Region Berlin-Brandenburg und weltweit. Das IGB gehört zum
Forschungsverbund Berlin e. V., einem Zusammenschluss von acht natur-,
lebens- und umweltwissenschaftlichen Instituten in Berlin. Die
vielfach ausgezeichneten Einrichtungen sind Mitglieder der
Leibniz-Gemeinschaft.

www.igb-berlin.de/

Originalpublikation:

Tom Shatwell, Jan Köhler (2018) Decreased nitrogen loading controls
summer cyanobacterial blooms without promoting nitrogen-fixing taxa:
long-term response of a shallow lake. Limnology and Oceanography.


doi: 10.1002/lno.11002

Weitere Informationen finden Sie unter

https://youtu.be/oIME72cZy4M
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MASSNAHMEN/277: "Fishing for litter" - Müll als Beifang (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Sommer 2018

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Müll als Beifang

Bei der Entsorgung in Deutschland unterstützt der NABU Fischer mit dem
"Fishing for litter"-Projekt.

von Nicole Flöper



Über eine Tonne an Abfällen - die hat Björn Fischer in Heikendorf
innerhalb von sechs Monaten an Land gebracht. Seit über einem Jahr
macht der Fischer beim NABU-Projekt "Fishing for Litter" mit, das ihm
ermöglicht, den Müll aus dem Meer in einem Container des NABU
kostenfrei am Hafen zu entsorgen. "Ich habe schon immer den Abfall mit
an Land gebracht, geändert hat sich in all den Jahren nichts", sagt
Fischer. "Klasse ist, dass durch den NABU ausgewertet wird, was für
Abfälle das sind und woher sie kommen, denn wir Fischer werden oft als
die Verursacher des Mülls dargestellt."

Das Problem Müll im Meer 

Die Bilanz nach sieben Jahren "Fishing for Litter": rund 30 Tonnen
Abfälle. Seit 2011 hat das Projekt einen festen Platz in der
NABU-Meeresschutzarbeit. Begonnen hat alles in Burgstaaken auf
Fehmarn, mittlerweile beteiligen sich 17 Fischereihäfen mit 160
Fischern an dem Projekt, neun in der Nordsee und acht in der Ostsee.
Das Projekt unterstützt Fischer bei der Entsorgung der Abfälle, die
sie beim Fischfang mit an Land bringen. Hintergrund ist, dass nicht
nur der Fisch, sondern auch der Müll, den sie mit herausfischen, ins
Eigentum der Fischer übergeht. Somit sind sie ebenfalls verantwortlich
für die Entsorgung, der dann in der Vergangenheit leider manchmal auch
zurück ins Meer gegangen ist. "Fishing for Litter setzt bei diesem
Problem an", erklärt Nils Möllmann, beim NABU zuständig für das
Projekt. Den Ursprung hat die Idee in den Niederlanden und Belgien
gehabt und ist anschließend auch von Großbritannien aufgegriffen
worden. In Deutschland setzte der NABU das Vorhaben um. "Die Fischer
sind für den aufgefischten Müll natürlich nicht ursächlich
verantwortlich, daher ist es umso ärgerlicher, wenn sie den Aufwand
haben die Maschinen an Bord von Schnüren, Draht und Garn zu befreien
und die Zusatzkosten der Entsorgung tragen müssen."

Viele Abfälle kommen von Land über die Flüsse. "In der Nordsee wird
bei den Funden sehr deutlich, dass wir mit dem Rest der
Anrainerstaaten der Nordsee und des Ärmelkanals bezogen auf Wind,
Wetter und Gezeiten, in einem Boot sitzen. Sie stammen zum Teil von
weit weg und reichen vom Wasserball vom nächsten Strand, Spezialteilen
aus der Muschelzucht in der Bretagne bis zu Hochzeitsluftballons aus
East Anglia mit Antwortkarte und Foto", sagt Möllmann.

Wissenschaftliche Auswertung der Fundstücke 

Zusammen mit einem wissenschaftlichen Team der Hochschule
Magdeburg-Stendal, mit Mitarbeitern von Landesbehörden und vielen
NABU-Freiwilligen und Aktiven wertet Nils Möllmann die Fundstücke
jährlich aus. Da sie nicht alle Abfälle sortieren können, werden
zweimal im Jahr möglichst große Stichproben aus beiden Meeren
begutachtet. Die Fundstücke werden per Hand sortiert. Kategorisiert
wird in zwei Schritten zunächst nach der OSPAR
(Meeresschutzübereinkommen zum Schutz der Meeresumwelt des
Nordostatlantiks)-100-Fundstückliste und in einem zweiten Schritt nach
Typ der gefischten Stoffklassen wie beispielsweise Holz, Leder, Gummi
und Plastik. Außerdem wird alles gewogen. 41.000 Fundstücke - das ist
die aktuelle Zahl für die Nordsee. Dort ist Kunststoff auf Platz 1. In
der Ostsee sind dafür Metall und Kunststoffe fast gleichauf. "Neu ist
unsere Top-Ten-Fundstückliste, an der wir ablesen können, gegen
welchen Müll man dringend vorgehen muss. Einwegprodukte sind dabei ein
klar identifiziertes Problem", so Möllmann. Leider dauere es oft
Jahre, bis EU, Bundesregierung oder Handel etwas unternehmen würden.
Erfolge waren zuletzt die Auslistung der Plastiktüte oder der aktuelle
Vorstoß einer Plastiksteuer.

Die Bilanz nach sieben Jahren "Fishing for Litter": rund 30
 Tonnen Abfälle.



"Die Auswertungen aus Fishing for Litter liefern uns Zahlen zu unseren
Argumenten, und die sind wichtig, um auf politischer Ebene etwas zu
erreichen. Wir arbeiten beispielsweise mit beim Runden Tisch
Meeresmüll der Bundesregierung", erklärt Möllmann. "Außerdem sind wir
froh über die guten Kontakte zu den Fischern, so konnten wir auch
andere wissenschaftliche Studien beispielsweise zu alternativen
Fangmethoden zusammen durchführen. Denn wir teilen die Liebe und Sorge
um den Zustand der Meere, wenn auch aus unterschiedlichen Motiven."

Recycling von Fischernetzen 

Zusammen mit der Hochschule Magdeburg-Stendal werden seit vier Jahren
die Wiederverwertungsmöglichkeiten des Kunststoffabfalls untersucht.
"Aus den Netzen und Tauen haben wir Granulat, sogenannte Rezyklate,
hergestellt, aus denen Produkte entstanden sind: Brillengestelle und
Brieföffner", sagt Gilian Gerke, Professorin im Fachbereich Wasser,
Umwelt, Bau und Sicherheit, Arbeitsgruppe: Rohstoffwerkstatt. Das
Verfahren sei jedoch sehr aufwändig, da viel händisch sortiert werden
müsse. Zuerst muss der Kunststoffabfall, in diesem speziellen Fall
Dolly Ropes, das sind so genannte Scheuerfäden, nach Farben sortiert
und dann gereinigt werden. Je nach Alter sind die Teile stark
verschmutzt, etwa mit Sand und Ton, oder von Pflanzen und Muscheln
bewachsen. Nach der Waschung werden sie zerkleinert und dann noch
einmal gereinigt. "Diese Forschungen werden die Ursache allerdings
nicht lösen", so Gerke, "das Plastik darf erst gar nicht im Meer
landen."

Wichtig ist Björn Fischer, dass die Menschen nicht achtlos ihren Müll
in die Gegend werfen. "Ich habe das meinen Kindern beigebracht, aber
es gibt immer noch Leute, denen das egal ist. Auch einfach mal fremden
Müll aufheben, den man auf dem Weg oder am Strand sieht - das sollten
mehr Menschen tun", findet Fischer.

 * 
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AKTIONSTAGE/948: Vielfalt erhalten an der Düpenau - Hamburg-Osdorf, 8.9. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 3. September 2018

Vielfalt erhalten

Der NABU Hamburg veranstaltet am 8.9. einen Bach-Aktionstag an der
Düpenau in HH-Osdorf. Jede/r kann mitanpacken!



Der NABU Hamburg veranstaltet am Samstag, den 8. September in
Kooperation mit dem Bezirksamt Altona einen Bach-Aktionstag an dem
kleinen Bach Düpenau in Hamburg-Osdorf. Freiwillige Helferinnen und
Helfer werden zusammen mit NABU-Aktiven einen Teich entkrauten, um
dessen Verlandung zu verhindern. Außerdem werden Kiesschüttungen
vorgenommen und überschüssige Erlen entfernt. "Das Entkusseln von
Erlen ist wichtig, damit die insektenfreundlichen Blumenwiesen, die an
den Bach grenzen, erhalten bleiben. Andernfalls würden hier nach und
nach kleine Wälder entstehen und die Heiden, Mager- und Feuchtwiesen
würden verschwinden", erklärt Fritz Rudolph, Referent für
Gewässerschutz beim NABU Hamburg. Anwohner und interessierte Bürger
sind herzlich eingeladen, bei diesem Vorhaben mitzuhelfen und sich vor
Ort zu informieren.

Wer am Bach-Aktionstag an der Düpenau mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum 6. September 2018, 15:00 Uhr an. Dabei werden
der genaue Treffpunkt und weitere Hinweise bekannt gegeben.

Kontakt:

Fritz Rudolph, NABU Hamburg,

Tel.: 040/697089-37,

rudolph[at]NABU-Hamburg.de.

Feste Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen. Für Werkzeuge,
Handschuhe, ein einfaches Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine".

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Hamburger Gewässern
wieder mehr Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich
mehr Natur in Hamburgs Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb in
diesem Jahr insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger
Stadtgebiet, um Hamburgs Bäche wieder naturnah und lebendig zu
gestalten.

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 099/18, 03.09.2018
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AKTIONSTAGE/947: "Wald bewegt" ganz Deutschland - 13.-16. September (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 3. September 2018

"Wald bewegt" ganz Deutschland im September

Forstwirtschaft und Sport laden vom 13. bis 16. September gemeinsam zu
bundesweiten Aktionstagen in den Wald ein



Mehr als zwei Milliarden Waldbesuche werden in Deutschland jährlich
gezählt. Besonders viele werden es in diesem Jahr am zweiten
Septemberwochenende sein. Erstmals finden dann bundesweit die
Deutschen Waldtage statt. "Der Wald bewegt uns alle! Er ist nicht nur
die größte Erlebnis- und Sportarena Deutschlands. Er sichert Einkommen
und Arbeitsplätze, er schützt unser Klima und ist Heimat vieler
geschützter Tiere und Pflanzen", so Bundeswaldministerin Julia
Klöckner. Initiiert vom Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) und in Kooperation mit dem Deutschen Olympischen
Sportbund (DOSB) und dem Deutschen Forstwirtschaftsrat (DFWR) laden
Forstleute und Waldbesitzende gemeinsam mit Sportlerinnen und
Sportlern in die Wälder ein. Bei deutschlandweit mehr als 100
Veranstaltungen unter dem Motto "Wald bewegt" stehen sportliche
Aktivitäten und Informationsangebote auf dem Programm.

Die Deutschen Waldtage werben so für gegenseitiges Verständnis und
Rücksichtnahme in der größten "Erlebnis- und Sportarena Deutschlands".
Vom 13. bis 16. September 2018 können Bürgerinnen und Bürger gemeinsam
mit Waldbesitzenden und Forstleuten den Wald aktiv erleben und
miteinander ins Gespräch kommen. "Mir liegt dieser Dialog sehr am
Herzen" so Klöckner weiter "denn der Wald kann seine Funktionen nur
erfüllen, weil sich Tag für Tag Försterinnen und Förster engagieren
und den Wald gemeinsam mit den Waldeigentümern nachhaltig
bewirtschaften."

Sportaktive und Erholungssuchende können bei den Waldtagen den Wald
als Lebensraum und Arbeitsplatz kennenlernen. Gleichzeitig haben
Sportlerinnen und Sportler die Möglichkeit, ihre Bedürfnisse an den
Wald als Sportraum darzustellen. Um die positiven und
gesundheitsfördernden Wirkungen des Waldes aktiv erlebbar zu machen,
organisieren Sportvereine, Forstleute und Waldbesitzende im ganzen
Land gemeinsam zahlreiche Aktionen und Veranstaltungen, wie
Raderlebnistage, Bogenschießen, Laufveranstaltungen, Waldolympiaden,
Waldexkursionen zu Pferd, Geocaching oder das sogenannte Plogging,
eine Mischung aus Müllsammeln und Joggen im Wald. Die Forstleute
informieren über den Wald und bieten hautnah interessante Einblicke in
ihre Arbeit. Die Deutschen Waldtage 2018 fördern so den Dialog und
werben für gegenseitiges Verständnis und Rücksichtnahme der Menschen
mit ihren verschiedenen Freizeitaktivitäten untereinander, aber auch
für diejenigen, die den Wald beruflich nutzen oder denen der Wald
gehört.

Bundeswaldministerin Julia Klöckner lädt die Bürgerinnen und Bürger
stellvertretend für alle Akteure zu einem Besuch der Deutschen
Waldtage 2018 ein: "Seien Sie herzlich willkommen zu einer der vielen
Veranstaltungen in ganz Deutschland. Nutzen Sie die Gelegenheit zur
sportlichen Betätigung, zur Information und zum Austausch mit
Försterinnen und Förstern, bei denen ich mich sehr für Ihr Engagement -
 nicht nur an diesem Wochenende - bedanke."

Informationen rund um die Deutschen Waldtagen 2018 und eine Übersicht
aller regionalen Veranstaltungen hält die Internetseite 

www.deutsche-waldtage.de bereit.

Die Deutschen Waldtage 2018

Auf Initiative des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft
(BMEL) und in Kooperation mit dem Deutschen Olympischen Sportbund
(DOSB) und dem Deutschen Forstwirtschaftsrat (DFWR) finden vom 13. bis
16. September 2018 die Deutschen Waldtage 2018 statt. Unter dem Motto
"Wald bewegt" stehen Sport, Erholung und Gesundheit im Mittelpunkt.
Bürgerinnen und Bürger sind von Waldbesitzern und Forstleuten zu
deutschlandweiten regionalen Veranstaltungen in die Wälder eingeladen.
Mit den Deutschen Waldtagen 2018 wird ein Dialog zwischen
Forstwirtschaft, Sport und Öffentlichkeit gestartet, bei dem es um
gegenseitiges Verständnis und Rücksichtnahme geht. Denn den Wald als
"größte Erlebnisarena Deutschlands" zu nutzen, ist nicht
selbstverständlich.

Das Engagement der Forstbranche und der Sportorganisationen anlässlich
der Deutschen Waldtage 2018 ist eingebettet in die Kooperation
"WALD.SPORT.BEWEGT." des DOSB und des DFWR, die zu einer stärkeren
Vernetzung und einer vertrauensvollen Zusammenarbeit der Akteure von
Forst- und Sportseite beitragen soll.

https://www.deutsche-waldtage.de

 * 

Quelle:

Presseerklärung Nr. 110 vom 03.09.2018

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Referat MK1, Pressestelle

Hausanschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3170, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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FEST/110: 80 Jahre Naturschutzgebiet Mindelsee - Jubiläumsfeier mit Exkursionen, Vorträgen und Musik, 16.9.


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 3. September 2018

Veranstaltungsankündigung

Jubiläumsfeier: 80 Jahre Naturschutzgebiet Mindelsee



Als Schutzgebietsbetreuer veranstaltet der BUND Baden-Württemberg am
16. September in Radolfzell-Möggingen eine große Jubiläumsfeier mit
Exkursionen, Vorträgen und Musik.

Stuttgart/Radolfzell. Das Naturschutzgebiet Mindelsee gehört zu den
wichtigsten Hotspots der Artenvielfalt in Baden-Württemberg: Wasser-
und Schilfflächen, Streuweisen, Trockenrasen, Niedermoorbereiche und
naturnahe Nadel- und Laubwälder - die strukturreichen Lebensräume rund
um den See beheimaten einen seltenen Schatz an Pflanzen- und
Tierarten. Mehr als 2.000 Tier- und hunderte Pflanzenartenarten leben
hier. Hierzu gehören der gefährdete Falter Dunkler Moorbläuling oder
die Moorente. Außerdem seltene Orchideenarten wie die Sumpf-Glanzkraut
und Sommer-Drehähre.

Dieser Arten- und Biotopreichtum sowie die Schönheit der
Kulturlandschaft waren vor 80 Jahren Anlass für die
Unterschutzstellung als Naturschutzgebiet: Es ist somit das
zweitälteste im Land.


BUND seit fast fünf Jahrzehnten im Einsatz

Der BUND Baden-Württemberg betreut seit 46 Jahren das Schutzgebiet.
Im Jubiläumsjahr organisiert der BUND als Schutzgebietsbetreuer ein
Jubiläumsfest am 16. September auf dem Dorfplatz beim
Naturschutzzentrum des BUND in Radolfzell-Möggingen. Auf dem
Jubiläumsprogramm steht ein buntes Programm mit Vorträgen, Führungen
und Aktivitäten für Kinder.


Jubiläums-Programm - 16. September 2018

• 12:30 - Eröffnung


	Festansprache zum Jubiläum durch Marin Staab (Oberbürgermeister Stadt Radolfzell) und feierliche Eröffnung des neuen Wanderwegs Mindelsee

	Eröffnung des Jubiläumsfestes durch Ralf Stolz (Hauptgeschäftsführer des BUND Landesverband Baden-Württemberg) und Ralf Mayer (Ortsvorsteher Möggingen)

	Würdigung des Naturschutzgebiet Mindelsee durch Dr. Susanne Wolfer (Regierungspräsidium Freiburg)



• 14:00 Uhr Vortrag mit Fotos von Wolfgang Friedrich (ehemaliger
Hauptgeschäftsführer des BUND Baden-Württemberg)

• 15:00 bis 18:00 Uhr Exkursionsprogramm mit Spaziergängen,
beispielsweise zum Mindelsee (mit Kai-Steffen Frank + Thomas
Giesinger), Imkerei (Christian Grisard) oder Streuobstwiesen (NN).

• Konzert der Rockin'60s auf dem Mögginger Dorfplatz.

Für Speis und Trank ist gesorgt.

Die Jubiläumsfeier in Kürze:

Was:

Jubiläumsfest 80 Jahre Naturschutzgebiet Mindelsee

Wann: 

16. September, 12:30 bis 18:00 Uhr

Wo: 

BUND-Naturschutzzentrum Radolfzell-Möggingen,

Mühlbachstraße 2, 78315 Radolfzell



Weitere Infos und Programm:
https://www.bund-bawue.de/fileadmin/bawue/Dokumente/Themen/Naturoasen_schuetzen/BUND_BW_Jubilaeumsfest_80_Jahre_NSG_Mindelsee_16-09-2018.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation, 03.09.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue
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TOUR/7322: Bielefeld - KIEZ-Tour durch den Westen der Stadt am 15. und 29. September


KIEZ-Tour durch den Bielefelder Westen



Die neue Kiez-Tour zoomt in den Bielefelder Westen. Die Stadtführung
ist facettenreich, bunt, eigensinnig und kreativ - so wie der beliebte
Bielefelder Stadtteil.

Der Fokus richtet sich auf (un-)bekannte Hotspots und beleuchtet
Beton, Kneipenkult, Fußball, Street Art, Kunst und Lebensgefühl. Alles
ein bisschen abseits vom Mainstream - mit Fun-Facts, einer guten
Portion Wissen rund um den Westen und der ein oder anderen
Überraschung...

Seid bei der ersten Kiez-Tour durch Bielefelds Westen dabei und
entdeckt neues Terrain!

Preis - pro Person EUR 12,00 (ermäßigt EUR 10,00)

Tickets - für die öffentlichen Führungen in der Tourist-Information am
Niederwall, Tel. (0521) 516999

 - Gruppenbuchungen ab 10 Personen,

Tel. (0521) 516102

Teilnehmer - max. 20

Dauer - 2,5 Stunden

Start - U-Bahn-Haltestelle Rudolf-Oetker-Halle/Graffiti

Ende - Emil-Gross-Platz

Ort: Bielefeld-Mitte

Veranstalter - Bielefeld Marketing GmbH, Tel. (0521) 516160

Termine: 


15. und 29.09.2018, jeweils von 16:00 - 18:30 Uhr


Karten bestellen - Preise: EUR 12,00/ EUR 10,00

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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